
4. Beschlussabteilung 

B4 – 80/17 

FUSIONSKONTROLLVERFAHREN 

VERFÜGUNG GEM. § 40 ABS. 2 GWB 

– für Veröffentlichung bestimmt – 

Beschluss 
In dem Verwaltungsverfahren 

1. EnBW Energie Baden-Württemberg AG 
Durlacher Allee 93 
76131 Karlsruhe  

– Beteiligte zu 1.– 

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt 
Dr. Andreas Hahn  
OPPENLÄNDER Rechtsanwälte  
Börsenplatz 1 
D-70174 Stuttgart 

2. MVV Energie AG 
Luisenring 49 
68159 Mannheim  

– Beteiligte zu 2.– 

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt 
Dr. Thorsten Mäger 
Hengeler Mueller 
Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
Benrather Straße 18-20 
D-40213 Düsseldorf 
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3. ENGIE Deutschland AG 

Friedrichstraße 200 

10117 Berlin 

– Beteiligte zu 3. – 

4. MVV Verkehr GmbH 

Möhlstraße 27  

68165 Mannheim 

– Beteiligte zu 4. –  

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt 
Dr. Matthias Nordmann, LL.M. 
Dentons Europe LLP 
Rechtsanwälte Steuerberater 
Jungfernturmstr. 2 
80333 München 

5. Stadt Mannheim 
Rathaus E 5 
68159 Mannheim 

– Beigeladene zu 5. – 

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt 
Dr. Matthias Nordmann, LL.M. 
Dentons Europe LLP 
Rechtsanwälte Steuerberater 
Jungfernturmstr. 2 
80333 München 

6. ALBA Group plc & Co. KG 
Knesebeckstraße 56-58 
10719 Berlin 

– Beigeladene zu 6. – 

7. RWE AG 
Huyssenstraße 2 
45128 Essen 

– Beigeladene zu 7. – 
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8. Remondis SE & Co. KG 
Brunnenstraße 138 
44536 Lünen 

– Beigeladene zu 8. – 

zur Prüfung des Zusammenschlussvorhabens nach § 36 Abs. 1 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen1 (GWB) der Beteiligten zu 1., ihre Anteile an der Beteiligten 

zu 2. von 22,48 % auf 28,76 % aufzustocken, hat die 4. Beschlussabteilung des Bundes-

kartellamtes am 13. Dezember 2017 beschlossen: 

I. Das mit Schreiben vom 05. Juli 2017 angemeldete Vorhaben wird freigegeben. 

II. Die Gebühr für diese Entscheidung wird auf  

[…] 

festgesetzt und der Beteiligten zu 1. auferlegt. Dabei wird auf die Gebühr für den Frei-

gabebeschluss die gesondert festzusetzende Gebühr von […] für die Anmeldung des 

Zusammenschlussvorhabens angerechnet. 

Gründe 

A. Sachverhalt 

I. Das Vorhaben 

Die EnBW Energie Baden-Württemberg AG mit Sitz in Karlsruhe (im Folgenden: EnBW) 

beabsichtigt, von der ENGIE Deutschland AG (im Folgenden: ENGIE) deren 6,28 % der 

Anteile an der MVV Energie AG (im Folgenden: MVV) einschließlich der damit verbunde-

nen Stimmrechte zu erwerben.  

1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), zuletzt geändert durch Artikel 95 des Gesetzes vom 29. März 2017 
(BGBl. I S. 626). 
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Die Transaktion würde den Anteil der EnBW an der MVV von 22,48 % auf 28,76 % erhöhen. 

Das Vorhaben erfüllt die Zusammenschlusstatbestände des § 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. b) und 

Nr. 3 Satz 3 GWB. 

II. Die beteiligten Unternehmen 

1. Die Zusammenschlussbeteiligten 

a) EnBW Energie Baden-Württemberg AG, Karlsruhe 

Die EnBW versteht sich als „integriertes Energieversorgungsunternehmen“. Sie ist selbst 

und über beteiligte Unternehmen entlang der gesamten Wertschöpfungskette in der Strom- 

und Gasversorgung tätig. Außerdem werden Leistungen in den Bereichen Fernwärme und 

Wasserversorgung, „energienahe“ Dienstleistungen inklusive IT- und Telekommunikation 

sowie Entsorgungs- und Umweltdienstleistungen angeboten. Schließlich ist EnBW bundes-

weit in der Projektierung, dem Bau und dem Betrieb von Windenergie- und Photovoltaikan-

lagen tätig.  

Die EnBW beschäftigt ca. […] Mitarbeiter und hat im letzten abgeschlossenen Geschäfts-

jahr 2016 […] € Umsatz erzielt.2

Gesellschafter der EnBW sind zu je 46,75 % die OEW Energie Beteiligungsgesell-

schaft GmbH (im Folgenden: OEW), eine 100 %ige Tochter des Zweckverbands Ober-

schwäbische Elektrizitätswerke (im Folgenden: ZV OEW), sowie die NECKARPRI Beteili-

gungsgesellschaft mbH, deren mittelbare Eigentümerin zu 100 % das Land Baden-Würt-

temberg ist. Der ZV OEW ist ein Verband aus neun Landkreisen in Baden-Württemberg. 

Die restlichen Anteile befinden sich in der Hand verschiedener kommunaler Unternehmen 

und Kommunalverbände sowie im Streubesitz. Laut Anmeldung besteht keine gemeinsame 

Kontrolle von OEW und dem Land Baden-Württemberg […]. 

b) MVV Energie AG, Mannheim 

Bei der MVV handelt es sich um ein bundesweit tätiges Energieversorgungsunternehmen 

mit Geschäftsaktivitäten in der Energie-, Fernwärme- und Wasserversorgung und dem 

2 Vgl. Anmeldung der EnBW vom 05.07.2017, S. 2, Verfahrensakte Bd. I, Bl. 203 (im Folgenden 
ohne separate Angabe „Verfahrensakte“).  
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Energiehandel; darüber hinaus erbringt die MVV Entsorgungsdienstleistungen und Dienst-

leistungen in der Energiebranche. Die MVV projektiert, baut und betreibt außerdem Wind-

energie-, Photovoltaik-, Biogas- und Biomasseanlagen.  

Der MVV-Konzern beschäftigt ca. […] Mitarbeiter und hat im Geschäftsjahr 2015/16 

(01.10.2015 bis 30.09.2016) ausweislich des Konzernjahresabschlusses 20163 Umsatzer-

löse von 4.066 Mio. € erzielt.  

Aktuelle Gesellschafter der MVV sind neben der EnBW mit bislang 22,48 % die allein kon-

trollierende MVV Verkehr GmbH, Mannheim (im Folgenden: MVV Verkehr, eine mittelbar 

99,99 %ige Tochtergesellschaft der Stadt Mannheim4), mit 50,01 %, die RheinEnergie AG, 

Köln (im Folgenden: RheinEnergie), mit 16,3 % und die Veräußerin ENGIE, mit 6,3 %. Der 

Rest der Aktien befindet sich in Streubesitz. […]  

c) MVV Verkehr GmbH 

Die MVV Verkehr in Mannheim ist eine 99,99 %ige Tochtergesellschaft der MVV GmbH, 

die ihrerseits als Holdinggesellschaft der Stadt Mannheim fungiert, Beteiligungen an Ener-

gieversorgungs- und ÖPNV-Unternehmen hält und selbst für die Steuerung und Finanzie-

rung des ÖPNV in Mannheim zuständig ist.  

2. Die Veräußerin 

 Die ENGIE (vormals GDF SUEZ Energie Deutschland AG) mit Sitz in Berlin ist ein zur fran-

zösischen ENGIE-Gruppe (vormals GDF SUEZ) gehörender Energieversorger und Projekt-

entwickler im Energiebereich.5

3 Siehe https://www.mvv.de/de/investoren/publikationen/publikationen_1.jsp, zuletzt abgerufen am 
27.10.2017.  

4 Siehe https://www.mannheim.de/de/stadt-gestalten/staedtische-gesellschaften/mvv-gmbh, zuletzt 
abgerufen am 27.10.2017.  

5 Siehe https://www.engie-deutschland.de/de/engie/engie-deutschland-ag/, zuletzt abgerufen am 
27.10.2017.  
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3. Die Beigeladenen  

a) Stadt Mannheim 

 Die Stadt Mannheim ist an einer Reihe kommunaler Unternehmen verschiedener Wirt-

schafts- und Daseinsvorsorgebereiche, unter anderem der Abfallentsorgung und -beseiti-

gung, beteiligt.  

b) ALBA Group plc & Co. KG 

 Die Alba ist die Obergesellschaft der ALBA Group. Die Alba erbringt über ihre Tochterge-

sellschaften unter anderem in Baden-Württemberg verschiedene Dienstleistungen in der 

Kreislaufwirtschaft von der Abfallerfassung über die Sortierung und Verwertung bis zum 

Recycling. Ergänzend werden Dienstleistungen wie z.B. die Verpackungslizensierung im 

Dualen System der Verpackungsrücknahme angeboten.  

 Die Alba beschäftigt weltweit ca. […] Mitarbeiter und hat im Geschäftsjahr 2016 einen Um-

satz von ca. 1.800 Mio. € erwirtschaftet.6

c) RWE AG 

 Die RWE ist ein börsennotiertes Energieversorgungsunternehmen und mit ihren verbunde-

nen Unternehmen, darunter insbesondere die innogy SE, Essen (im Folgenden: innogy), 

auf verschiedenen Wertschöpfungsstufen der Energieversorgung tätig. Im Bereich der 

Strom- und der Gasversorgung betrifft das im Wesentlichen die Erzeugung, die Verteilung, 

den Handel und den Vertrieb. Die RWE zählt zu den größten Energieversorgungsunterneh-

men in Deutschland und Europa. Darüber hinaus ist das Unternehmen in geringerem Maße 

in den Bereichen Wasser- und Wärmeversorgung tätig und betreibt ein Müllheizkraftwerk 

in Essen-Karnap sowie eine thermische Abfallbehandlungsanlage in Salzbergen. 

 Im Konzernjahresabschluss 2016 weist die RWE Umsatzerlöse von 43.590 Mio. € aus.7

6 Siehe https://www.alba.info/unternehmen/ueber-uns.html, zuletzt abgerufen am 27.10.2017.  

7 Siehe http://www.rwe.com/web/cms/mediablob/de/3688518/data/2957158/7/rwe/investor-relati-
ons/berichte/2016/RWE-Geschaeftsbericht-2016.pdf, zuletzt abgerufen am 28.10.2017.  
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d) Remondis SE & Co. KG 

 Die Remondis ist die Obergesellschaft der zum Rethmann-Konzern gehörenden Remondis-

Gruppe. Diese bietet über ihre Tochtergesellschaften unter anderem in Baden-Württem-

berg Entsorgungs- und Recyclingdienstleistungen in der gesamten Wertschöpfungskette 

der Kreislaufwirtschaft an. Die Remondis betreibt außerdem im Rahmen von öffentlich-pri-

vaten Partnerschaftsgesellschaften (ÖPP) thermische Verwertungsanlagen unter anderem 

in den Städten Mainz und Frankfurt/Main.  

 Die Remondis beschäftigt weltweit ca. 30.000 Mitarbeiter.8 Die Rethmann-Gruppe erwirt-

schaftete 2016 einen Jahresumsatz von 12,66 Mrd. €.9

III. Verfahrensgang 

1. Ermittlungen im Verfahren B8-31/17 

 Am 16. März 2017 wurde erstmals beim Bundeskartellamt das Zusammenschlussvorhaben 

der EnBW angemeldet, ihren Anteil am Kapital der MVV durch Erwerb von 6,28 % auf 

28,76 % zu erhöhen. Das Verfahren wurde von der 8. Beschlussabteilung unter dem Ak-

tenzeichen B8-31/17 geführt.  

 Am 17. März 2017 schickte die 8. Beschlussabteilung Auskunftsersuchen an die Beteiligten 

MVV und EnBW.  

 Am 20. März 2017 informierte das Bundeskartellamt die Wettbewerbsbehörden im Forum 

ECA (European Competition Authorities) über das Verfahren, nachdem geklärt worden war, 

dass das Zusammenschlussvorhaben auch in Österreich anmeldepflichtig ist.  

 Die Antworten der EnBW und der MVV zum Auskunftsersuchen vom 17. März 2017 gingen 

beim Bundeskartellamt am 21. März 2017 per Fax ein. Gleichzeitig beantragte die MVV 

Akteneinsicht in das Verfahren. Ebenfalls am 21. März 2017 schickte die 8. Beschlussab-

teilung jeweils ein weiteres Auskunftsersuchen an MVV und EnBW. Am 22. März 2017 

erging ein weiteres Auskunftsersuchen an die innogy. 

8 Siehe https://www.remondis.de/profil/#c181355, zuletzt abgerufen am 28.10.2017. 

9 Vgl. Anmeldung im Verfahren B4-31/17, Rhenus/Remondis-GRI.  
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 Am 22. März 2017 teilte die 8. Beschlussabteilung der Anmelderin telefonisch mit, dass das 

Anmeldeschreiben aufgrund der Bedeutung des Zusammenschlussvorhabens für den Be-

reich der Abfallentsorgung ebenfalls der 4. Beschlussabteilung vorgelegt wurde und dort 

unter dem Aktenzeichen B4-12/17-007 bearbeitet wird. Am 24. März 2017 schickte die Be-

schlussabteilung ein weiteres Auskunftsersuchen an die Stadt Mannheim.  

 Am 25. März 2017 ging die Antwort der MVV zum Auskunftsersuchen vom 21. März 2017 

beim Bundeskartellamt ein. Am 28. März 2017 schickte die 8. Beschlussabteilung aufgrund 

des Antrags auf Akteneinsicht vom 17. März 2017 eine nichtvertrauliche Fassung des An-

meldeschreibens vom 16. März 2017 an die MVV. Ebenfalls am 28. März 2017 ging die 

Antwort der EnBW zum Auskunftsersuchen vom 21. März 2017 beim Bundeskartellamt ein. 

 Am 29. März 2017 ging die Antwort der innogy zum Auskunftsersuchen vom 22. März 2017 

ein. Am selben Tag führte die 8. Beschlussabteilung ein Telefonat mit der Bundesnetza-

gentur zu den Bereichen Regelenergie und Redispatch. Weiterhin fand am 29. März 2017 

ein Gespräch der 8. und der 4. Beschlussabteilung mit Vertretern der MVV im Bundeskar-

tellamt statt. Die MVV hatte am selben Tag vorab per E-Mail eine neue Stellungnahme 

eingereicht.  

 Am 30. März 2017 ging ein Beiladungsantrag der ALBA ein. Am 31. März 2017 ging die 

Antwort der Stadt Mannheim zum Auskunftsersuchen vom 22. März 2017 beim Bundeskar-

tellamt ein, in der die Stadt Mannheim zugleich einen Antrag auf Beiladung zum Verfahren 

stellte.  

 Am 03. April 2017 fand ein Telefongespräch der 8. Beschlussabteilung mit dem Übertra-

gungsnetzbetreiber TenneT zur Planung und zum Abruf von Regelenergie und Redispatch 

statt. Am 04. April 2017 ging eine Stellungnahme der MVV zum Anmeldeschreiben der 

EnBW bei der Beschlussabteilung ein.  

 Am 11. April 2017 ging eine weitere Stellungnahme der MVV bei der 8. Beschlussabteilung 

ein. Am 13. April 2017 forderte die 8. Beschlussabteilung um Geschäftsgeheimnisse berei-

nigte Fassungen von Stellungnahmen und Antworten auf Auskunftsersuchen von der MVV, 

der innogy und der Stadt Mannheim an.  

 Am 18. April 2017 ging die Rücknahme der Anmeldung durch die EnBW bei der 8. Be-

schlussabteilung per Fax ein. 

 Am 25. April 2017 gingen Rücknahmen der Beiladungsanträge der ALBA und der Stadt 

Mannheim bei der 8. Beschlussabteilung ein. 
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2. Weitere Ermittlungen der 8. Beschlussabteilung 

 Am 19. April 2017 ging eine um Geschäftsgeheimnisse bereinigte Fassung der Antwort auf 

das Auskunftsersuchen von der innogy bei der 8. Beschlussabteilung ein. Zudem teilte die 

Stadt Mannheim mit, dass ihr Schreiben vom 13. März 2017 keine Geschäftsgeheimnisse 

enthält. Am 20. April 2017 gingen mehrere um Geschäftsgeheimnisse bereinigte Fassun-

gen von Antworten der MVV bei der 8. Beschlussabteilung ein. 

 Am 21. April 2017 verschickte die 8. Beschlussabteilung um Geschäftsgeheimnisse berei-

nigte Fassungen verschiedener Stellungnahmen an die EnBW. Am 25. April 2017 fand ein 

persönliches Gespräch der 8. und der 4. Beschlussabteilung mit Vertretern der EnBW im 

Bundeskartellamt statt.  

 Am 22. Mai 2017 erhielt die 8. Beschlussabteilung eine weitere, bereits im persönlichen 

Gespräch mit der EnBW angekündigte Stellungnahme der EnBW zum Zusammenschluss-

vorhaben. 

3. Ermittlungen unter Az B4-12/17-007  

 Am 04. Mai 2017 versendete die 4. Beschlussabteilung unter dem Aktenzeichen B4-12/17-

007 formlos Fragebögen zum Bereich Abfallentsorgung an Betreiber von Müllverbren-

nungsanlagen in Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Hessen und dem Saar-

land. Ein Teil der Anlagenbetreiber erklärte auf entsprechenden Hinweis der 4. Beschluss-

abteilung, dass die Fragen erst auf der Basis eines förmlichen Auskunftsbeschlusses im 

Falle einer ggfs. erfolgenden Wiederanmeldung beantwortet würden.  

 Am 30. Mai 2017 ging die Antwort der EnBW zum Auskunftsersuchen der 4. Beschlussab-

teilung vom 04. Mai 2017  beim Bundeskartellamt ein. Die Antwort wurde mit E-Mail vom 

27. Juni 2017 ergänzt.  

 Am 31. Mai 2017 ging die Antwort der MVV zum Auskunftsersuchen der 4. Beschlussab-

teilung vom 04. Mai 2017 ein.  

4. Erneute Anmeldung Az B8-73/17, übertragen nach B4-80/17 

 Am 05. Juli 2017 ging die Neuanmeldung des Zusammenschlussvorhabens bei der 8. Be-

schlussabteilung ein. Darin bezieht sich die Anmelderin auf das vorangegangene Verfahren 

der 8. Beschlussabteilung (B8-31/17) und die zwischenzeitlichen Ermittlungen der 4. Be-

schlussabteilung (B4-12/17-007) sowie alle in diesen Verfahren bisher eingereichten 

Schriftsätze und macht sie zum Gegenstand ihrer Neuanmeldung. Inhaltlich wird in der 



- 10 - 

Neuanmeldung das identische Zusammenschlussvorhaben angemeldet wie im Verfahren 

B8-31/17.  

 Auf Beschluss der 8. Beschlussabteilung vom 02. August 2017 hin wurde das Verfahren 

B8-73/17 auf die 4. Beschlussabteilung übertragen. Die 4. Beschlussabteilung führt das 

Verfahren unter dem neu vergebenen Aktenzeichen B4-80/17 weiter.  

 Die Akten B8-31/17 und B4-12/17-007 wurden als Beiakten zum vorliegend zu prüfenden 

Zusammenschlussvorhaben B4-80/17 zugezogen. 

 Mit Schreiben vom 20. September 2017 stimmte die anmeldende EnBW vor dem Hinter-

grund noch vorzulegender Beratungsergebnisse ökonomischer Gutachter einer Verlänge-

rung der Untersagungsfrist gem. § 40 Abs. 2 GWB bis 30. November 2017 zu.  

 Mit Schreiben vom 30. Oktober 2017 stimmte die anmeldende EnBW einer weiteren Ver-

längerung der Untersagungsfrist gem. § 40 Abs. 2 GWB zu. Die Frist zur Untersagung des 

Zusammenschlusses endet in Folge dessen frühestens am 15. Dezember 2017. 

5. Beiladungen  

a) Beiladung Alba 

 Die Alba hat mit Schreiben vom 17. Juli 2017, eingegangen beim Bundeskartellamt am sel-

ben Tag, gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB die Beiladung zum Verfahren beantragt. Den Be-

teiligten wurde diesbezüglich mit Schreiben vom 21. Juli 2017 Gelegenheit zur Stellung-

nahme bis zum 24. Juli 2017 gegeben. Keine der Beteiligten hat eine Stellungnahme zum 

Antrag der ALBA abgegeben. 

 Mit Beschluss vom 19. September 2017 wurde die Alba gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB zum 

Verfahren beigeladen. 

b) Beiladung Stadt Mannheim, Mannheim 

 Die Stadt Mannheim hat mit Schreiben vom 17. Juli 2017, eingegangen beim Bundeskar-

tellamt am selben Tag, gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB die Beiladung zum Verfahren bean-

tragt. Den Beteiligten wurde mit Schreiben vom 21. Juli 2017 Gelegenheit zur Stellung-

nahme bis zum 24. Juli 2017 gegeben. Die Beteiligte zu 1. hat mit Schreiben vom 

24. Juli 2017, eingegangen beim Bundeskartellamt per Fax am selben Tag, eine Stellung-

nahme eingereicht, in der sie die Beiladung der Antragstellerin wegen fehlender Begrün-

dung und mangels der Berührung wirtschaftlicher Interessen der Antragstellerin zurück-

weist.  
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 Die Antragstellerin hat auf diese Stellungnahme mit Schreiben vom 01. August 2017, ein-

gegangen beim Bundeskartellamt am 02. August 2017, erwidert und unter Bezugnahme 

auf den Beschluss des OLG Düsseldorf vom 05. Juli 200010 erklärt, dass jeder unmittelbare 

oder mittelbare Einfluss eines Verfahrensergebnisses auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 

eines Unternehmens für die Beiladungsfähigkeit ausreiche. Im Übrigen hat sie auf ihren 

Beiladungsantrag im Verfahren B8-31/17 vom 31. März 2017 verwiesen.  

 Mit Beschluss vom 19. September 2017 wurde die Stadt Mannheim gemäß § 54 Abs. 2 

Nr. 3 GWB zum Verfahren beigeladen. 

c) Beiladung RWE  

 Mit Schreiben vom 15. September 2017, eingegangen beim Bundeskartellamt am selben 

Tag, hat die RWE gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB die Beiladung zum Verfahren beantragt. 

Den Beteiligten wurde mit Schreiben vom 18. September 2017 Gelegenheit zur Stellung-

nahme bis zum 22. September 2017 gegeben. Die Beteiligte zu 2. hat hiervon Gebrauch 

gemacht und mit Schreiben vom 22. September 2017 die Beiladung der Antragstellerin be-

fürwortet.  

 Mit Beschluss vom 04. Oktober 2017 wurde die RWE gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB zum 

Verfahren beigeladen. 

d) Beiladung Remondis  

 Mit Schreiben vom 29. September 2017, vervollständigt mit Schreiben vom 06. Oktober 

2017, hat die Remondis gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB die Beiladung zum Verfahren be-

antragt. Den Beteiligten wurde mit Schreiben vom 06. Oktober 2017 Gelegenheit zur Stel-

lungnahme bis zum 09. Oktober 2017 gegeben. Der Beiladung wurde von keiner der Betei-

ligten widersprochen. 

 Mit Beschluss vom 12. Oktober 2017 wurde die Remondis gemäß § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB 

zum Verfahren beigeladen. 

10 OLG Düsseldorf, Beschluss vom 05.07.2000, Kart 1/00 (V), juris.  
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6. Ermittlungen im Verfahren B4-80/17 (vormals B8-73/17) 

 Die 4. und die 8. Beschlussabteilung haben von den Beteiligten, von ihren Wettbewerbern 

und von öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern Auskunft über ihre wirtschaftlichen Ver-

hältnisse und die Herausgabe von Unterlagen verlangt (§ 59 Abs. 1 GWB).  

a) Beteiligte 

 Am 23. Juni 2017 schickte die 8. Beschlussabteilung in Vorbereitung auf eine Neuanmel-

dung des Verfahrens ein Auskunftsersuchen zu bestehenden Bezugsrechts- und Gewinn-

abführungsverträgen sowie zu zukünftigen Plänen bezüglich der Großkraftwerk Mann-

heim AG, Mannheim (im Folgenden: GKM) an die EnBW. Am 30. Juni 2017 schickte die 

8. Beschlussabteilung ein inhaltsgleiches Auskunftsersuchen an die MVV. Zudem wurde 

eine Kraftwerksliste der MVV zuzurechnenden Kraftwerke und Kraftwerksscheiben ange-

fordert. Am 03. Juli 2017 ging die Antwort der EnBW zum Auskunftsersuchen vom 

23. Juni 2017 beim Bundeskartellamt ein. 

 Die 4. Beschlussabteilung hat im Verlauf des Verfahrens von den Zusammenschlussbetei-

ligten mehrfach Informationen über deren Tätigkeiten auf den betroffenen Entsorgungs-

märkten erfragt, die diese schriftlich und/oder per E-Mail zur Verfügung gestellt haben.  

 Die Zusammenschlussbeteiligten haben ergänzend in mehreren Schriftsätzen Stellung zum 

Verfahren genommen.  

 Mit Auskunftsbeschluss vom 04. September 2017 wurden die Zusammenschlussbeteiligten 

und ihre Wettbewerber (s.u.) um ergänzende Angaben zu ihren wirtschaftlichen Verhältnis-

sen auf den Entsorgungsmärkten gebeten. 

 Die EnBW hat mit Schreiben vom 09. Oktober 2017 eine Stellungnahme […] zu materiellen 

Wirkungen des Zusammenschlusses auf Entsorgungsmärkten vorgelegt.  

 Die EnBW hat am 11. Oktober 2017 in einer Besprechung beim Bundeskartellamt das Gut-

achten […] vorgestellt und ihre Rechtsauffassung zum Zusammenschlussvorhaben vorge-

tragen. 

 Die MVV hat mit Schreiben vom 01. August 2017 und vom 10. Oktober 2017 ökonomische 

Gutachten […] zu materiellen Wirkungen des Zusammenschlusses auf Energiemärkten 

vorgelegt.  

 Die MVV hat mit E-Mail vom 19. Oktober 2017 ein ökonomisches Gutachten […] zu mate-

riellen Wirkungen des Zusammenschlusses auf Entsorgungsmärkten vorgelegt.  
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b) Wettbewerber 

 Mit Auskunftsbeschluss vom 06. Juli 2017 wurde den Betreibern von Müllverwertungsanla-

gen, die auf das formlose Auskunftsersuchen der 4. Beschlussabteilung vom 04. Mai 2017 

nur auf der Basis einer erneuten Anmeldung antworten wollten, erneut der Fragebogen vom 

04. Mai 2017 übersandt. Alle befragten Unternehmen haben die Fragebögen beantwortet.  

 Mit Auskunftsbeschlüssen vom 07. Juli 2017 und vom 21. Juli 2017 wurden die vier deut-

schen Übertragungsnetzbetreiber umfassend zum Bereich Redispatch befragt. 

 Mit Auskunftsersuchen vom 13. Juli 2017 wurde die RheinEnergie als Anteilseignerin an 

der MVV zu ihren Anteilen und Mitwirkungsmöglichkeiten an der MVV befragt. Zudem sollte 

eine Bewertung der voraussichtlichen Auswirkungen des Zusammenschlussvorhabens ab-

gegeben werden.  

 Mit Auskunftsersuchen vom 14. Juli 2017 wurde die GKM zur zukünftigen Entwicklung des 

von ihr betriebenen Kraftwerks und bezüglich einer Einschätzung der Auswirkungen des 

Zusammenschlussvorhabens befragt. Zudem sollten Nichtverfügbarkeiten des GKM ange-

geben werden.  

 Mit Auskunftsbeschluss vom 04. September 2017 wurden die Zusammenschlussbeteiligten 

und Betreiber von Anlagen zur thermischen Verwertung von Abfällen in den Bundesländern 

Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland 

um ergänzende Angaben zu ihren wirtschaftlichen Verhältnissen auf den Entsorgungs-

märkten gebeten. Alle befragten Unternehmen haben die Fragebögen beantwortet.  

c) Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 

 Mit Auskunftsbeschluss vom 01. September 2017 wurden die öffentlich-rechtlichen Entsor-

gungsträger (im Folgenden: örE) der Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Hessen 

und Rheinland-Pfalz zu ihren wirtschaftlichen Verhältnissen, namentlich zur Verwertung 

von Siedlungsabfällen befragt.  

 Bis auf einen, für die spätere Marktabgrenzung und materielle Würdigung nicht relevanten, 

örE haben alle befragten örE die Fragebögen entweder direkt oder durch ihre Zweckver-

bände beantwortet.  

d) Beigeladene 

 Jeweils mit Ergänzungsschreiben zu den Beiladungsbeschlüssen wurden die Beigeladenen 

zu Stellungnahmen zu den sachlich betroffenen Entsorgungsmärkten gebeten.  
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 Alle Beigeladenen haben Stellungnahmen abgegeben.  

e) Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg  

 Am 25. Oktober 2017 wurde das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Ba-

den-Württemberg (UMBW) telefonisch um Auskünfte zum landesrechtlichen Rahmen der 

Marktverhältnisse auf den Müllverbrennungsmärkten in Baden-Württemberg befragt.  

7. Rechtliches Gehör 

 Am 17. Oktober 2017 wurden der EnBW und der MVV per E-Mail und mit ergänzendem 

Schreiben vorgezogene Akteneinsicht in ausgewählte Schriftstücke gewährt.  

 Am 23. Oktober 2017 wurde der MVV Verkehr und der Stadt Mannheim durch Übermittlung 

eines Datenträgers vorgezogene Akteneinsicht in ausgewählte Schriftstücke gewährt.  

 Am 13. November 2017 wurde den Verfahrensbeteiligten der Beschlussentwurf der 4. Be-

schlussabteilung zugestellt. Am selben Tag erhielt die Bundesnetzagentur gemäß § 58 Abs. 

2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme. 

 Ebenfalls am 13. November 2017 wurde den Verfahrensbeteiligten durch Übermittlung je-

weils eines Datenträgers Einsicht in die Verfahrensakte gewährt.  

 Die Verfahrensbeteiligten erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 27. Novem-

ber 2017.  

 Am 27. November 2017 gingen Stellungnahmen der EnBW, der MVV, der RWE und der 

Alba sowie eine gemeinsame Stellungnahme der Stadt Mannheim und der MVV Verkehr 

ein.  

 Am 01. Dezember 2017 ergänzte die MVV ihre Stellungnahme im Rahmen eines Ge-

sprächs mit der 4. und Vertretern der 8. Beschlussabteilung im Bundeskartellamt.  

 Am 04. Dezember 2017 erhielten die Verfahrensbeteiligten ergänzend Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu weiteren Ausführungen der Beschlussabteilung zur Altholzverwertung 

bis zum 07. Dezember 2017. Zur Altholzverwertung wurde von keinem der Beteiligten eine 

Stellungnahme abgegeben.  
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B. Rechtliche Würdigung 

 Ein Zusammenschluss, durch den wirksamer Wettbewerb erheblich behindert würde, ins-

besondere von dem zu erwarten ist, dass er eine marktbeherrschende Stellung begründet 

oder verstärkt, ist zu untersagen. Dies gilt dann nicht, wenn die Beteiligten gemäß 

§ 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 GWB nachweisen, dass durch den Zusammenschluss auch Ver-

besserungen der Wettbewerbsbedingungen eintreten und diese Verbesserungen die Be-

hinderung des Wettbewerbs überwiegen, oder wenn die Untersagungsvoraussetzungen 

ausschließlich auf Bagatellmärkten im Sinne von § 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 GWB vorliegen. 

 Das vorliegende Zusammenschlussvorhaben erfüllt in der angemeldeten Form nicht die 

Untersagungsvoraussetzungen gemäß § 36 Abs. 1 GWB. Das Zusammenschlussvorha-

ben ist daher freizugeben. 

I. Formelle Untersagungsvoraussetzungen 

1. Anwendungsbereich des GWB 

 Das GWB ist gemäß Auswirkungsprinzip des § 185 Abs. 2 GWB anwendbar. Die am Zu-

sammenschluss beteiligten Unternehmen haben im relevanten Zeitraum den weit überwie-

genden Teil ihrer Umsätze im Inland generiert.  

 Das Zusammenschlussvorhaben unterliegt der deutschen Fusionskontrolle. Die Vorausset-

zungen des § 35 GWB sind erfüllt. Allein die EnBW hat im letzten abgeschlossenen Ge-

schäftsjahr 26,58 Mrd. € Umsatz erwirtschaftet und lag damit wesentlich über der Schwelle 

des § 35 Abs. 1 Nr. 1 GWB von 500 Millionen €. Sowohl die MVV als auch die EnBW haben 

im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Umsätze innerhalb Deutschlands erzielt, die 

weit oberhalb der angegebenen Schwellen des § 35 Abs. 1 Nr. 2 GWB liegen. Auch die de 

minimis-Klausel des § 35 Abs. 2 S. 1 GWB scheidet aufgrund der hohen Umsätze der MVV 

und der EnBW aus. 

 Der angemeldete Zusammenschluss hat keine gemeinschaftsweite Bedeutung im Sinne 

der Verordnung (EG) 139/2004 (FKVO). Zwar sind die Aufgreifschwellen des 

Art. 1 Abs. 2 a) und b) FKVO erfüllt. Allerdings erzielen die MVV […] und die EnBW […]11

11 Lt. Anmeldung vom 05.07.2017, Bd. I, Bl. 203. 
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jeweils mehr als zwei Drittel ihres gemeinschaftsweiten Gesamtumsatzes in ein und dem-

selben Mitgliedstaat. Nach § 35 Abs. 3 GWB und Art. 21 Abs. 3 FKVO findet daher nicht 

die europäische, sondern die deutsche Fusionskontrolle Anwendung. 

2. Zusammenschlusstatbestände 

 Die Aufstockung der EnBW-Anteile an der MVV von 22,48 % auf 28,76 % erfüllt den Zu-

sammenschlusstatbestand des Anteilserwerbs nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 b) GWB. Da die 

MVV Verkehr weiterhin mit 50,1 % an der Zielgesellschaft beteiligt bleibt, ist auch die Zu-

sammenschlussfiktion gem. § 37 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 GWB zu prüfen. 

 Da die Kontrollpflichtigkeit des Anteilserwerbs außer Frage steht, kann es für die Prüfung 

der formellen Untersagungsvoraussetzungen dahinstehen, ob der EnBW durch den Erwerb 

der aktienrechtlichen Sperrminorität an der MVV auch die Möglichkeit einer negativen Kon-

trolle zuwächst, welche zusätzlich den Zusammenschlusstatbestand des § 37 Abs. 1 Nr. 2 

GWB erfüllen würde. 

II. Materielle Untersagungsvoraussetzungen auf Energiemärkten 

 Die für die Kartellrechtsanwendung in der Energiewirtschaft zuständige 8. Beschlussabtei-

lung ist in Folge ihrer Prüfung der betroffenen Energiemärkte zu folgendem Ergebnis ge-

kommen:  

 Das Vorhaben führt in keinem der betroffenen Bereiche der Energiewirtschaft zu einer er-

heblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und insbesondere nicht zur Entstehung 

oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. 

 Aus verfahrensökonomischen Gründen wurde für die Beurteilung des Zusammenschluss-

vorhabens im Energiebereich auf eine differenzierte Würdigung der angestrebten Minder-

heitsbeteiligung von der EnBW an der MVV im Zusammenspiel mit den bestehenden Min-

derheitsbeteiligungen der EnBW respektive der MVV an der GKM verzichtet. Denn selbst 

wenn vereinfachend das Entstehen einer wettbewerblichen Einheit angenommen bzw. un-

terstellt wird, liegen die Untersagungsvoraussetzungen für den Zusammenschluss im Ener-

giebereich nicht vor.  

1. Einführung 

 Die Tätigkeiten der Zusammenschlussbeteiligten weisen insbesondere Überschneidungen 

im Bereich der Anlagen zur Stromerzeugung auf. Zur Stromerzeugung eingesetzte Anlagen 
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stellen neben ihren in den Stromgroßhandel veräußerten Strommengen sowie marktlichen 

Reserveprodukten verschiedene weitere Produkte für die notwendigen Eingriffe der Über-

tragungsnetzbetreiber (im Folgenden: ÜNB) in die Elektrizitätsversorgung bereit. Diese Pro-

dukte unterscheiden sich jeweils in ihren Produkteigenschaften, ihren Vermarktungswegen 

und ihren Regulierungs- und Rechtsrahmen. Hintergrund hierfür ist, dass Strom aufgrund 

seiner physikalischen Eigenschaften nur in sehr geringem Maße speicherbar ist. Angebot 

und Nachfrage müssen zu jedem Zeitpunkt ausgeglichen sein. Ein Auseinanderfallen von 

Erzeugung und Verbrauch würde zu einer Veränderung der Netzfrequenz führen. Dadurch 

könnte der sichere Betrieb des Stromnetzes gefährdet werden. Die Stromnachfrage und 

das Stromangebot unterliegen jedoch jeweils starken tageszeitlichen und saisonalen 

Schwankungen. Dadurch werden Eingriffe zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage not-

wendig. 

 Die Systemverantwortung für die Sicherheit und Zuverlässigkeit der Elektrizitätsversorgung 

obliegt gemäß § 12 Abs. 1 EnWG den vier deutschen ÜNB, TenneT TSO GmbH (im Fol-

genden: TenneT), 50 Hertz Transmission GmbH (im Folgenden: 50 Hertz), Amprion GmbH 

(im Folgenden: Amprion) und Transnet BW GmbH (im Folgenden: Transnet BW), die je-

weils eine der vier deutschen Regelzonen verwalten. Zur Beseitigung von Gefährdungen 

oder Störungen im Elektrizitätsversorgungssystem sind die ÜNB gemäß § 13 EnWG be-

rechtigt und verpflichtet, in die Stromversorgung einzugreifen. Das kann gemäß § 13 Abs. 

1 EnWG durch netzbezogene oder marktbezogene Maßnahmen bzw. durch den Einsatz 

von Reserven geschehen oder falls diese Maßnahmen nicht ausreichen, durch Zwangs-

maßnahmen gemäß § 13 Abs. 2 EnWG.  

 Die vom Zusammenschluss betroffenen Kraftwerksprodukte sind vor diesem Hintergrund 

insgesamt zu unterteilen: Insbesondere in die Stromproduktion für den Erstabsatzmarkt, 

die Bereitstellung von Regelenergie, die Leistung von Redispatch sowie die vertragliche 

Reserveleistungsvorhaltung. Regelenergie wird zum Ausgleich von unvorhergesehenen 

Abweichungen des Saldos von Angebot und Nachfrage benötigt und wird von den ÜNB in 

verschiedenen Ausschreibungsarten beschafft. Redispatch ist hingegen ein Instrument zur 

Vermeidung oder Beseitigung von Engpässen im Übertragungsnetz. Anlagenbetreiber mit 

einer Nennleistung ab 10 MW sind gemäß § 13a EnWG verpflichtet, Redispatch auf Anfor-

derung der ÜNB zu leisten. Des Weiteren sieht das EnWG die Vorhaltung von Reserven an 

installierter Leistung vor, die insbesondere aus einer Netzreserve gemäß § 13d EnWG, ei-

ner Kapazitätsreserve gemäß § 13e EnWG und der Sicherheitsbereitschaft von Braunkoh-

lekraftwerken gemäß § 13g bestehen und von den ÜNB individuell kontrahiert werden müs-

sen. 
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 Die EnBW zählt zusammen mit der RWE, der E.ON SE, Essen (im Folgenden: E.ON) und 

der Vattenfall GmbH, Berlin (im Folgenden: Vattenfall) zu den größten Stromproduzenten 

Deutschlands. Durch den Verkauf der Braunkohleaktivitäten von Vattenfall an die LEAG12

ist mittlerweile ein fünfter großer Anbieter entstanden. Zudem wird ein zunehmender Anteil 

der Stromnachfrage aus erneuerbaren Energien anderer Anbieter gedeckt.  

 Die EnBW ist mit ihren überwiegend in Süddeutschland gelegenen Kraftwerken in allen 

oben beschriebenen Bereichen aktiv. Die MVV ist insbesondere über ihre Beteiligung am 

GKM im Stromerstabsatzmarkt und in geringerem Umfang auch in den anderen Bereichen 

aktiv. Neben den EnBW-Kraftwerken ist das GKM ein wichtiger Stromproduzent im Süden 

Deutschlands.  

2. Erstabsatzmarkt für Strom 

 Das Zusammenschlussvorhaben führt auf dem Erstabsatzmarkt für Strom nicht zu einer 

erheblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und insbesondere nicht zur Entstehung 

oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. 

a) Sachliche Marktabgrenzung 

 Sachlich relevante Märkte sind auf der Grundlage des Bedarfsmarktkonzeptes voneinander 

abzugrenzen. Grundlegendes Kriterium ist dabei die funktionelle Austauschbarkeit der Pro-

dukte aus Sicht der Marktgegenseite. Zu einem sachlich relevanten Markt gehören dem-

nach alle Waren oder Dienstleistungen, die sich nach ihren Eigenschaften, ihrem wirtschaft-

lichen Verwendungszweck und der Preislage so nahe stehen, dass der verständige Nach-

frager sie für die Deckung eines bestimmten Bedarfs als geeignet ansieht und in berechtig-

ter Weise abwägend miteinander vergleicht und als gegeneinander austauschbar ansieht. 

Gegebenenfalls ist das allein auf das Nachfrageverhalten der Marktgegenseite abstellende 

Bedarfsmarktkonzept unter dem Gesichtspunkt der Angebotsumstellungsflexibilität zu kor-

rigieren. Dies beruht auf der Erkenntnis, dass ein die Verhaltensspielräume kontrollierender 

Wettbewerb auch von Anbietern ähnlicher Produkte ausgeht, die ihr Angebot kurzfristig um-

stellen können, um eine bestehende Nachfrage zu befriedigen. 

 Das Bundeskartellamt grenzt sachlich einen Markt für die Erzeugung und den Erstabsatz 

von nicht nach EEG vergüteten Strom ab. Diesem Markt zuzuordnen sind der Erstabsatz 

12 Das Kürzel LEAG steht für die beiden Gesellschaften Lausitz Energie AG und Lausitz Kraftwerk 
AG in Cottbus. 
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aller in das Marktgebiet Deutschland-Luxemburg-Österreich einspeisenden Kraftwerke so-

wie Stromimporte in dieses Marktgebiet. Die aus diesem Gebiet exportierten Strommengen 

sind vom Marktvolumen abzuziehen. Dem Stromerstabsatzmarkt nicht zuzuordnen sind 

nach ständiger Praxis des Bundeskartellamts nach EEG vergüteter Strom13 und Regelener-

gieleistungen.14

 EnBW vertritt in seiner Stellungnahme zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017, 

eingegangen beim Bundeskartellamt am selben Tag, die Ansicht, dass es entgegen der 

herrschenden Praxis des Bundeskartellamts geboten sei, […].15 Diese Auffassung wird 

auch von der zum Verfahren beigeladenen RWE in ihrer Stellungnahme vom 19. Oktober 

2017 vertreten.16 Es besteht kein Grund, von der bisherigen Entscheidungspraxis abzuwei-

chen, da sich dies im vorliegenden Fall nicht entscheidungserheblich auswirken würde.  

 Des Weiteren ist das sich an den Erstabsatz anschließende Handelsgeschehen mit Strom 

(Zweitgeschäft) mangels kompetitiver Effekte nicht in den sachlichen Markt einzubeziehen. 

Bei Einbeziehung dieser Mengen würde eine Mehrfachzählung der Strommengen erfolgen, 

denn Strommengen für die Lieferung zu einem bestimmten Zeitpunkt werden oft mehrfach 

gehandelt.17 Die im Rahmen des Redispatch erzeugten Strommengen sind im gegenwärti-

gen Regulierungsrahmen ebenfalls nicht dem Stromerstabsatzmarkt zuzuordnen.  

b) Räumliche Marktabgrenzung 

 Ziel der räumlichen Marktabgrenzung ist es, das relevante räumliche Gebiet zu ermitteln, 

in dem der Wettbewerb im betroffenen sachlichen Markt im Hinblick auf den zu beurteilen-

den Zusammenschluss stattfindet. Maßgebend ist dabei, dass in der Abgrenzung der Ge-

biete, die für eine marktbeherrschende Stellung eines Unternehmens oder eine erhebliche 

Behinderung wirksamen Wettbewerbs in Betracht kommen, die tatsächlich bestehenden 

und zu erwartenden regionalen Marktverhältnisse hinreichend widergespiegelt werden. 

Auch für die räumliche Marktabgrenzung gilt das Bedarfsmarktkonzept. Der räumlich rele-

13 Die Frage der Einbeziehung von EEG-Strom war in der Kommissions-Entscheidung vom 
22.9.2016, M.8056 – EPH/PPF / Vattenfall, Rn. 13 ff. nicht entscheidungserheblich, RN 97ff. 

14 Vgl B8-94/11 (RWE/ Stadtwerke Unna), Beschluss vom 27. Juli 2011, Rn. 29 f. sowie Bundes-
kartellamt, Sektoruntersuchung Stromerzeugung/Stromgroßhandel, 2011, S. 71ff. 

15 Stellungnahme von EnBW zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017, S. 2 f. 

16 Stellungnahme von RWE vom 19. Oktober 2017, S. 3 ff. 

17 BKartA, Sektoruntersuchung Stromerzeugung und -großhandel, Januar 2011, S. 69 f. 
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vante Markt grenzt den Kreis der Nachfrager ab, auf den es für die Beurteilung des Zusam-

menschlusses ankommt. Er umfasst alle Nachfrager, die nach den tatsächlichen Verhält-

nissen des konkreten Falles als Abnehmer für das Angebot der am Zusammenschluss be-

teiligten Unternehmen in Betracht kommen und deren wettbewerbliche Handlungsmöglich-

keiten durch den Zusammenschluss betroffen, insbesondere beschränkt werden können. 

Dabei sind an sich bestehende überregionale Bezugsalternativen nicht zu berücksichtigen, 

wenn sie von den Nachfragern tatsächlich nicht oder kaum wahrgenommen werden.18

 Räumlich umfasst der Erstabsatzmarkt für Strom Deutschland, Luxemburg und Österreich. 

Diese Länder bilden bislang eine gemeinsame Gebotszone, in der ein einheitlicher Strom-

preis herrscht. Derzeit wird eine Trennung der gemeinsamen Gebotszone an der Grenze 

zu Österreich erwogen. Die Bundesnetzagentur hat mit dem österreichischen Regulierer 

E-Control im Mai 2017 dazu eine Engpassbewirtschaftung an der deutsch-österreichischen 

Grenze vereinbart.19 Dies würde dazu führen, dass der Strompreis nicht mehr für ein ge-

meinsames Marktgebiet ermittelt werden würde, sondern dass sich diesseits und jenseits 

der Grenze unterschiedliche Strompreise bilden könnten. Daraus könnten sich auch Impli-

kationen für die räumliche Abgrenzung des Erstabsatzmarktes ergeben.  

 In die Bewertung des vorliegenden Zusammenschlussvorhabens ist die vereinbarte Ge-

botszonentrennung allerdings nicht einzubeziehen. Denn bislang ist die Gebotszonentren-

nung zwar angekündigt und zwischen den Regulierern vereinbart, aber noch nicht förmlich 

entschieden. Für die im Rahmen des § 36 Abs. 1 GWB erforderliche Prognoseentscheidung 

gilt aber, dass neben der „Entwicklung der strukturellen Marktbedingungen“ erwartete Ent-

scheidungen der rechtsetzenden Organe nicht ohne weiteres in die Prognose einbezogen 

werden können. „Denn grundsätzlich ist die geltende Rechtslage Ausgangspunkt und 

Grundlage der Untersuchung, welche Auswirkungen ein bestimmter Zusammenschluss auf 

die Stellung der beteiligten Unternehmen im Markt haben wird. Mögliche Veränderungen 

der Rechtslage können im Allgemeinen nicht ihrerseits zum Gegenstand der vorausschau-

enden Betrachtung durch die Kartellbehörde und die Kartellgerichte gemacht werden“.20

Diese Rechtsprechung könnte auf Regulierungsentscheidungen zu übertragen sein. Wei-

18 Vgl. BGH, Beschluss vom 16. Januar 2008, KVR 26/07, Kreiskrankenhaus Bad Neustadt, WuW 
DE-R 2327, 2336. 

19 BMWi, Pressemitteilung vom 15. Mai 2017, Bundesnetzagentur und E-Control einigen sich auf 
Engpassbewirtschaftung an der deutsch-österreichischen Grenze. 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2017/20170515-bnetza-e-control-eini-
gen-sich.html, Abruf am 9. August 2017. 

20 BGH, Beschluss vom 15. Juli 1997, KVR 33/96, BGHZ 136, 268, RN 33. 
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terhin wäre zu prüfen, ob die o.g. Engpassbewirtschaftung eine „konkret umrissene Ände-

rung“, für die „eine hohe Wahrscheinlichkeit spricht“, im Sinne der zitierten Rechtsprechung 

wäre. Hierauf kommt es im Ergebnis aber nicht an, da das Zusammenschlussvorhaben 

auch bei einer auf Deutschland und Luxemburg beschränkten räumlichen Marktabgrenzung 

zu keinen wettbewerblichen Problemen führen würde. 

 Die oben genannte Entscheidung über die Engpassbewirtschaftung an der deutsch-öster-

reichischen Grenze könnte insbesondere von einem weiteren rechtlich definierten Prozess 

betroffen werden. Das European Network of Transmission System Operators for Electricity 

(im Folgenden: entso-e) prüft derzeit verschiedene Szenarien des Gebotszonenzuschnitts. 

Diese sehen teilweise keine Gebotszonentrennung an der deutsch-österreichischen 

Grenze vor. Eine konkrete Entscheidung in diesem Prozess steht noch aus und kann nicht 

mit der erforderlichen „hohen Wahrscheinlichkeit“21 angenommen werden. Dieser Aspekt 

ist daher für die räumliche Marktabgrenzung außer Betracht zu lassen.  

 In der Stellungnahme zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017 geht die EnBW da-

von aus, dass in den räumlich relevanten Markt zumindest […] mit einzubeziehen sind.22

Diese Auffassung wird teilweise auch von der RWE in ihrer Stellungnahme vom 19. Oktober 

2017 vertreten. Allerdings nennt die RWE lediglich […], die gegebenenfalls in den räumli-

chen Markt einzubeziehen wären.23 Da sich eine weitere räumliche Abgrenzung des Mark-

tes nicht entscheidungserheblich auswirken würde, kann eine Bewertung vorliegend offen-

bleiben.  

c) Wettbewerbliche Beurteilung 

 Das Zusammenschlussvorhaben führt nicht zu einer Behinderung wirksamen Wettbewerbs 

im Erstabsatzmarkt für Strom und insbesondere nicht zur Entstehung oder Verstärkung ei-

ner marktbeherrschenden Stellung. Die EnBW gehört in diesem Markt zwar zur Gruppe der 

vier bzw. fünf größten Anbieter. In der Sektoruntersuchung Stromerzeugung und Strom-

großhandel des Bundeskartellamts wurde die EnBW aber bereits für das Jahr 2008 schon 

nicht mehr als marktbeherrschend angesehen.24 Im Monitoringbericht 2017 kommt das 

21 BGH, Beschluss vom 19. Juni 2012, KVR 15/11, RN 19. 

22 Stellungnahme von EnBW zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017, S. 4. 

23 Stellungnahme von RWE vom 19. Oktober 2017, S. 8. 

24 BKartA, Sektoruntersuchung Stromerzeugung und -großhandel, Januar 2011, S. 105. 
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Bundeskartellamt zu dem Ergebnis, dass die Marktmacht der größten Stromerzeugungs-

unternehmen auf dem Stromerstabsatzmarkt in den letzten Jahren deutlich abgenommen 

hat.25

 Tendenzen rückläufiger Marktmacht der vier bzw. fünf größten Stromanbieter sind auch 

durch exogene Faktoren bedingt. Ein zunehmender Anteil der Stromnachfrage wird aus 

erneuerbaren Energien gedeckt. Die verbesserte Nutzung der Übertragungskapazitäten für 

Stromimporte in Folge der fortschreitenden Marktkopplung kann ebenfalls dazu beitragen, 

Verhaltensspielräume auf dem Stromerstabsatzmarkt zu begrenzen.  

 Im Hinblick auf die Zukunft ist zu bedenken, dass die bis spätestens 2022 erfolgende Still-

legung der bisher noch in Betrieb befindlichen deutschen Atomkraftwerke zu Veränderun-

gen in der Marktstruktur führen wird. Davon ist auch die EnBW betroffen. Der Konzern be-

treibt derzeit noch zwei Atomkraftwerke, Philippsburg 2 und Neckarwestheim II, deren 

Rückbau bereits beantragt ist. Wie sich die Abschaltung dieser Anlagen auf die Marktstärke 

einzelner Unternehmen auswirken wird, ist derzeit noch nicht absehbar. 

 Auch die Betrachtung der Marktanteile auf dem Erstabsatzmarkt für Strom ließe nur eine 

geringfügige Additionswirkung durch das Zusammenschlussvorhaben erkennen, wie fol-

gende Abbildung 1 zeigt: 

25 BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, S. 7 (Kernaussagen) sowie Abschnitt A 1.1. 
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Abb. 1: Marktanteile im Erstabsatzmarkt Deutschland und Österreich 

Marktanteile im Erstabsatzmarkt für Strom in Deutschland und Österreich 

201626

Erzeuger Installierte Leistung Nettostromerzeugung 

In GW Marktanteil In GWh Marktanteil  

EnBW 11,7 10,2 % 47.300 10,8 % 

MVV (GKM) […] <5 % […] <5 % 

RWE/innogy 27,6 24,1 % 134.000 30,7 % 

Vattenfall 8,3 7,3 % 66.800 15,3 % 

E.ON/Uniper 9,5 8,3 % 37.200 8,5 % 

LEAG 7,8 6,8 % 17.300 4,0 % 

Sonstige […] [40-50] % […] [20-30] % 

Gesamt 114,7 100 % 436.100 100 %

 Die EnBW erreichte im Jahr 2016 einen Marktanteil an der Nettostromerzeugung in Höhe 

von 10,8 %, der Marktanteil der MVV betrug weniger als 5 %. Auch unter der theoretischen 

Annahme der Zusammenrechnung der Ressourcen der EnBW und der MVV und folglich 

des GKM infolge des Zusammenschlusses ist die Entstehung oder Verstärkung einer 

marktbeherrschenden Stellung oder eine sonstige erhebliche Behinderung wirksamen 

Wettbewerbs nicht zu erwarten. Dieses Ergebnis ändert sich auch nicht bei einer hilfswei-

sen Betrachtung von Marktanteilen, die sich auf einem rein deutschen Markt für den Er-

stabsatz von Strom ergeben würden: 

26 Vgl. BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, Tabellen 5 und 6. 
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Abb. 2: Marktanteile im Erstabsatzmarkt nur Deutschland 

Marktanteile im Erstabsatzmarkt für Strom in Deutschland 2016 

Erzeuger Installierte Leistung Nettostromerzeugung 

In GW Marktanteil In GWh Marktanteil  

EnBW 11,7 12,1 % 47.300 12,1 % 

MVV (GKM) […] <5 % […] <5 % 

RWE/innogy 26,2 27,0 % 130.800 33,5 % 

Vattenfall 8,3 8,6 % 66.800 17,1 % 

E.ON/Uniper 9,3 9,6 % 36.900 9,4 % 

LEAG 7,8 8,0 17.300 4,4 % 

Sonstige […] [30-40] % […] [20-30] % 

Gesamt 97,0 100 % 391.100 100 %

3. Regelenergie 

 Im Bereich der Beschaffung von Regelenergie führt das Zusammenschlussvorhaben nicht 

zu einer erheblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und insbesondere nicht zur Ent-

stehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. Die konkrete Abgrenzung 

der relevanten Märkte kann dabei offen bleiben.  

 Regelenergie wird zum Ausgleich von unvorhergesehenen Schwankungen des Saldos von 

Angebot und Nachfrage in einer Regelzone benötigt. Zur Vermeidung unvorhergesehener 

Schwankungen des Leitungssaldos, die zu einer Über- oder Unterversorgung des Strom-

netzes führen, müssen die ÜNB sowohl positive Regelenergie zur kurzfristigen Erhöhung 

der Strommenge als auch negative Regelenergie zur kurzfristigen Absenkung der Strom-

menge vorhalten. Dabei werden Regelleistungen weiter getrennt nach Regelenergiequali-

täten, der Primärregelleistung (PRL), der Sekundärregelleistung (SRL) und der Minutenre-

serveleistung (MRL). Sie unterscheiden sich erheblich in den technischen Anforderungen 

für ihre Verfügbarkeit. Die PRL muss innerhalb von 30 Sekunden voll abrufbar sein und 

muss für maximal 15 Minuten ab Beginn des Regelungsvorgangs bereitgestellt werden kön-

nen. Die SRL muss innerhalb von 5 Minuten voll abrufbar sein und muss für maximal 15 
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Minuten ab Beginn des Regelungsvorgangs bereitgestellt werden können. Die Minutenre-

serve ist dem nachgelagert und muss innerhalb von 15 Minuten vollständig abrufbar sein.  

 Die Beschaffung von Regelenergie wird von den vier deutschen ÜNB gemeinsam geplant 

und erfolgt über Ausschreibungswettbewerbe über ein gemeinsames Beschaffungssystem. 

Der Bedarf an MRL wird seit dem 01. Dezember 2006 von den vier deutschen ÜNB ge-

meinsam beschafft, PRL und SRL seit dem 01. Dezember 2007.  

 Die Bundesnetzagentur hat in ihren Festlegungsverfahren BK6-10-097/098/099 aus dem 

Jahr 2011 weitere Vorgaben gemacht.27 Die Beschaffung von Primär- und Sekundärregel-

leistung erfolgt danach im wöchentlichen Zyklus, Minutenreserve wird täglich ausgeschrie-

ben. Während die Kosten der Regelleistungsvorhaltung in die Netznutzungsentgelte einflie-

ßen, wird die eingesetzte Regelarbeit über die Ausgleichsenergiepreise mit den die Leis-

tungsungleichgewichte verursachenden Bilanzkreisverantwortlichen28 abgerechnet. 

 Seit dem Jahr 2010 besteht ein Netzregelverbund zwischen den Regelzonen aller vier deut-

schen ÜNB zur Koordinierung der Regelenergiebeschaffung und -aktivierung. Der Netzre-

gelverbund verhindert die Aktivierung gegenläufiger SRL und MRL und dimensioniert den 

Regelleistungsbedarf gemeinsam für alle Regelzonen. Zudem schafft der Netzregelver-

bund einen deutschlandweit einheitlichen, integrierten Marktmechanismus für SRL und 

MRL. Die Leistungsungleichgewichte der einzelnen Regelzonen werden saldiert, so dass 

nur noch der verbleibende Saldo durch den Einsatz von Regelarbeit ausgeglichen werden 

muss. Dies verhindert das "Gegeneinanderregeln" zwischen Regelzonen nahezu vollstän-

dig und reduziert die Höhe der vorzuhaltenden Regelleistung.  

a) Sachliche Marktabgrenzung 

 Im Rahmen der Sektoruntersuchung Stromerzeugung und Stromgroßhandel29 sowie zuletzt 

im Verfahren B8-94/1130 wurde die Abgrenzung von Regelenergiemärkten offen gelassen. 

27 Zum 12. Juli 2018 gelten nach den Festlegungen der BNetzA vom 13. Juni 2017, BK6-15-
158/159, veränderte Rahmenbedingungen für die Sekundärregelung und die Minutenreserve, 
die keine vorliegend entscheidungserheblichen Änderungen des Regulierungsrahmens verfü-
gen. 

28 Der Bilanzkreisverantwortliche ist gemäß § 4 StromNZV verantwortlich für eine ausgeglichene 
Bilanz zwischen Einspeisungen und Entnahmen in einem Bilanzkreis in jeder Viertelstunde und 
übernimmt als Schnittstelle zwischen Netznutzern und Betreibern von Übertragungsnetzen die 
wirtschaftliche Verantwortung für Abweichungen zwischen Einspeisungen und Entnahmen ei-
nes Bilanzkreises. 

29 BKartA, Sektoruntersuchung Stromerzeugung und -großhandel, Januar 2011, S. 72. 

30 BKartA, Beschluss vom 8. Dezember 2011, B8-94/11 – Stadtwerke Unna, RN 29. 
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Es wurde aber die vorläufige Ansicht vertreten, dass der Markt für Regelenergie zumindest 

in drei Teilmärkte für die verschiedenen Regelenergiequalitäten zu untergliedern sei. Die 

Europäische Kommission ist entsprechend in einer an E.ON gerichteten Zusagenentschei-

dung vom 26. Dezember 2008 von einem eigenständigen Markt für Sekundärregelleistung 

ausgegangen.31 Es könnte allerdings auch von fünf sachlichen Märkten im Bereich Re-

gelenergie auszugehen sein, die auch bei den Beschaffungsvorgängen durch die vier deut-

schen ÜNB als getrennte Bedarfe angesehen werden. Diese sind die Primärregelenergie, 

positive und negative Sekundärregelenergie sowie positive und negative Minutenreserve-

energie. Die sachliche Marktabgrenzung kann jedoch aufgrund fehlender Entscheidungs-

relevanz vorliegend offen bleiben. 

 Für jede Regelenergiequalität sind jeweils eigene Präqualifizierungen bei den ÜNB notwen-

dig, die an unterschiedliche Voraussetzungen geknüpft sind. Auch die technische Einbin-

dung und der Abruf erfolgt bei den drei Regelenergiequalitäten auf unterschiedliche Weise.  

 PRL, SRL und MRL werden in separaten Auktionen ausgeschrieben, wobei SRL und MRL 

jeweils getrennt nach positiver und negativer Regelenergie ausgeschrieben werden. Aus 

Sicht der ÜNB stellen diese Regelleistungsarten jeweils unterschiedliche Instrumente zum 

Ausgleich von unvorhergesehenen Schwankungen im Übertragungsnetz dar. Einzig im Be-

reich der PRL werden positive und negative Regelleistungen zusammen kontrahiert, so 

dass sich demnach eine denkbar engste Marktabgrenzung aus fünf Regelenergie-Märkten 

ergeben würde: PRL, positive und negative SRL, positive und negative MRL. 

b) Räumliche Marktabgrenzung 

 Auch die räumliche Marktabgrenzung für Regelenergie kann mangels Entscheidungserheb-

lichkeit offen bleiben. Räumlich könnten Regelenergiemärkte mindestens bundesweit ab-

gegrenzt werden. In der Stellungnahme zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017 

geht EnBW sogar davon aus, dass Regelenergiemärkte über das Gebiet der Bundesrepub-

lik Deutschland hinausgehen könnten.32 Räumlich enger abzugrenzende Märkte, die jeweils 

nur das Gebiet der Regelzone eines Übertragungsnetzbetreibers umfassen und die sich 

aus der Vorhaltung eines Kernanteils des ÜNB ergeben haben könnten, sind nach den vor-

liegenden Erkenntnissen nicht anzunehmen. 

31 Europäische Kommission, Entscheidung vom 26. November 2008, COMP/39.389, Deutscher Re-
gelenergiemarkt (E.ON), S. 12. 

32 Stellungnahme von EnBW zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017, S. 5. 
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 Regelenergie wird derzeit ausschließlich im Netzregelverbund der deutschen ÜNB gemein-

sam deutschlandweit und teilweise darüber hinaus in angrenzenden Ländern beschafft. Die 

Bundesnetzagentur hatte im Beschluss BK6-06-012 vom 29. August 2006 sog. Kernanteile 

zugelassen, die es ÜNB erlauben, Kernanteile bei der Minutenreserve vorzuhalten, um in 

jeder Regelzone im Falle von Netzrestriktionen ausreichend Minutenreserve vorrätig zu ha-

ben. Voraussetzung für einen Kernanteil war demnach dessen Erforderlichkeit zur Gewähr-

leistung der Versorgungssicherheit gemäß § 6 Abs. 2 StromNZV. 

 Dazu hat die Bundesnetzagentur später festgestellt, dass sie diese in der StromNZV gefor-

derte Voraussetzung bei der Minutenreserve derzeit als nicht gegeben ansieht, so dass die 

grundsätzliche Zulässigkeit eines Kernanteils bei der Minutenreserve aus Sicht der Bun-

desnetzagentur zu verneinen ist.33 Sie räumt ÜNB allerdings die Möglichkeit ein, einen 

Kernanteil zu beantragen, den sie bei Vorliegen einer technischen Notwendigkeit für den 

Kernanteil genehmigen könnte.  

 Ein Kernanteil wird derzeit nicht genutzt. In einem Gespräch mit dem Bundeskartellamt er-

läuterte TenneT dazu, dass es einen Kernanteil nicht mehr gibt und Regelleistungen nur 

noch im Netzregelverbund deutschlandweit ausgeschrieben werden. Insbesondere be-

stehe keine Notwendigkeit mehr, einen Kernanteil vorzuhalten. Damit sei auch zukünftig 

nicht zu rechnen. Bei TenneT seien allein [1.000 - 5.000] Blockheizkraftwerke für Regelleis-

tungen präqualifiziert. Mittlerweile werde oftmals auch Regelenergie aus regenerativen 

Energieträgern eingesetzt, was auch dazu geführt habe, dass der Preis für Regelleistungen 

deutlich gefallen sei.34

c) Wettbewerbliche Beurteilung  

 Auch bei der denkbar engsten Abgrenzung des Marktes in fünf eigene Märkte für Re-

gelenergie in PRL, positive und negative SRL, positive und negative MRL ergeben sich 

keine Marktanteile der EnBW oder der MVV, die die Entstehung oder Verstärkung einer 

marktbeherrschenden Stellung oder eine sonstige erhebliche Behinderung wirksamen 

Wettbewerbs erwarten ließen. Dieses Ergebnis ergibt sich auch bei jeder weiteren mögli-

chen weiteren Marktabgrenzung. 

33 Siehe: Eckpunktepapier zur Weiterentwicklung der Ausschreibungsbedingungen und Veröffentli-
chungspflichten für die Primärregelung (BK6-10-097), Sekundärregelung (BK6-10-098) und Mi-
nutenreserve (BK6-10-099) vom 15. November 2010, S. 22. 

34 Telefongespräch mit einem Vertreter der TenneT vom 3. April 2017. 
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 Für das Jahr 2016 ergeben sich die folgenden Marktanteile für die einzelnen Regelener-

giequalitäten: 

Abb. 3: Regelenergie in Deutschland 

Hilfsweise abgegrenzte Märkte für Regelenergie in Deutschland 2016 

Erzeuger Durchschnittlich vorgehaltene Leistung 

In MW Marktanteil 

PRL 

EnBW […] [10-20 %] 

MVV […] [<5 %] 

SRL positiv

EnBW […] [20-30 %] 

MVV […] [<5 %] 

SRL negativ

EnBW […] [10-20 %] 

MVV […] [<5 %] 

MRL positiv

EnBW […] [0-10 %] 

MVV […] [<5 %] 

MRL negativ

EnBW […] [0-10 %] 

MVV […] [<5 %] 

 Grundlage für die Berechnung dieser Marktanteile sind die von den ÜNB auf der Internet-

seite Regelleistung.net veröffentlichten Daten sowie die von den Unternehmen vorgelegten 

Regelenergie-Mengen für das Jahr 2016.  

 Das GKM ist für PRL präqualifiziert. […]. Würde die gesamte präqualifizierte Leistung des 

GKM für PRL kontrahiert werden, entspräche dies einem Marktanteil von [<5 %]. Einem 
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kompletten Abruf dieser Leistung steht allerdings entgegen, dass auch andere Anlagen wie 

etwa Biogasanlagen zur Erbringung von PRL geeignet sind. […].35

 Die EnBW war im Jahr 2016 auf den Märkten für Regelenergie aktiv. Im Markt für PRL 

erreichte der Konzern einen Marktanteil von [10-20 %] Den höchsten gemessenen Markt-

anteil von [20-30 %] erreichte die EnBW bei positiven Sekundärregelleistungen. Bei einer 

weiter zu fassenden Marktabgrenzung, würde dieser Anteil eher noch abnehmen, so dass 

die Schwelle für eine Marktbeherrschungsvermutung in keiner der denkbaren Marktabgren-

zungen erreicht wird.  

4. Redispatch 

 Auch im Bereich des Redispatch führt das Zusammenschlussvorhaben nicht zu einer er-

heblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und insbesondere nicht zur Entstehung 

oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. Ob Redispatch überhaupt Marktei-

genschaft für die Zwecke des Kartellrechts hat, kann vorliegend ebenso offen bleiben wie 

die Frage einer konkreten sachlichen und räumlichen Abgrenzung eines solchen Marktes. 

Denn der Zusammenschluss würde bei jeder möglichen Abgrenzung die Untersagungsvo-

raussetzungen nicht erfüllen.  

a) Zur Frage der Markteigenschaft 

 Redispatch bezeichnet die Anforderung zur Anpassung der Leistungsein- bzw. -ausspei-

sung von Anlagen zur Stromerzeugung bzw. -verbrauch durch den ÜNB, mit dem Ziel, auf-

tretende Engpässe im Übertragungsnetz zu vermeiden oder zu beseitigen. Redispatch ge-

mäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 EnWG i.V.m. § 13a EnWG dient der Erhaltung bzw. Wiederherstel-

lung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems, wenn diese 

durch den seitens der Anlagenbetreiber vorgesehenen Kraftwerkseinsatz in der gegebenen 

Verbrauchslage nicht gegeben sind.  

 Die Erbringung von Redispatch ist gemäß EnWG verpflichtend für betroffene Anlagenbe-

treiber. Die Höhe der Vergütung, die Anlagenbetreiber für einen Redispatch-Einsatz erhal-

ten, unterliegt einer an den Kosten orientierten Preisregulierung. Anlagenbetreiber mit einer 

Nennleistung ab 10 MW müssen gemäß § 13a Abs. 1 EnWG auf Anforderung der ÜNB 

Redispatch leisten. Dafür haben die Anlagenbetreiber gemäß § 13a Abs. 2 EnWG einen 

35 Antwortschreiben der GKM vom 21. Juli 2017 zum Auskunftsersuchen vom 14. Juli 2017, S. 3. 
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Anspruch auf angemessene Vergütung. Angemessen ist eine Vergütung, wenn sie den Be-

treiber der Anlage wirtschaftlich weder besser noch schlechter stellt, als er ohne die Maß-

nahme stünde.  

 Die Auswahl von Anlagen für den Redispatch erfolgt in einem gemeinsamen Planungspro-

zess der ÜNB, bei dem die technische Wirksamkeit einer Maßnahme, die beispielsweise 

durch die netztechnische Nähe zum Engpass positiv beeinflusst wird, ins Verhältnis zu den 

entstehenden Kosten der Maßnahme gesetzt wird. Grundsätzlich können Redispatch-Maß-

nahmen regelzonenintern, regelzonenübergreifend oder sogar grenzübergreifend erfolgen. 

Anlagenbetreiber sind dazu verpflichtet, dem ÜNB, in dessen Regelzone die Anlage steht, 

das Redispatch-Potenzial für den Folgetag anlagenscharf bis um 14:30 Uhr des Vortages 

mitzuteilen.36

 Der Redispatch-Bedarf der vier deutschen ÜNB wird entweder mittels Anforderung gemäß 

§ 13 Abs. 1 i.V.m. § 13a EnWG bei inländischen sog. „Marktkraftwerken“ und Reservekraft-

werken gedeckt oder per Anforderung ausländischer Anlagen. Für inländische und auslän-

dische Marktkraftwerke erfolgt der Zugriff gleichrangig. Reservekraftwerke werden nach-

rangig gegenüber Marktkraftwerken abgerufen.  

 Für Anlagen, die Redispatch für deutsche ÜNB aus dem Ausland leisten, gelten andere 

Bedingungen als für inländische Anlagen. Für sie gilt ein anderer Rechtsrahmen als für im 

Inland gelegene Kraftwerke. Dieser ermöglicht es, mit den ÜNB über Konditionen für die 

gelieferten Redispatch-Mengen zu verhandeln. Die EnBW verfügt mit ihrem Strombezugs-

recht an den in Österreich gelegenen Vorarlberger Illwerken über entsprechende Anlagen. 

 Die ÜNB führen jährlich Interessenbekundungsverfahren (IBV) durch, an denen sich inlän-

dische sowie ausländische Anlagen beteiligen können. Gemäß § 3 Abs. 2 NetzResV erstel-

len die deutschen ÜNB dazu jährlich gemeinsam eine Systemanalyse zur Ermittlung des 

insgesamt notwendigen Redispatch-Reservebedarfs.37 Auf dieser Grundlage kontrahieren 

die ÜNB in Abstimmung mit der Bundesnetzagentur einzelne Anlagen.38 Im Gegensatz zu 

36 § 5 Abs. 1 StromNZV. 

37 Antwortschreiben TenneT vom 17. Juli 2017 zum Auskunftsbeschluss vom 7. Juli 2017, Frage 5; 
wortgleich in den Antworten der übrigen befragten ÜNB. 

38 Vgl. für die Wintermonate 2016/2017 Bericht der Bundesnetzagentur zur Feststellung des Reser-
vekraftwerksbedarfs vom 04.05.2015, S. 72,  https://www.bundesnetzagentur.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Versorgungssicher-
heit/Berichte_Fallanalysen/Feststellung_Reservekraftwerksbe-
darf_1516_1617_1920.pdf?__blob=publicationFile&v=2, Abruf am 12.11.2017. 
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den inländischen Kraftwerken, die zum Redispatch angefordert werden, unterliegen die An-

lagenbetreiber im IBV keiner Preisregulierung. Den Vertragsverhandlungen liegen die von 

den Anlagenbetreibern unabhängig kalkulierten Preise zugrunde, welche von den in § 13a 

EnWG aufgeführten Kostenbestandteilen abweichen können.39

 Die ÜNB haben angegeben, dass aktuell keine der in Deutschland gelegenen Anlagen am 

IBV teilnehmen können. Gemäß § 5 Abs. 2 NetzResV können sich nur Anlagen beteiligen, 

die nach Ablauf des Vertrages bis zur endgültigen Stilllegung nicht mehr an den Strom-

märkten eingesetzt werden. Solche Kraftwerke werden derzeit bzw. sind als systemrele-

vante deutsche Kraftwerke in die Netzreserve überführt, sofern dies technisch und rechtlich 

möglich ist. Dementsprechend sind nur Anlagen aus dem Ausland im IBV bezuschlagt wor-

den.40

 Die EnBW hat in einer im Rahmen des Verfahrens eingereichten Stellungnahme und erneut 

in ihrer Stellungnahme zum Beschlussentwurf die Ansicht vertreten, dass es sich beim Re-

dispatch „nicht um einen Markt im ökonomischen und wettbewerblichen Sinne handelt“.41

Zur Begründung führt die EnBW an, dass es aufgrund der gesetzlichen Ausgestaltung des 

Redispatch weder ein unabhängiges Angebot dieser Leistungen im Wettbewerb noch einen 

wettbewerblichen Preisbildungsmechanismus gibt. 

 Die MVV geht dagegen von einem Markt für die Erbringung von positivem und negativem 

Redispatch aus und argumentiert, […].42 Diese Einschätzung wird auch von den Verfah-

rensbevollmächtigten der MVV sowie in zwei ökonomischen Gutachten vertreten, welche 

dem Bundeskartellamt im Rahmen der Ermittlungen von der MVV vorgelegt wurden.43

 Entgegen der Auffassung der EnBW wird das Vorliegen eines Marktes im kartellrechtlichen 

Sinne nicht grundsätzlich dadurch ausgeschlossen, dass es auf dem „Markt“ keinen (oder 

nur eingeschränkten) Wettbewerb gibt oder die Preishöhe reguliert ist.44 Denn andernfalls 

39 Ebd., Frage 5 c; wortgleich in den Antworten der übrigen befragten ÜNB. 

40 Ebd., Frage 5 a; wortgleich in den Antworten der übrigen befragten ÜNB. 

41 EnBW, Schreiben vom 22. Mai 2017, S. 24 sowie Stellungnahme zum Beschlussentwurf vom 27. 
November 2017, S. 6ff. 

42  MVV, Stellungnahme zum Schreiben von EnBW/Oppenländer Rechtsanwälte, Anlage zur Stel-
lungnahme MVV vom 27. Juli 2017, S. 5. 

43 Schreiben von HengelerMueller vom 27. Juli 2017, S. 13 sowie zwei Gutachten der […], vorgelegt 
am 01. August 2017, S. 7, und am 10. Oktober 2017, S. 32. 

44 Vgl. in diesem Sinne die in erster Linie zum Unternehmensbegriff ergangene Rspr., z.B. EuGH, 
01. Juli 2008, C-49/07; EuGH, 23. April 1991, C-41/90; BGH, 18. Oktober 2011, KVR 9/11; 
BGH, 16. Januar 2008, KVR 26/07; BGH, 09. März 1999, KVR 20/97.  
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bestünde z.B. in Monopolmärkten mangels Markteigenschaft keine Möglichkeit einer kar-

tellrechtlichen Preishöhenmissbrauchsaufsicht. Vielmehr ist eine gesetzliche, regulatori-

sche oder auch nur faktische Begrenzung wettbewerblicher Spielräume erst auf der Ebene 

der Prüfung der (jeweils verfahrensgegenständlichen) Wettbewerbsbeschränkung zu be-

rücksichtigen. So gehen die Rechtsprechung bzw. das Bundeskartellamt in ständiger Praxis 

z.B. in den Bereichen Trinkwasser, Krankenhäuser oder EEG-Strom vom Vorliegen von 

Märkten im kartellrechtlichen Sinne aus.  

 Unabhängig davon bestehen im Bereich Redispatch Preisgestaltungsspielräume im IBV. 

Betreiber von Anlagen im IBV, also praktisch solchen mit ausländischen Standorten, unter-

liegen bzgl. ihrer ausländischen Anlagen nicht den Bestimmungen des § 13a EnWG und 

können mit den vier deutschen ÜNB im Rahmen des IBV über Vergütungen von Redis-

patch-Leistungen verhandeln. So fallen dieser Gruppe ganz gewöhnliche, nicht preisregu-

lierte wettbewerbliche Handlungsspielräume zu.  

 Ferner könnten inländischen Anlagenbetreibern zumindest mittelbare und erlös- bzw. ge-

winnwirksame Verhaltensspielräume im Vorfeld der Anforderung zum Redispatch zur Ver-

fügung stehen. Denn inländische Anlagenbetreiber könnten über die Vermarktung und die 

Fahrweise ihres Anlagenparks auf die konkrete Belastung des Elektrizitätsversorgungssys-

tems Einfluss nehmen. Oder sie könnten durch die geographische Verlagerung des Einsat-

zes ihrer Kraftwerke zwischen verschiedenen, in der Kostenstruktur ähnlichen Kraftwerken 

ihre Anlagen mit Blick auf einen vorhersehbaren Engpass taktisch positionieren.  

 Zudem besteht eine Reaktionsverbundenheit zwischen Redispatch-Mengen aus im Inland 

gelegenen Kraftwerken und solchen Mengen, die bei ausländischen Anlagen angefordert 

werden müssen. Letztere könnten als Residualgröße des inländischen Redispatch anzuse-

hen sein. Eine strategische Anpassung der Fahrweise von inländischen, kostenregulierten 

Kraftwerken mit dem Ziel, Redispatch-Mengen auf ausländische, wettbewerblich vergütete 

Anlagen zu verlagern, wäre daher grundsätzlich denkbar. Im Ergebnis kann im vorliegen-

den Fall die Frage der Markteigenschaft mangels Entscheidungserheblichkeit aber offen 

gelassen werden. 

b) Sachliche Abgrenzung 

 Bislang hat sich das Bundeskartellamt im Fall B8-78/13 (TenneT, GKW Irsching, E.ON) mit 

der Wirkungsweise von Redispatch auf den Erstabsatzmarkt für Strom befasst. Dabei 

konnte offen gelassen werden, wie ein möglicher Markt für Redispatch sachlich und räum-

lich abzugrenzen wäre. Die Frage über eine weitere sachliche Unterteilung des Redispatch-

Bereichs kann auch vorliegend wegen fehlender Entscheidungserheblichkeit offen bleiben. 
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Es sprächen allerdings gute Gründe dafür, sachlich zwischen positivem und negativem Re-

dispatch zu unterscheiden. Weitere sachliche Unterscheidungen erscheinen hingegen nicht 

geboten.  

aa) Positiver und negativer Redispatch 

 Die ÜNB unterscheiden bei der Anforderung von Redispatch zwischen positivem und ne-

gativem Redispatch. Beide Redispatch-Arten werden durch jeweils eigene Anforderungen 

von den ÜNB beschafft. Sie erfüllen unterschiedliche Funktionen bei der Behebung von 

Netzengpässen. Redispatch findet jeweils mindestens paarweise statt, durch positiven Re-

dispatch auf der unterspeisten Seite des Engpasses und negativen Redispatch auf der 

überspeisten Seite des Engpasses. In einer Engpasssituation kann eine spezifische Anlage 

entweder nur für positiven oder nur für negativen Redispatch eingesetzt werden, je nach-

dem auf welcher Seite des Engpasses sie steht. Beide Redispatch-Arten wären damit ten-

denziell als sachlich eigene Märkte zu behandeln. Vorliegend kann dies aber offen bleiben. 

bb) Spannungsbedingter und strombedingter Redispatch 

 Redispatch kann des Weiteren nach dem Eingriffsgrund in spannungsbedingten und strom-

bedingten Redispatch unterschieden werden. Strombedingter Redispatch dient dazu, kurz-

fristig auftretende Netzengpässe in Leitungen und Umspannwerken zu vermeiden oder zu 

beseitigen. Auf ihn entfiel im Jahr 2016 mit ca. 91,2 % der weitaus größte Teil der Redis-

patch-Maßnahmen, die von Anlagen in Deutschland erbracht wurden. Spannungsbedingter 

Redispatch zielt hingegen auf die Aufrechterhaltung der Spannung im betroffenen Netzge-

biet durch die zusätzliche Bereitstellung von Blindleistung ab45, was einen Anteil von ca. 8,8 

% an dem im Jahr 2016 in Deutschland erbrachten Redispatch-Leistungen darstellt. Strom-

bedingter und spannungsbedingter Redispatch unterscheiden sich nicht hinsichtlich ihrer 

ökonomischen Beschaffenheit und ihrer Produkteigenschaften. Zudem werden beide Re-

dispatch-Arten von den ÜNB im selben Planungsprozess ermittelt und angefordert.  

 Die Frage nach einer sachlichen Differenzierung zwischen strombedingtem und span-

nungsbedingtem Redispatch kann zudem offen bleiben, da sich das Zusammenschlussvor-

haben auf einem separaten Markt für spannungsbedingten Redispatch ohnehin nicht aus-

wirken würde, da weder die MVV noch das GKM im Jahr 2016 spannungsbedingten Redis-

patch geleistet haben.   

45 BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, S. 111. 
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cc) Präventiver und kurativer Redispatch 

 In einem hypothetischen Markt für Redispatch wäre zwischen kurativem und präventivem 

Redispatch nicht zu trennen.  

 Die kontinuierliche zeitliche Abfolge von Redispatch-Abrufen ließe sich kategorial möglich-

erweise weiter in präventiven und kurativen Redispatch unterteilen. Präventiver Redispatch 

bezeichnet Maßnahmen zur Vorbeugung von prognostizierten Netzengpässen, während 

kurativer Redispatch die kurzfristige Behebung aufgetretener Engpässe bezeichnet, die 

z.B. durch ungeplante Ausfälle von Erzeugungsanlagen entstehen können. Zur Planung 

von Redispatch-Maßnahmen erstellen die vier deutschen ÜNB gemeinschaftlich Progno-

sen über das benötigte Redispatch-Potential im Rahmen des „Week Ahead Planning Pro-

cess“ (WAPP). Dabei stehen sie im Austausch mit den ausländischen ÜNB der TSC-Re-

gion46 und stimmen den Redispatch-Einsatz untereinander ab. Kurativer Redispatch findet 

in diesem Prozess am Einsatztag ab ca. zwei Stunden vor dem geplanten Einsatz statt. In 

einem Gespräch mit TenneT wurde angegeben, dass kurativer Redispatch eher zwischen 

einer Stunde und einer Viertelstunde vor dem Erfüllungszeitpunkt stattfindet, nachdem alle 

planbaren Maßnahmen getroffen worden sind.47 Die Bundesnetzagentur geht im Bericht 

zur Ermittlung des Bedarfs an Netzstabilitätsanlagen gemäß §13k EnWG von einer Reak-

tionszeit für kurativen Redispatch von unter einer Stunde aus.48

 Die zeitliche Abfolge der Redispatch-Prozesse ab dem Vortag der geplanten Redispatch-

Maßnahme wird in der folgenden Abbildung dargestellt:  

46 Die TSC-Region besteht aus den ÜNB der folgenden 10 Länder: Österreich (APG), Kroatien 
(HOPS), Tschechien (ČEPS), Dänemark (Energinet.dk), Deutschland (50Hertz, Amprion, Ten-
neT Deutschland, TransnetBW), Ungarn (MAVIR), Polen (PSE), Slowenien (ELES), Schweiz 
(Swissgrid) und die Niederlande (TenneT Niederlande).   

47 Telefongespräch mit einem Vertreter der TenneT vom 4. Oktober 2017. 

48 Bericht zur Ermittlung des Bedarfs an Netzstabilitätsanlagen gemäß § 13k EnWG vom 31. Mai 
2017, S. 10. 
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Abb. 4: Zeitliche Abfolge von Redispatch-Prozessen49

 In einem ökonomischen Gutachten, das die MVV am 10. Oktober 2017 vorgelegt hat, wird 

die Abgrenzung eines eigenen Marktes für kurativen Redispatch diskutiert. Zur Begründung 

wird dort angeführt, dass die ÜNB in ihrem Gutachten zu Netzstabilitätsanlagen50 Auslands-

kraftwerke für kurativen Redispatch per Annahme ausschließen, weil sie bedingt durch ver-

einbarte oder technisch bedingte Vorlaufzeiten oder aufgrund von lokalen Netzengpässen 

oder regionalen Versorgungsengpässen nicht kurzfristig zur Verfügung stehen könnten.51

 Eine sachliche Unterscheidung zwischen kurativem und präventivem Redispatch wäre auf 

einem hypothetischen Markt für Redispatch allerdings nicht vorzunehmen. Gegenseitige 

kurative Redispatch-Anforderungen zur Wiederherstellung der (n-1)-Sicherheit nach Eintritt 

eines Netzfehlers sind zwischen den ÜNB der TSC-Region vertraglich geregelt.52 Analoge 

49 Antwortschreiben TenneT vom 17. Juli 2017 zum Auskunftsbeschluss vom 07. Juli 2017, Frage 
2; wortgleich in den Antworten der übrigen befragten ÜNB. 

50 Bericht der ÜNB zum Bedarf an Netzstabilitätsanlagen nach § 13k EnWG vom 15. Februar 2017, 
S. 12. 

51 Gutachten der […],, vorgelegt von der MVV am 10. Oktober 2017, S. 17. 

52 Agreement on Intermediate Phase of Multilateral Remedial Actions within TSC, § 1 Abs. 1.1 a). 
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Regelungen finden sich auch in Verträgen einzelner ÜNB für grenzüberschreitenden Re-

dispatch.53 Die Verfügbarkeit ausländischer Anlagen zur Anforderung von kurativem Redis-

patch durch die vier deutschen ÜNB ist somit gegeben. Nach Angaben der Bundesnetza-

gentur spricht gegen eine sachliche Unterscheidung auch, dass seitens der ÜNB keine ein-

deutige Trennung beider Redispatch-Arten vorgenommen wird. Eine einheitliche Definition 

von kurativem Redispatch gab es bislang nur in einem Gutachten der ÜNB zu Netzstabili-

tätsanlagen54, auf welche sich auch die Autoren der von der MVV eingereichten ökonomi-

schen Gutachten beziehen. Zudem wäre eine sachliche Trennung laut Bundesnetzagentur 

auch dadurch erschwert, dass sich präventive und kurative Maßnahmen überlagern kön-

nen, weil kurativer Redispatch beispielsweise auch durch Nachregelung von bereits zum 

präventiven Redispatch angewiesenen, auch ausländischen Anlagen, erfolgen kann.55

dd) „Marktkraftwerke“ und Reservekraftwerke  

 Reservekraftwerke werden im Redispatch-Planungsprozess nur nachrangig zu sog. „Markt-

kraftwerken“ im Inland und Ausland angefordert. Marktkraftwerke sind insbesondere auf 

dem Stromerstabsatzmarkt tätig. Dennoch sind Reservekraftwerke in den Redispatch-Pla-

nungsprozess fest eingebunden und werden regelmäßig zum Redispatch angefordert. Eine 

Unterscheidung hiernach scheint daher nicht geboten. Dies kann aber offen bleiben, weil 

sich das Zusammenschlussvorhaben im Bereich Redispatch-durch-Reservekraftwerke 

mangels Überschneidungen nicht auswirken würde und sich der Anteil von EnBW im Be-

reich des Redispatch durch Marktkraftwerke dadurch nur weiter verringern würde.  

c) Räumliche Abgrenzung 

aa) Bundesweite Abgrenzung oder Südzone für positiven Redispatch 

 Mit Blick auf positiven Redispatch könnte die geographische Abgrenzung einer Südzone 

bestehend aus Rheinland-Pfalz, Südhessen, dem Saarland, Bayern, Baden-Württemberg 

und dem südlich angrenzenden Ausland erwogen werden. Dabei wären zumindest inländi-

sche und ausländische Anlagen einzubeziehen, die positiven Redispatch für die deutschen 

53 Siehe z.B.: Amended Agreement on coordinated Redispatch Measures to ensure firmness of ex-
change programs and to maintain and restore system security of the transmission System be-
tween Germany and France, Annex A Nr. 4/ und 5/. 

54 Bericht der ÜNB zum Bedarf an Netzstabilitätsanlagen nach § 13k EnWG vom 15. Februar 2017, 
S. 12. 

55 Telefongespräche mit einem Vertreter der BK 8 der Bundesnetzagentur am 01. Oktober 2017 
sowie mit Vertretern der Referate 608 und 603 der Bundesnetzagentur am 04. Oktober 2017. 
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ÜNB geleistet haben. Allerdings kann diese Frage hier offen bleiben, weil das Zusammen-

schlussvorhaben sowohl bei einer bundesweiten Abgrenzung als auch bei der Annahme 

einer Südzone keinesfalls die Untersagungsvoraussetzungen des § 36 Abs. 1 GWB erfül-

len würde. Eine regelzonenscharfe Abgrenzung wäre dagegen angesichts der inzwischen 

bestehenden Markt- und Regulierungsbedingungen nicht sachgerecht.  

 Das Volumen des für die vier deutschen ÜNB geleisteten positiven Redispatches ist auf die 

Region Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Südhessen, das Saarland sowie 

das südlich angrenzende Ausland konzentriert. Ca. 91 % des für die deutschen ÜNB ge-

leisteten positiven Redispatch fielen im Jahr 2016 in diesem geographischen Bereich an.56

 Der zunehmende Anteil erneuerbarer Energien an der deutschen Stromproduktion und die 

schrittweise Abschaltung von Kernkraftwerken wirken sich auf die Lastflüsse im Netz aus 

und führen zu einem steigenden Bedarf an Redispatch, bis der Netzausbau entsprechend 

aufgeholt hat. Strom aus erneuerbaren Energien wird häufig aus Windenergie in der Nord-

hälfte Deutschlands und in Dänemark erzeugt und in das Netz eingespeist und muss von 

dort zu den Stromverbrauchszentren im Süden Deutschlands und nach Österreich trans-

portiert werden. In einer solchen Lage entstehen typischerweise Kapazitätsengpässe ent-

lang der großen Nord-Süd Stromtrassen. 

 In solchen Szenarien kann für den Abruf von positivem Redispatch nur auf Anlagen zuge-

griffen werden, die auf der unterspeisten Seite des Engpasses liegen, während negativer 

Redispatch nur durch Anlagen erfolgen kann, die auf der überspeisten Seite des Engpasses 

liegen. Da das ganz überwiegende Volumen an positivem Redispatch in der o.g. Südzone 

erbracht wird, spielt es für die Höhe der Marktanteile für positiven Redispatch keine ent-

scheidende Rolle, ob man eine Südzone abgrenzt oder den relevanten Markt bundesweit 

abgrenzt (jeweils einschließlich Anlagen aus dem angrenzenden Ausland, die in erhebli-

chem Umfang positiven Redispatch – soweit hier erheblich – zur Beseitigung von Netzen-

gpässen in Deutschland bzw. an den deutschen Grenzen leisten).  

bb) Keine regelzonenscharfe Abgrenzung 

 Ein hypothetischer sachlicher Markt für positiven Redispatch wäre nicht (mehr) nach Re-

gelzonen zu unterteilen. 

56 Antwortschreiben der vier befragten ÜNB zum Auskunftsbeschluss vom 07. Juli 2017, Frage 1. 
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 In einem Gespräch mit der TenneT erläuterte sie, dass es typischerweise nicht einen ein-

zelnen, systematisch auftretenden Engpass gebe, zu dessen Behebung die dem Engpass 

nächstgelegene Anlage abzurufen sei, sondern es handele sich oftmals um Engpassgroß-

lagen, in denen mehrere Engpässe gleichzeitig auftreten und behoben werden müssten.57

Daher sei oft auch nicht ein einziges Kraftwerk optimal zur Engpassbehebung, sondern die 

Redispatch-Planung sei mittlerweile eher als ein Problem der gleichzeitigen Optimierung zu 

beschreiben.  

 Zwischen den vier deutschen ÜNB gilt rückwirkend seit dem 01. Januar 2016 ein Redis-

patch-Kooperationsvertrag, in dem die wechselseitige Unterstützung bei Redispatch-Maß-

nahmen vereinbart wurde.58 In der täglichen Anwendung findet diese Kooperation Ausdruck 

im gemeinsamen Prognose- und Entscheidungsprozess der ÜNB über die Behebung von 

Netzengpässen. Die MVV argumentiert in einer Stellungnahme vom 27. Juli 2017 und er-

neut in ihrer Stellungnahme zum Beschlussentwurf vom 27. November 2017, dass der 

räumlich relevante Markt jeweils regelzonenscharf abzugrenzen sei.59 Diese Einschätzung 

vertreten auch die Verfahrensbevollmächtigten der MVV in ihrem Schreiben vom 

27. Juli 2017, in dem sie argumentieren, dass „im räumlich relevanten Markt einer Regel-

zone die jeweils zuständigen Stromübertragungsnetzbetreiber (hier: TransnetBW) als ein-

zige Nachfrager negative oder positive Redispatch-Leistungen der Kraftwerksbetreiber an-

fordern.“ Diese Argumentationslinie liegt auch dem ökonomischen Gutachten zugrunde, 

welches mit E-Mail vom 01. August 2017 vorgelegt wurde.60 Ferner hat auch das Bundes-

kartellamt im Jahr 2013 mit Blick auf die Verhältnisse im Jahre 2012 im Verfahren B8-78/13 

noch eine regelzonenscharfe Abgrenzung erwogen. 

 Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die Betrachtung nur des Regelzonenverantwortli-

chen als einzigem Nachfrager von Redispatch nicht sachgerecht wäre. Auslöser einer Re-

dispatch-Maßnahme ist derjenige ÜNB, in dessen Regelzone ein Engpass zu beheben ist. 

Denn bei ihm entsteht der eigentliche Bedarf für die Redispatch-Maßnahme. Für jede Re-

dispatch-Maßnahme werden ein anweisender und ein anfordernder ÜNB definiert. Als an-

57 Telefongespräch mit einem Vertreter der TenneT vom 17. Juli 2017. 

58 Der vorgelegte Vertragsentwurf mit Stand vom 10.04.2017 ist laut § 11 Abs. 1 des Redispatch-
Kooperationsvertrags rückwirkend zum 01. Januar 2016 in Kraft getreten. 

59 MVV, Stellungnahme zum Schreiben von EnBW/Oppenländer Rechtsanwälte, Anlage zur Stel-
lungnahme der MVV vom 27. Juli 2017 sowie Stellungnahme zum Beschlussentwurf vom 27. 
November 2017, S. 19 ff. 

60 Schreiben von Hengeler Mueller vom 27. Juli 2017, S. 13 sowie Gutachten der […], vorgelegt am 
01. August 2017, S. 7. 
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fordernder ÜNB wird derjenige bezeichnet, der den ursächlich für die Redispatch- Maß-

nahme bestehenden netztechnischen Grund in seiner Regelzone festgestellt hat und eine 

solche Maßnahme anfordert. Als anweisender ÜNB wird derjenige bezeichnet, in dessen 

Regelzone das Kraftwerk steht, welches zur Redispatch-Maßnahme herangezogen wird.  

 Die Annahme einer regelzonenscharfen Abgrenzung im Bereich Redispatch ist aufgrund 

des hohen, gestiegenen Kooperationsgrades und des inzwischen institutionalisierten Re-

dispatch-Planungsprozesses der vier deutschen ÜNB zu verwerfen.  

 Durch Anforderung von Redispatch bei einem anderen ÜNB kann der anfordernde ÜNB 

grundsätzlich auch auf verfügbare Anlagen außerhalb seiner Regelzone zugreifen, die zur 

Behebung der Engpasssituation geeignet sind. Der anweisende ÜNB ist als Regelzonen-

verantwortlicher derjenige, der mit dem Anlagenbetreiber ggf. vertragliche Regelungen trifft, 

den Redispatch anordnet und später mit dem Anlagenbetreiber abrechnet. Er übernimmt 

für den anfordernden ÜNB letztlich die operative Umsetzung. Der Redispatch auslösende 

ÜNB ist aber stets der anfordernde ÜNB. Im Ergebnis agieren die ÜNB gemeinsam als 

Nachfrager.  

cc) Einbeziehung ausländischer Anlagen 

 Basierend auf Daten der Bundesnetzagentur und der vier deutschen ÜNB weist der Bun-

desverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V., Berlin (im Folgenden: BDEW) für das 

Jahr 2016 einen Anteil ausländischer Anlagen am gesamten positiven Redispatch-Volumen 

in Deutschland von ca. 4 TWh aus.61 Das entspricht einem Anteil von ca. 36 % am gesam-

ten positiven Redispatch-Volumen in Deutschland.  

 Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit der europäischen ÜNB können ausländi-

sche ÜNB mittelbar über den Anschluss-ÜNB auf in Deutschland verfügbares Redispatch-

Potenzial zurückgreifen. Dies gilt auch umgekehrt. In den Planungsprozessen der ÜNB sind 

dabei Redispatch-Anforderungen bei einem ausländischem Nachbar-ÜNB (Cross-Border-

Redispatch) und Redispatch unter Beteiligung mehrerer ausländischer ÜNB (Multilateral 

Remedial Action – MRA) fest vorgesehen.  

61 BDEW, Redispatch in Deutschland - Auswertung der Transparenzdaten, 08. Juni 2017, S. 7. 
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 Zudem können die ÜNB Redispatch auch direkt bei zuvor im IBV kontrahierten ausländi-

schen Anlagen anfordern. Dabei erfolgt der Zugriff auf inländische und ausländische Markt-

kraftwerke jeweils gleichrangig, während Reservekraftwerke nachrangig abgerufen wer-

den.62

 Entscheidend für die Nutzung ausländischer Kraftwerke sind die kosteneffiziente Wirksam-

keit zur Behebung der auftretenden Engpässe sowie die zeitliche, technische und rechtliche 

Zugriffsmöglichkeit. Für die unter Vertrag stehenden ausländischen Netzreservekraftwerke 

liegen den deutschen ÜNB konkrete Verfügbarkeits- und Kosteninformationen vor. Für ver-

schiedene grenznahe österreichische Kraftwerke erfolgt zudem eine Vorabmeldung von 

Daten zur Kraftwerkseinsatzplanung (KWEP-Daten).63

dd) Zusammenfassung 

 In einen hypothetischen Markt für positiven Redispatch wären räumlich diejenigen Anlagen 

im Ausland einzuschließen, die im Jahr 2016 positiven Redispatch für die deutschen ÜNB 

geleistet haben. Eine regelzonenscharfe Abgrenzung wäre zu verwerfen. Inwiefern für den 

inländischen Part deutschlandweit oder auf Süddeutschland beschränkt abzugrenzen wäre, 

kann vorliegend mangels Entscheidungserheblichkeit offen bleiben.  

d) Wettbewerbliche Würdigung 

 Das Zusammenschlussvorhaben führt im Bereich Redispatch nicht zu einer erheblichen 

Behinderung wirksamen Wettbewerbs und insbesondere nicht zur Entstehung oder Ver-

stärkung einer marktbeherrschenden Stellung.  

 Im Bereich des positiven Redispatches innerhalb der oben beschriebenen Märkte entfielen 

2016 folgende Anteile auf die EnBW und das GKM:  

62 Antwortschreiben TenneT TSO GmbH vom 17. Juli 2017 zum Auskunftsbeschluss vom 07. Juli 
2017, Frage 2; wortgleich in den Antworten der übrigen befragten ÜNB. 

63 Ebd. Frage 3. 
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Positiver Redispatch (2016) 

Anteile 

„Südzone” ohne Reservekraftwerke 

EnBW (ohne GKM) [10-20 %] 

GKM [<5 %] 

„Südzone“ mit Reservekraftwerken

EnBW (ohne GKM) [10-20 %] 

GKM [<5 %] 

Deutschland ohne Reservekraftwerke

EnBW (ohne GKM) [10-20 %] 

GKM [<5 %] 

Deutschland mit Reservekraftwerken

EnBW (ohne GKM) [10-20 %] 

GKM [<5 %] 

 Die EnBW erreichte im Jahr 2016, je nachdem ob Reservekraftwerke mit einbezogen wur-

den oder nicht, Anteile am positiven Redispatch von [10-20 %]. Die MVV hat im Jahr 2016 

selbst keinen Redispatch in Süddeutschland geleistet. Allerdings hat das GKM, an welchem 

die MVV zusammen mit der EnBW und der RWE beteiligt ist, positiven Redispatch in der 

oben beschriebenen Südzone geleistet.  

 Eine vertiefte Betrachtung des Redispatch in den verbleibenden geographischen Bereichen 

ist nicht erforderlich. Im Bereich des negativen Redispatch bzw. in einer „Nordzone“ für 

positiven Redispatch entfielen auf die EnBW und die MVV einschließlich des GKM nur An-

teile, die weit unterhalb des in § 18 Abs. 4 GWB referenzierten Schwellenwertes liegen. 

5. Erzeugung und Vermarktung von EEG-Strom 

 Im möglicherweise weiter zu unterteilenden Markt für die Erzeugung und Vermarktung von 

EEG-Strom führt das Zusammenschlussvorhaben nicht zu einer erheblichen Behinderung 

wirksamen Wettbewerbs und insbesondere nicht zur Entstehung oder Verstärkung einer 

marktbeherrschenden Stellung. 



- 42 - 

a) Sachliche Marktabgrenzung 

 In seiner Entscheidungspraxis grenzt das Bundeskartellamt einen eigenständigen, regula-

torisch geprägten Markt für EEG-Strom ab, welcher die in EEG-Anlagen erzeugte und nach 

den Grundsätzen des EEG vermarktete Strommenge (inkl. der unter der optionalen Direkt-

vermarktung abgesetzten Mengen) umfasst. Dieser könnte sachlich weiter zu unterteilen 

sein, was aber vorliegend dahinstehen kann. 

 Denn während sich der Preis für konventionell erzeugten Strom nach Angebot und Nach-

frage bildet, bestimmt sich die Preisbildung des nach EEG vergüteten Stroms nach gesetz-

lichen Regelungen. Im Fall der klassischen EEG-Festvergütung gemäß § 37 EEG müssen 

Netzbetreiber den von EEG-Anlagen erzeugten Strom vorrangig abnehmen und dafür eine 

gesetzlich fest determinierte Vergütung pro kWh an die Anlagenbetreiber bezahlen, die un-

abhängig von der Stromnachfrage ist. Neben der Festvergütung sieht das EEG das Anfang 

2012 eingeführte Marktprämienmodell vor (vgl. § 34 EEG). Dieses Modell erlaubt die Di-

rektvermarktung von EEG-Strom an Dritte, wobei Anlagenbetreiber zusätzlich zu dem von 

den Dritten bezahlten Preis eine gesetzliche Marktprämie vom Netzbetreiber erhalten. Beim 

verpflichtenden Marktprämienmodell bewirkt die Marktprämie, dass die EEG-Anbieter nicht 

den gleichen Wettbewerbskräften ausgesetzt sind, wie die nicht nach EEG vergütete Strom-

erzeugung. Insbesondere übt die nicht nach EEG vergütete Stromerzeugung keinen Wett-

bewerbsdruck auf die nach EEG vergütete Stromerzeugung aus. Sie sind daher verschie-

denen Märkten zuzuordnen.  

 Unabhängig von der konkreten Vermarktung – über die EEG-Festvergütung oder über das 

Marktprämienmodell – ist der Markt für EEG-Strom stark regulatorisch geprägt. Denn die 

Anlagenbetreiber können die Vermarktungsvarianten des EEG nicht nur monatlich wech-

seln, sondern auch miteinander kombinieren (§ 20 EEG).  

b) Räumliche Marktabgrenzung 

 Räumlich wird der Markt deutschlandweit nach dem Geltungsbereich des EEG abgegrenzt. 

c) Wettbewerbliche Würdigung 

 Eine genauere Betrachtung der Auswirkungen des Zusammenschlussvorhabens im nach-

gelagerten Bereich der EEG-Stromerzeugung ist nicht geboten. Aufgrund der Verpflichtung 

der Netzbetreiber zur Abnahme des EEG-Stroms und der nur optionalen Direktvermarktung 

bestehen keine Wahlmöglichkeiten auf Seiten der wichtigsten Abnehmer und daher nur 

sehr eingeschränkter Wettbewerb auf dem EEG-Markt.  
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 Auch die seit Inkrafttreten der EEG-Novelle geltende verpflichtende Direktvermarktung für 

Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 500 KW erfordert keine Anpassung 

der Marktabgrenzung und/oder der wettbewerblichen Beurteilung. Die Behinderung wirksa-

men Wettbewerbs kann im vorliegenden Fall daher ausgeschlossen werden. 

 Zudem sind die Anteile der MVV und der EnBW an der EEG Stromerzeugung sehr klein. 

Im Jahr 2016 hatte die EnBW eine Erzeugungsmenge aus Anlagen mit Zahlungsanspruch 

nach dem EEG in Höhe von […] TWh und die MVV von […] TWh. Das entspricht einem 

gemeinsamen Marktanteil von [< 5 %].64 Eine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbe-

werbs, insbesondere die Begründung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel-

lung, ist damit auszuschließen. 

6. Stromendkundenmärkte 

 Das Zusammenschlussvorhaben führt auch auf keinem der betroffenen Stromendkunden-

märkte zu einer erheblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und führt insbesondere 

nicht zur Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. 

a) Sachliche Marktabgrenzung 

 Auf der Endkundenebene sind sachlich eigenständige Produktmärkte abzugrenzen für die 

Belieferung von Kunden mit registrierender Leistungsmessung (RLM-Kunden) mit Strom, 

für die Belieferung von Standardlastprofil-Kunden (SLP-Kunden) mit Strom auf Basis von 

Sonderverträgen, für die Belieferung von SLP-Kunden in der Grundversorgung sowie mit 

Strom und für die Belieferung von SLP-Kunden mit Heizstrom.65

b) Räumliche Marktabgrenzung 

 Die Märkte für die Belieferung von RLM-Kundenmarkt für Strom sowie SLP-Sonderver-

tragskunden für Strom werden räumlich jeweils deutschlandweit abgegrenzt. Die räumli-

chen Märkte für die Belieferung von SLP-Kunden in der Grundversorgung mit Strom und 

Heizstrom sind jeweils auf das Liefergebiet des Grundversorgers beschränkt.66

64 Vgl. BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, Abbildung 14: Insgesamt wurden 161,5 TWh aus 
Anlagen mit Zahlungsanspruch nach dem EEG im Jahr 2016 eingespeist. 

65 BKartA, Beschluss vom 08. Dezember 2011, B8-94/11 – Integra/Thüga, RN 26. 

66 Ebd., RN 37-40. 
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c) Wettbewerbliche Beurteilung 

 Die EnBW und die MVV sind beide in diesen Märkten tätig. Im RLM-Kundenmarkt für Strom 

erreichten die EnBW und die MVV im Jahr 2016 die folgenden Marktanteile auf Grundlage 

der gelieferten Strommengen: 

Abb. 5: RLM-Kundenmarkt 

RLM-Kundenmarkt für Strom in Deutschland 2016 

Anbieter Stromabsatz an RLM-Kunden 

In TWh Marktanteil  

EnBW […] [0-10 %] 

MVV […] [<5 %] 

Gesamt 266 100 %

 Die EnBW erreichte im Jahr 2016 einen Marktanteil an der Belieferung von RLM- Kunden 

mit Strom in Höhe von [0-10 %], der Marktanteil von MVV betrug [<5 %]. Selbst bei Zusam-

menrechnung der Ressourcen der EnBW und der MVV sind weder die Entstehung oder 

Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung noch eine sonstige erhebliche Behinde-

rung wirksamen Wettbewerbs anzunehmen.  

 Im Markt für SLP-Kunden auf Basis von Sonderverträgen für Strom ergeben sich für das 

Jahr 2016 die folgenden Marktanteile:  

Abb. 6: SLP-Sondervertragskundenmarkt 

SLP-Sondervertragskundenmarkt für Strom in Deutschland 2016 

Anbieter Stromabsatz an SLP-Sondervertragskunden 

In TWh Marktanteil  

EnBW […] [0-10 %] 

MVV […] [<5 %] 

Gesamt 108 100 %
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 Die EnBW erreichte im Jahr 2016 einen Marktanteil an der Belieferung von SLP-Kunden 

mit Strom auf Basis von Sonderverträgen in Höhe von [0-10 %]. Der Marktanteil der MVV 

betrug [<5 %]. Selbst bei Zusammenrechnung der Ressourcen der EnBW und der MVV 

sind weder die Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung noch 

eine sonstige erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs anzunehmen.  

 Das Zusammenschlussvorhaben hat keine Auswirkungen auf die Märkte für die Belieferung 

von SLP-Kunden mit Strom in der Grundversorgung und für die Belieferung von SLP-Kun-

den mit Heizstrom. Da die Märkte für die Belieferung von SLP-Kunden mit Strom jeweils 

auf das jeweilige Versorgungsgebiet des Anbieters beschränkt sind und dieser innerhalb 

seines Versorgungsgebiets bei der Grundversorgung stets einziger Anbieter ist, wird auch 

der Wettbewerb in diesen Märkten durch das Zusammenschlussvorhaben nicht weiter be-

einträchtigt. Für die Belieferung von SLP-Kunden mit Heizstrom findet Wettbewerb überre-

gional statt. Der Wegfall eines einzelnen Alternativanbieters ist deshalb nicht problematisch. 

Insbesondere im Raum Mannheim sind derzeit mindestens neun verschiedene Anbieter für 

Heizstrom aktiv.67

7. Gasmärkte 

 Das Zusammenschlussvorhaben führt auf keinem der betroffenen Gasmärkte zu einer er-

heblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und führt dort insbesondere nicht zur Ent-

stehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. 

a) Sachliche Marktabgrenzung 

 Auf der Ebene des Zwischenhandels mit Erdgas wird ein Markt für die Belieferung von re-

gionalen und lokalen Weiterverteilern abgegrenzt. Auf den Endkundenmärkten unterschei-

det das Bundeskartellamt eigene Produktmärkte für die Belieferung von RLM-Kunden, SLP-

Kunden auf Basis von Sonderverträgen und SLP-Kunden in der Grundversorgung mit 

Gas.68

b) Räumliche Marktabgrenzung 

 Räumlich wird der Markt für die Belieferung von regionalen und lokalen Weiterverteilern 

ebenso wie die Märkte für die Belieferung von RLM-Kunden und SLP-Kunden auf Basis 

67 https://www.verivox.de/suche/?q=heizstrom%20mannheim, Abruf am 07. November 2017. 

68 BKartA, Beschluss vom 23. Oktober 2014, B8-69/14 – EWE/VNG, RN 117 f. 
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von Sonderverträgen deutschlandweit abgegrenzt, während die Belieferung von SLP-Kun-

den in der Grundversorgung jeweils auf das Liefergebiet des Grundversorgers beschränkt 

und entsprechend abzugrenzen ist.69

c) Wettbewerbliche Beurteilung 

 Die Tätigkeiten der EnBW und der MVV überschneiden sich auf den bundesweiten Märkten 

für die Erdgasbelieferung von regionalen und lokalen Weiterverteilern, von RLM-Endkun-

den und von SLP-Endkunden auf der Grundlage von Sonderverträgen. Die EnBW ist auf 

diesen Märkten selbst sowie über Tochtergesellschaften, insbesondere über die Gasver-

sorgung Süddeutschland GmbH, Stuttgart, aktiv. Zudem hat die EnBW im April 2016 Anteile 

in Höhe von […] an der VNG Verbundnetz Gas AG (VNG) erworben, welche seit dem 1.April 

2017 von der EnBW voll konsolidiert wird.  

 Im Markt für die Belieferung mit Gas von regionalen und lokalen Weiterverteilern ergeben 

sich für das Jahr 2016 die folgenden Marktanteile: 

Abb. 7: Gasabsatz an Weiterverteiler 

Markt für die Belieferung mit Gas von regionalen und lokalen Weitervertei-

lern in Deutschland 2016 

Gasabsatz an Weiterverteiler 

Anbieter In TWh Marktanteil 

EnBW […] [10-20 %] 

MVV […] [<5 %] 

Gesamt 70 827,7 100 %

 Die EnBW erreichte im Jahr 2016 einen Marktanteil an der Belieferung mit Gas von regio-

nalen und lokalen Weiterverteilern in Deutschland in Höhe von [10-20 %]. Der Marktanteil 

der MVV betrug [<5 %]. Selbst bei Zusammenrechnung der Ressourcen der EnBW und der 

69 Ebd., RN 119 ff. 

70 BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, Tabelle 83.  
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MVV sind weder die Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 

noch eine sonstige erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs anzunehmen.  

 Im Markt für die Belieferung von RLM-Kunden mit Gas ergeben sich für das Jahr 2016 die 

folgenden Marktanteile: 

Abb. 8: Gasabsatz an RLM-Kunden 

Markt für die Belieferung von RLM-Kunden mit Gas in Deutschland 2016 

Gasabsatz an RLM-Kunden 

Anbieter In TWh Marktanteil 

EnBW […] [0-10 %] 

MVV […] [<5 %] 

Gesamt71 453 100 %

 Im Jahr 2016 erreichten die EnBW und die MVV zusammen einen Marktanteil an der Be-

lieferung von RLM-Kunden mit Gas in Deutschland von [0-10 %]. Selbst bei Zusammen-

rechnung der Ressourcen der EnBW und der MVV sind weder Entstehung oder Verstär-

kung einer marktbeherrschenden Stellung noch eine sonstige erhebliche Behinderung wirk-

samen Wettbewerbs anzunehmen.  

 Im Markt für die Belieferung von SLP-Kunden mit Gas auf Basis von Sonderverträgen er-

geben sich für das Jahr 2016 die folgenden Marktanteile: 

71 BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, Abbildung 127.  
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Abb. 9: Gasabsatz an SLM-Sondervertragskunden 

Markt für die Belieferung mit Gas von SLP-Kunden auf Basis von Sonderver-

trägen in Deutschland 2016 

Gasabsatz an SLM-Sondervertragskunden 

Anbieter In TWh Marktanteil 

EnBW […] [<5 %] 

MVV […] [<5 %] 

Gesamt72 309 100 %

 Die EnBW erreichte im Jahr 2016 einen Marktanteil an der Belieferung mit Gas von SLP-

Kunden auf Basis von Sonderverträgen in Deutschland von [<5 %]. Der Marktanteil der 

MVV betrug ebenfalls [<5 %]. Selbst bei Zusammenrechnung der Ressourcen der EnBW 

und der MVV sind weder die Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel-

lung noch eine sonstige erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs anzunehmen.  

 Das Zusammenschlussvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Markt für die Belieferung 

von SLP-Kunden mit Gas in der Grundversorgung. Da dieser Markt auf das jeweilige Ver-

sorgungsgebiet des Anbieters beschränkt ist und dieser innerhalb seines Versorgungsge-

biets stets einziger Anbieter ist, wird auch der Wettbewerb in diesen Märkten durch das 

Zusammenschlussvorhaben nicht weiter beeinträchtigt. 

8. Projektierung und Realisierung von Windenergieanlagen 

 Die Marktabgrenzung im Bereich der Projektierung und Realisierung von Windenergiean-

lagen kann vorliegend offen bleiben, weil das Zusammenschlussvorhaben in diesem Be-

reich jedenfalls nicht zu einer erheblichen Behinderung wirksamen Wettbewerbs und ins-

besondere nicht zur Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 

führt.  

72 BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, Abschnitt II. A. 3.2. 
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a) Sachliche Marktabgrenzung 

 Einem möglichen Markt für die Projektierung und Realisierung von Windenergieanlagen 

könnten Tätigkeiten zugeordnet werden von der Standortsuche über die Erstellung von 

Windgutachten, den Abschluss von Nutzungsverträgen mit Grundstückseigentümern, die 

Beantragung öffentlich-rechtlicher Genehmigungen und die Sicherstellung des Netzan-

schlusses bis hin zur Errichtung der Anlagen und zum Anschluss an das Stromnetz. Eine 

Marktabgrenzung wurde in diesem Bereich bislang nicht vorgenommen.  

 In Anlehnung an die zuletzt vertretene Auffassung der Europäischen Kommission kann 

hilfsweise davon ausgegangen werden, dass die Auftragsabwicklung für eigene Zwecke 

und die Auftragsentwicklung von Windenergieanlagen für Dritte einen gemeinsamen sach-

lichen Markt darstellen. Ebenfalls hat die Europäische Kommission keine Unterscheidung 

zwischen der Entwicklung von Onshore- und Offshore-Windparks vorgenommen.73

b) Räumliche Marktabgrenzung 

 Räumlich dürfte aufgrund des regulatorischen Rahmens von nationalen Abgrenzungen der 

sachlichen Märkte auszugehen sein.  

c) Wettbewerbliche Beurteilung 

 Im Bereich der Projektierung und dem Bau von Windenergieanlagen überschneiden sich 

die Aktivitäten der EnBW und der MVV. Im Jahr 2016 verfügte die MVV insgesamt über 

eine installierte Leistung von Windanlagen in Höhe von […] GW; die EnBW verfügte insge-

samt über eine installierte Leistung von Windenergieanlagen in Höhe von […] GW.  

 Das Marktvolumen für die Projektierung und Realisierung neuer Windenergieanlagen kann 

aus dem tatsächlich erfolgten Zubau abgeleitet werden. Der bundesweite Kapazitätszubau 

von Windenergieanlagen lag im Jahr 2016 bei 5,012 GW.74 Damit entfallen auf die MVV – 

hilfsweise unterstellt, der gesamte Anlagenbestand sei 2016 mit eigenen Projektierungs-

leistungen zugebaut worden – Marktanteile in Höhe von höchstens [0-10 %] und auf EnBW 

Marktanteile – bei gleicher hilfsweiser Unterstellung – von höchstens [0-10 %]. Selbst bei 

Zusammenrechnung der Ressourcen der EnBW und der MVV sind weder die Entstehung 

73 Europäische Kommission, Entscheidung vom 10. Mai 2012, COMP/M.6540 – Dong Energy 
Borkum Riffgrund I Holdco / Boston Holding / Borkum Riffgrund I Offshore Windpark, RN 16 ff. 
und Entscheidung vom 04. Dezember 2008, COMP/M. 5366 – Iberdrola Renovabiles / 
Gamesa, RN  9 ff. 

74 BNetzA/BKartA, Monitoringbericht 2017, Tabelle 11. 
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oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung noch eine sonstige erhebliche Be-

hinderung wirksamen Wettbewerbs anzunehmen. 

III. Materielle Untersagungsvoraussetzungen auf Entsorgungsmärkten 

 Zur Ermittlung der Marktverhältnisse auf den Entsorgungsmärkten hat die Beschlussabtei-

lung 164 öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger und einschließlich der Zusammenschluss-

beteiligten 35 Betreiber von Anlagen zur thermischen Verwertung in Baden-Württemberg, 

Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und dem Saarland befragt. Bis auf 

einen Zweckverband, der sich im Weiteren für die materielle Würdigung als irrelevant er-

wies, haben alle Befragten die an sie gerichteten Fragen beantwortet, teilweise gemein-

schaftlich im Rahmen von Zweckverbänden oder anderen Formen kommunaler Zusam-

menarbeit. Weitere Informationen wurden von den Beigeladenen und vom Ministerium für 

Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg (UMBW) beigezogen.   

 Auf Basis der Ermittlungen sind die Untersagungsvoraussetzungen des § 36 Abs. 1 

Satz 1 GWB nicht erfüllt. 

1. Marktabgrenzung 

 Beide Zusammenschlussparteien betreiben selbst oder im Rahmen von Gemeinschaftsun-

ternehmen verschiedene Müllverwertungsanlagen in Deutschland. Die Anlagen dienen der 

thermischen Verwertung und Beseitigung von Siedlungsabfällen und Abfällen gewerblicher 

Anfallstellen. Beide Unternehmen sind zudem in der Verwertung von Klärschlämmen und 

Altholz tätig.  

 Die EnBW betreibt zwei Müllverbrennungsanlagen, eine Anlage in Stuttgart-Münster (Ba-

den-Württemberg) und als Mehrheitsgesellschafter des Gemeinschaftsunternehmens 

Stadtwerke Düsseldorf AG75 eine Anlage in Düsseldorf (NRW). Die Tochtergesellschaft 

MSE Mobile Schlammentwässerungs GmbH mit Sitz Karlsbad-Ittersbach (im Folgenden: 

MSE) betreibt Vorbehandlungsanlagen für Klärschlämme, die dann zur Mitverbrennung in 

75 Weitere Gesellschafter sind die Holding der Landeshauptstadt Düsseldorf GmbH mit 25,05 % so-
wie die GEW Köln AG mit 20 %, siehe https://www.swd-ag.de/ueber-uns/profil/, zuletzt abgeru-
fen am 28.10.2017.  
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geeigneten Anlagen abgesteuert werden. Die EnBW betreibt an verschiedenen Standorten 

Biomassekraftwerke oder ist an solchen beteiligt. 

 Die MVV betreibt an den Standorten Mannheim (Baden-Württemberg), Leuna (Sachsen-

Anhalt) und Offenbach (Hessen) Müllverbrennungsanlagen und an den Standorten Kor-

bach (Hessen) und Gersthofen (Bayern) EBS-Kraftwerke76. Die Anlage in Offenbach wird 

von dem Gemeinschaftsunternehmen Energieversorgung Offenbach AG mit Sitz in Offen-

bach (EVO) betrieben.77 In der Anlage in Mannheim werden in geringen Mengen auch Klär-

schlämme verwertet, außerdem plant die MVV derzeit die Errichtung von Monoverbren-

nungsanlagen an verschiedenen Standorten.78 Die MVV betreibt u.a. in Mannheim ein Bio-

massekraftwerk und ist an anderen Anlagen beteiligt.  

a) Sachliche Marktabgrenzung 

 Die Zusammenschlussparteien gehen übereinstimmend von getrennten Märkten für die 

Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle, für die Verbrennung von nicht-gefährlichen 

Gewerbeabfällen und für die Verwertung von Klärschlämmen aus.79 Es kann mangels Ent-

scheidungserheblichkeit offen bleiben, ob von dem Markt für die Verbrennung von Gewer-

beabfällen ein separater Markt für die Verwertung von Altholz abzugrenzen ist. 

 Das Bundeskartellamt hat in früheren Entscheidungen die Entsorgung von unvorbehandel-

ten und von vorbehandelten Siedlungsabfällen sowie von Gewerbeabfällen unterschie-

den.80

76 Ersatzbrennstoffkraftwerke, in denen sortierte, vorbehandelte und zu Ersatzbrennstoffen aufbe-
reitete Abfälle mit einem in der Regel höheren Brennwert als in reinen Müllverbrennungsanla-
gen thermisch verwertet werden. Siehe auch https://www.bvse.de/themen-altholz-ersatzbrenn-
stoffe-bioabfall/ersatzbrennstoffe-verwertung.html, zuletzt abgerufen am 28.10.2017.  

77 Gesellschafter der EVO sind die MVV und die Stadtwerke Offenbach Holding GmbH mit jeweils 
48,4 %. Der Rest der Anteile sind Mitarbeiteraktien. Siehe https://www.evo-ag.de/wir-in-offen-
bach/ueber-uns/aktionaers-gesellschaftsstruktur/, zuletzt abgerufen am 28.10.2017.  

78 Monoverbrennungsanlagen, also Anlagen die auf eine alleinige Verbrennung von Klärschläm-
men ausgerichtet sind, erlauben im Gegensatz zur Mitverbrennung z.B. in Kraftwerken die 
Rückgewinnung von Rohstoffen aus den Klärschlämmen, vor allem von Phosphor. Vgl. Stel-
lungnahme der MVV vom 13. Oktober 2017, Bd. XIII, Bl. 5517ff..  

79 Vgl. Anmeldung im Verfahren B8-31/17, S. 35f., sowie Bd. XIV, Bl. 5696.  

80 Vgl. BKartA B10-124/01, Trienekens/AWISTA, RN 111ff., oder BKartA B10-155/05, Remondis/A-
WISTA, RN 63ff.. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Entsorgung vorbehandelter Abfälle 
sich nur dann einem getrennten sachlichen Markt zuordnen lässt, wenn die Anbieter bei der 
Vermarktung unterschiedliche Marktkonzepte verfolgen können. OLG Düsseldorf, 04.09.2002, 
Kart 26/02 (V), RN 10f. nach Juris. 



- 52 - 

aa) Verwertung von (unvorbehandelten) Siedlungsabfällen 

 Die Anlage zur Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Ver-

ordnung, AVV) unterscheidet bei den Siedlungsabfällen nach getrennt gesammelten Frak-

tionen81, nach Garten- und Parkabfällen sowie nach „Anderen Abfällen“. Die aus der Euro-

päischen Abfallrahmenrichtlinie (EUAbfRRL82) in das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

übernommene europäische Abfallhierarchie gibt Vermeidung, Wiederverwendung und Re-

cycling den Vorrang vor sonstiger Verwertung und Beseitigung. Für die thermische Verwer-

tung und Beseitigung83 von Abfällen in Müllverbrennungsanlagen kommen daher insbeson-

dere solche Abfälle in Frage, die sich – ggfs. nach Sortierung oder Vorbehandlung – nicht 

für eine stoffliche Verwertung eignen.  

 Gemischte Siedlungsabfälle (AVV-Schlüssel 20 03 01) werden überwiegend thermisch ver-

wertet. Alternative Verfahren zur Erstbehandlung liegen in der mechanischen Aufberei-

tung/Sortierung (MA, Abtrennung werthaltiger Fraktionen, insbesondere von Metallen, und 

von Störstoffen), der mechanisch-biologischen Aufbereitung (MBA)84 oder der Aufbereitung 

zu Ersatzbrennstoffen (EBS)85. Die stofflich verwertbaren Fraktionen, die in diesen Vorbe-

handlungsprozessen gewonnen werden, fließen einer entsprechenden Weiterverwertung 

zu. Die übrigen Fraktionen aus diesen Vorbehandlungsprozessen werden, soweit sie 

brennbar sind, thermischen Verwertungsanlagen zugeführt. Das können je nach Heizwer-

ten der Restfraktion Müllverbrennungsanlagen oder spezielle EBS-Kraftwerke sein. Dane-

ben kommt die Mitverbrennung als Brennstoff in Industriekraftwerken oder Zementwerken 

für Fraktionen mit entsprechend hohem Heizwert in Betracht.  

81 Der Begriff Fraktion steht synonym für Abfallart. 

82 Richtlinie 2008/98/EG vom 19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter 
Richtlinien (Abfallrahmenrichtlinie – 2008/98/EG), zuletzt geändert am 08. Juni 2017, Art. 4 Ab-
fallhierarchie. 

83 Verbrennung ohne effiziente Rückgewinnung von Energie, vgl. Abfallwirtschaftsplan Baden-
Württemberg, Teilplan Siedlungsabfälle, 2015, S. 15. https://um.baden-wuerttem-
berg.de/de/umwelt-natur/abfall-und-kreislaufwirtschaft/rahmenplanung-und-abfallbilanzen/teil-
plan-siedlungsabfaelle/, zuletzt abgerufen am 12.12.2017. 

84 Nach mechanischer Vorsortierung ergänzender biologischer Abbauprozess mit je nach Anlagen-
typ Vergärung zur Biogasgewinnung, Rotteprozessen und/oder Entzug von Feuchtigkeit zur 
Volumenreduzierung, vgl. https://www.asa-ev.de/de/technik/der-perfekte-kreislauf/, zuletzt ab-
gerufen am 04.11.2017. 

85 Gewinnung heizwertreicher Fraktionen zur Mitverbrennung in EBS-Kraftwerken, Zementwerken 
oder Industriekraftwerken durch mechanische Sortierprozesse, je nach Anlagentyp kombiniert 
mit Modulen der biologischen oder physikalischen Trocknung. Vgl. https://www.no-waste-tech-
nology.com/recycling/ersatzbrennstoffaufbereitung/, zuletzt abgerufen am 04.11.2017.  
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 Gemischte Siedlungsabfälle aus privaten Haushaltungen und Beseitigungsabfälle auch an-

derer Herkunftsbereiche sind gem. § 17 KrWG dem zuständigen örE anzudienen, soweit 

diese nicht auf eigenen Grundstücken verwerten respektive in eigenen Anlagen beseitigen 

können. In der Praxis werden die Abfälle im Auftrag der örE im Wege der haushaltsnahen 

Sammlung erfasst und dann einer Verwertung zugeführt. Nachfrager nach der Verwertung 

von unvorbehandelten Siedlungsabfällen sind daher regelmäßig örE, in der Regel Land-

kreise und kreisfreie Städte, soweit sie keine eigenen Anlagen betreiben und die Abfälle im 

Wege der Eigenleistung verwerten. Neben der Fremdvergabe, in der Regel über öffentliche 

Ausschreibungen, kann die Aufgabe der Verwertung auch an Zweckverbände oder kom-

munale Unternehmen delegiert werden oder durch kommunale Vereinbarungen an diese 

beauftragt werden.  

 Soweit die örE Abfälle in eigenen Anlagen oder im Rahmen kommunaler Zweckverbände 

oder kommunaler Vereinbarungen in anderen kommunal betriebenen Anlagen verwerten, 

werden die Mengen nicht dem Markt zugerechnet. Durch Zweckverbandsmitgliedschaften 

oder kommunale Vereinbarungen wird der insbesondere im Ausschreibungsverfahren er-

öffnete Wettbewerb der Anlagenbetreiber um die öffentlichen Aufträge der örE ausge-

schlossen.  

 Soweit keine Inhousevergabe an eine eigene Anlage erfolgt und keine kommunale Zusam-

menarbeit besteht, wird die Verwertung von gemischten Siedlungsabfällen in der Regel eu-

ropaweit ausgeschrieben. Kleinere Aufträge werden auch im Wege der freihändigen 

Vergabe erteilt. Die Verträge haben lange Laufzeiten zwischen 5 und 10 Jahren und zu-

sätzliche Verlängerungsoptionen; ältere Verträge haben teilweise auch noch deutlich län-

gere Laufzeiten von bis zu 30 Jahren. Wenn die Abfälle nicht direkt von den Sammelfahr-

zeugen an der jeweiligen Verwertungsanlage angeliefert werden können, ist der zwischen-

geschaltete Transport von dem jeweiligen Umschlagplatz bis zur Verwertungsanlage häufig 

Teil des Auftrags. Vergabekriterien sind – auch im Hinblick auf das in der EUAbfRRL fest-

gelegte Prinzip der Nähe – neben dem Preis häufig Entfernungs- und Umweltparameter.  

 Anbieter der Verwertung und Beseitigung von gemischten, unvorbehandelten Siedlungsab-

fällen sind in erster Linie Müllverbrennungsanlagen. Grundsätzlich können unvorbehan-

delte Siedlungsabfälle auch in mechanisch-biologischen Aufbereitungsanlagen (MBA), in 

Ersatzbrennstoffaufbereitungsanlagen (EBS-Aufbereitungsanlagen) oder mechanischen 

Aufbereitungs-/Sortieranlagen (MA) verwertet werden, soweit diese die technischen Vo-

raussetzungen haben und über entsprechende Genehmigungen verfügen. Es kann für die-

ses Verfahren offen bleiben, ob und welche Anlagentypen außer Müllverbrennungsanlagen 

dem sachlichen Markt noch zuzurechnen sind. In Baden-Württemberg existiert nur noch 



- 54 - 

eine MBA, die vollständig mit den Abfallmengen des betreibenden kommunalen Zweckver-

bands ausgelastet ist. Welche MA neben Sperrmüll, Gewerbeabfällen und anderen ge-

trennt gesammelten Fraktionen auch für die Verwertung von unvorbehandelten Siedlungs-

abfällen geeignet sind, wurde nicht ermittelt.  

 Für die Unterscheidung der Verwertung von unvorbehandelten und vorbehandelten Abfäl-

len ist in diesem Verfahren auch auf das in Baden-Württemberg umgesetzte Autarkieprinzip 

abzustellen.86 Gemischte Siedlungsabfälle des Abfallschlüssels 20 03 01 müssen einer in 

Baden-Württemberg liegenden Verwertungsanlage zugeführt werden, wenn nicht be-

stimmte Ausnahmen (fehlende Kapazität, Vorrang des Prinzips der räumlichen Nähe) eine 

Verwertung auch außerhalb Baden-Württembergs zulassen. Da dies nicht für Sortierreste 

aus Sortier- oder Aufbereitungsanlagen gilt, sehen sich die Betreiber dieser Anlagen als 

Nachfrager von thermischen Verwertungsleistungen einem wesentlich größeren Anbieter-

kreis gegenüber als baden-württembergische örE, die die Verwertung unvorbehandelter 

Siedlungsabfälle nachfragen. Den Betreibern der Sortier- und Aufbereitungsanlagen stehen 

für die brennbare Fraktion die Verwertung in Müllverbrennungsanlagen und – je nach Sor-

tier- oder Aufbereitungsverfahren – anderen thermischen Verwertungsanlagen auch außer-

halb Baden-Württembergs offen. Betreiber von Müllverbrennungsanlagen können daher 

unter Umständen zu einer differenzierten Strategie im Sinne des OLG Düsseldorfs 

(Kart 26/02 (V))87 gezwungen sein, da sie sich im Hinblick auf vorbehandelte Siedlungsab-

fälle räumlich wie technisch einem weiteren Wettbewerberkreis gegenüber sehen. Für die-

ses Verfahren kann allerdings mangels Entscheidungserheblichkeit offen gelassen werden, 

ob die Verwertung vorbehandelter Siedlungsabfälle dem gleichen Markt wie die Verwertung 

unvorbehandelter Siedlungsabfälle zuzurechnen ist, da die Untersagungsvoraussetzungen 

auch bei der engst möglichen Abgrenzung nicht erfüllt werden.88

 Zu den Siedlungsabfällen gehören auch andere Abfallarten (z.B. Sperrmüll, Altholz als am 

häufigsten benannte Fraktionen), die in der Regel getrennt gesammelt und verwertet wer-

den. Soweit von den befragten örE Angaben zu diesen weiteren Abfallarten gemacht wur-

den, zeigt sich, dass die Betreiber von Müllverbrennungsanlagen dem Wettbewerb anderer 

Entsorgungsunternehmen ausgesetzt sind, die über keine eigenen Müllverbrennungskapa-

zitäten verfügen, aber Sortierung/Aufbereitung mit anschließender stofflicher Verwertung 

86 Vgl. https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/abfall-und-kreislaufwirtschaft/rahmen-
planung-und-abfallbilanzen/autarkie-fuer-siedlungsabfaelle/. 

87 OLG Düsseldorf, 04.09.2002, Kart 26/02 (V), RN 10f. nach Juris. 

88 Vgl. für eine Trennung von unvorbehandelten und vorbehandelten Siedlungsabfällen plädiert auch 
das von der MVV vorgelegte Parteiengutachten […], Bd. XIV, Bl. 5704f..  
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anbieten können. Es kann für dieses Verfahren offen bleiben, ob die Verwertung dieser 

Abfallarten dem gleichen sachlichen Markt wie (unvorbehandelte) Siedlungsabfälle zuzu-

ordnen sind, ob sie eher den Gewerbeabfällen zuzurechnen sind oder eigene sachliche 

Märkte bilden, da dies keinen Einfluss auf das Verfahrensergebnis hat.  

bb) Verbrennung von Gewerbeabfällen 

 Von dem Markt für die Verwertung von (unvorbehandelten) Siedlungsabfällen kann der Be-

reich der Verbrennung von Gewerbeabfällen abgegrenzt werden.89 In früheren Entschei-

dungen hat das Bundeskartellamt regelmäßig einen eigenständigen sachlichen Markt für 

die Verbrennung von Gewerbeabfällen angenommen90. Es hat dabei allerdings offen ge-

lassen, ob Anlagen zur stofflichen Verwertung von Gewerbeabfällen in den Markt einzube-

ziehen sind91. Es kann auch im vorliegenden Verfahren offen bleiben, ob ein weiter sachli-

cher Markt, der die Verwertung und Beseitigung von Gewerbeabfällen insgesamt umfasst, 

abzugrenzen oder ob nach verschiedenen Verwertungswegen92 zu unterscheiden ist, da 

bereits bei Zugrundelegung der engen sachlichen Abgrenzung der Verbrennung von Ge-

werbeabfällen keine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs zu erwarten ist.  

 Bei der Verbrennung von Gewerbeabfällen ist gemäß der Entscheidungspraxis des Bun-

deskartellamts danach zu unterscheiden, ob es sich um Sonderabfälle handelt, also um 

gefährliche Abfälle im Sinne der Abfallverzeichnis-Verordnung, oder um nicht-gefährliche 

Abfälle. Die Verbrennung von Sonderabfällen stellt nach der Entscheidungspraxis des Bun-

deskartellamts einen eigenständigen sachlichen Markt dar93. Die Ermittlungsergebnisse ha-

ben auch in diesem Verfahren gezeigt, dass nur einzelne der befragten Müllverbrennungs-

anlagen Sonderabfälle mitverbrannten und dass in diesen Fällen der prozentuale Anteil der 

Sonderabfallverbrennung an der Gesamtauslastung der jeweiligen Anlagen im niedrigen 

einstelligen Bereich lag. 

89 Ebenda, Bl. 5705f..  

90 Vgl. BKartA B10-122/04 Remondis/RWE Umwelt RN 251; BKartA, B10-141/05 Alba/RWE Um-
welt Mecklenburg-Vorpommern RN 122; BKartA B10-151/05 Sulo/Cleanaway RN 201. 

91 Vgl. BKartA B10-122/04 Remondis/RWE Umwelt RN 253; BKartA, B10-141/05 Alba/RWE Um-
welt Mecklenburg-Vorpommern RN 124; BKartA B10-151/05 Sulo/Cleanaway RN 203. Die Ge-
werbeabfallsortierung wurde in dieser Entscheidungspraxis als vorgelagerte Stufe einem ge-
trennten sachlichen Markt zugerechnet. 

92 Neben der Verbrennung von Gewerbeabfällen wird ein großer Teil von Abfällen gewerblicher An-
fallstellen getrennt gesammelt oder sortiert und dann verschiedenen Wegen der stofflichen 
Verwertung zugeführt. Vgl. z.B: B4-31/16, Remondis/Bördner.  

93 Vgl. BKartA B10-122/04 Remondis/RWE Umwelt RN 300ff.. 
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 Nicht-gefährliche Gewerbeabfälle werden üblicherweise von Entsorgungsbetrieben bei ge-

werblichen Anfallstellen erfasst und dann einer weiteren Verwertung zugeführt. Die Erfas-

sung erfolgt nach Fraktionen getrennt und/oder als gemischte Abfälle zur Verwertung. Ab-

fallgemische werden zum Teil sortiert oder zur Weiterverwertung aufbereitet und dann einer 

stofflichen Verwertung zugeführt. Sortierreste werden in die thermische Verwertung abge-

steuert. Je nach Brennwert und Zusammensetzung des Sortierrestes kommen hierfür ne-

ben Müllverbrennungsanlagen auch weitere thermische Verwertungsanlagen oder die Mit-

verbrennung in Industrieanlagen in Betracht.  

 Die Anlagenbetreiber sehen sich dementsprechend einer anderen Nachfragergruppe als 

bei der Verwertung (unvorbehandelter) Siedlungsabfälle gegenüber. Die Nachfragergruppe 

ist deutlich heterogener, sie reicht von kleinen Containerdiensten bis zu großen, konzern-

gebundenen Entsorgungsunternehmen mit vertikal integrierten Erfassungs-, Sortier- und 

Aufbereitungsstufen. Zum Teil werden die Abfälle von Industrie- und Gewerbebetrieben 

auch direkt mit eigener Logistik angeliefert. 

 Die Verträge für die Verbrennung von Gewerbeabfällen werden frei zwischen den Anlagen-

betreibern und den Abfallbesitzern verhandelt. Ein großer Teil der Lieferbeziehungen wird 

ad-hoc nach Bedarf auf dem Spotmarkt vereinbart. Die Verträge sind frei verhandelbar. 

Eine Reihe von – in der Regel größeren – Unternehmen verfügt über längerfristige Liefer-

verträge, die aber einen Zeitraum von drei Jahren üblicherweise nicht überschreiten. Hier-

bei handelt es sich häufig um Bring-or-Pay-Vereinbarungen, für die auch dann gezahlt wer-

den muss, wenn man der Anlieferungsverpflichtung nicht nachkommt. In anderen Verträgen 

werden bevorzugte Lieferrechte im Falle freier Kapazitäten (nach Anlieferung kommunaler 

Abfälle) vereinbart. Die Vertragsgestaltung ist sehr heterogen und nicht mit den langfristi-

gen, öffentlich ausgeschriebenen Verträgen mit den örE vergleichbar.  

 Die Preisentwicklung kann zwar nicht vollständig losgelöst voneinander betrachtet werden. 

Die Preise der Gewerbeabfallverbrennung können sich allerdings aufgrund der deutlich kür-

zeren Vertragslaufzeiten oder Spotmarktgeschäfte schneller den Knappheitssituationen an-

passen, als die Preise für die Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle im Rahmen 

lang laufender Verträge. Auch diese Preise werden zwar oftmals im Zeitablauf aktuellen 

Entwicklungen angepasst. Allerdings berücksichtigen die zu Grunde liegenden Preisanpas-

sungsklauseln insbesondere die allgemeine Preisentwicklung oder Entwicklungen auf den 

Faktormärkten, also Lohnkosten- und Rohstoffpreisentwicklungen. Schließlich gibt es je-

denfalls national keine Einschränkungen bzgl. der bundeslandübergreifenden Abfallverbrin-

gung.  
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 Die Verwertung von Gewerbeabfällen unterliegt auch einer eigenständigen Regulierung. 

Die im Jahr 2017 in Kraft getretene Novelle der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) for-

muliert auf der Basis des Verwertungsvorrangs strengere Vorschriften und Quoten für die 

Vorsortierung und die stoffliche Verwertung. Aus den verschiedenen Änderungen der ab-

fallrechtlichen Normierungen wird ein, allerdings in Richtung und Höhe noch nicht quantifi-

zierbarer Einfluss auf Stoffströme, Mengen und Preise auf Sekundärrohstoffmärkten erwar-

tet94.  

 Gewerbeabfälle haben regelmäßig einen höheren Heizwert als unvorbehandelte Siedlungs-

abfälle. Daher sind die beiden Abfallarten aus Sicht der Anlagenbetreiber nur beschränkt 

substituierbar. Denn für die Anlagenbetreiber spielen die unterschiedlichen Heizwerte aus 

technischen Gründen eine wichtige Rolle. Die verschiedenen Verwertungsanlagen sind 

bautechnisch auf unterschiedliche Heizwerte der zu verbrennenden Abfallgemische ausge-

legt und können je nach Heizwert unterschiedliche Mengen an Abfallarten verwerten.95 In 

Einzelfällen werden höhere Mengen hochkalorischer Abfälle durch Zuführung von kleineren 

Klärschlammmengen kompensiert.96

 Weiterhin könnte die Verbrennung von Ersatzbrennstoffen in EBS-Kraftwerken oder ande-

ren Arten der Mitverbrennung von der thermischen Verwertung von Gewerbeabfällen in 

Müllverbrennungsanlagen abzugrenzen sein. Für eine separate Betrachtung der Ersatz-

brennstoffe spricht, dass EBS-Kraftwerke typischerweise keine unsortierten Gewerbeab-

fälle verbrennen, sondern nur Abfälle, die als Ergebnis einer Aufbereitung einen hinreichend 

hohen Heizwert aufweisen. Es kann im vorliegenden Verfahren mangels Entscheidungser-

heblichkeit offen bleiben, ob innerhalb der Gewerbeabfälle weiter nach der Verbrennung 

unsortierter Gewerbeabfälle und der Verbrennung von Ersatzbrennstoffen zu unterschei-

den ist. 

cc) Verwertung von Klärschlämmen 

 Die Verwertung von Klärschlämmen wird in der Regel von kommunalen Entwässerungsbe-

trieben und Industrieanlagenbetreibern nachgefragt. Anbieter sind nur in geringem Umfang 

Müllverbrennungsanlagen. Die Absteuerung von Klärschlämmen erfolgt über sogenannte 

94 Vgl. UMBW, Bd. XV, Bl. 6174. 

95 Vgl. z.B. die Stellungnahme der RWE vom 13.10.2017, Bd. XIII, Bl. 5532, sowie die Antworten 
der ZAS Südhessen Müllheizkraftwerk und der MVA Hagen, Excel-Datei Auswertungen B4 II, 
Tabellenblatt Kapazitäten Rohdaten, Spalte T., vgl. auch die Antwort der GML Ludwigshafen 
auf den Auskunftsbeschluss vom 04.09.2017, Antwortordner „Auskunftsbeschluss vom 
04.09.2017“ Bd. I, Bl. 175.  

96 Vgl. Antwort von EnBW per E-Mail vom 10.10.2017, Bd. XII, Bl. 5129f..  



- 58 - 

Monoverbrennungsanlagen, also Anlagen die auf die Verbrennung von Klärschlämmen 

spezialisiert sind, oder nach einer Erhöhung des Trockensubstanzgehaltes im Wege der 

Mitverbrennung in Braunkohlekraftwerken oder Zementwerken. Ein Teil der Schlämme wird 

als Dünger in der Landwirtschaft oder in Kompostanlagen verwertet.  

 Mittelfristig ist ein weiterer Ausbau der Monoverbrennung zu erwarten, da einerseits die 

landwirtschaftliche Verwertung zurück gedrängt wird, andererseits der Rückgewinnung des 

in Klärschlämmen enthaltenen Phosphors in diesen Anlagen zunehmend an Bedeutung 

gewinnt.  

 Die Abgrenzung von der Verwertung von Siedlungsabfällen kann allerdings mangels Ent-

scheidungserheblichkeit offen bleiben.  

dd) Altholzverwertung in Biomassekraftwerken  

 Es kann mangels Entscheidungserheblichkeit offen bleiben, ob von dem Markt für die Ver-

brennung von Gewerbeabfällen ein separater Markt für die Verwertung von Altholz abzu-

grenzen ist.  

 Altholz wird zum größten Teil in Biomassekraftwerken, wie sie auch von den Zusammen-

schlussparteien an verschiedenen Standorten betrieben werden, thermisch in der Produk-

tion von Strom und Wärmeenergie verwertet. Ein weiterer Teil des Altholzes wird stofflich – 

in erster Linie in der Produktion von Spanplatten – verwendet. Ein weiterer Teil wird im 

Rahmen der Mitverbrennung in Müllverbrennungsanlagen, EBS-Kraftwerken, Industrie-

kraftwerken sowie in der Zementindustrie verwertet. Die Nachfrager fragen die Verwertung 

von Altholz aus Industrieresten, Bau- und Abbruchabfällen sowie Sperrmüll und Wertstoff-

hofanlieferungen nach. Nachfrager sind in erster Linie Entsorgungsbetriebe, die Altholz 

sammeln und/oder aufbereiten, und örE. Aus Sicht der Nachfrager sind die verschiedenen 

Verwertungsverfahren im Wesentlichen austauschbar, soweit sie eine ordnungsgemäße 

Verwertung der Althölzer in Abhängigkeit der jeweiligen Altholzkategorie I-IV gewährleisten. 

Preisunterschiede zwischen der thermischen Verwertung in Biomassekraftwerken einer-

seits und der Mitverbrennung in anderen Kraftwerken andererseits können aus der EEG- 

und Kraft-Wärme-Kopplungs-(KWK)-Förderung der produzierten Energie resultieren. An-

gesichts des Auslaufens der EEG-Förderung ab dem Jahr 2020 und noch unklarer Zukunft 

der KWK-Förderung kann sich aber dieser Unterschied künftig nivellieren, sodass ein wei-

terer Markt für die Verbrennung von Gewerbeabfällen einschließlich Altholz jedenfalls für 

die Zukunft nicht ausgeschlossen werden kann. 
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b) Räumliche Marktabgrenzung 

aa) Verwertung (unvorbehandelter) Siedlungsabfälle 

 Da es sich bei der Müllverwertung um eine transportkostenintensive Dienstleistung handelt, 

liegt ein regionaler räumlicher Markt nahe. Transportkosten machen im Durchschnitt ca. 

18 % der Gesamtausgaben der örE für die Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle 

im hier untersuchten Ausschreibungsgebiet aus.97 In einigen Vergabeverfahren wird das 

Kriterium der räumlichen Distanz in Form von Transportkosten, Berücksichtigung von Au-

tarkieverordnungen oder als Umweltkriterium in der Vergabe berücksichtigt. 

 Die Anmelderin geht in ihrer ursprünglichen Anmeldung im Verfahren B8-31/17 von bun-

deslandweit abgegrenzten Märkten aus. In weiteren Stellungnahmen vom 30. Mai 2017 

und vom 09. Oktober 2017 wird für die Entsorgung von Siedlungsabfall ein Markt unterstellt, 

der zumindest weite Teile der Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz 

und Hessen sowie die Schweiz umfassen.  

 Die MVV geht in ihrer Stellungnahme vom 29. September 2017 von einer räumlichen Aus-

dehnung über eine Entfernung zwischen 100 km und 200 km um die Standorte der jeweili-

gen Anlagen aus und betont gleichzeitig die Relevanz des Autarkieprinzips für die Sied-

lungsabfallverwertung in Baden-Württemberg. Das mit E-Mail vom 19. Oktober 2017 vor-

gelegte Gutachten […] konkretisiert den räumlichen Markt auf ein Einzugsgebiet mit einer 

Entfernung von ca. 100 – 150 km um die relevanten Anlagenstandorte der Beteiligten.  

 Die Ermittlungsergebnisse zur tatsächlichen Leistungsbeauftragung und zur Ausschrei-

bungsteilnahme bestätigen die Annahme eines regionalen Marktes. Die Ausschreibungs-

daten zeigen, dass im insgesamt untersuchten Gebiet die von den örE beauftragten Unter-

nehmen zu 80 % in einer Entfernung von maximal 130 km vom angegebenen Verwaltungs-

sitz des örE entfernt liegen. Unterlegene Bieter auf Rang 2 kommen der Auswertung zu 

Folge auch aus einem größeren räumlichen Gebiet, 80 % der Gebote, zu denen Entfer-

nungsangaben vorliegen oder ermittelt werden konnten, wurden von Bietern abgegeben, 

deren Sitz 200 km oder weniger vom Verwaltungssitz des jeweiligen örE entfernt war.98

97 Vgl. Excel-Datei Auswertungen B4 II, Tabellenblatt Vertrags- und Preisdaten, Zelle L36. 

98 Dabei ist allerdings auf der Basis der Ausschreibungsdaten teilweise nicht ersichtlich, welche An-
lagen von den unterlegenen Bietern für die Absteuerung der Abfälle vorgesehen waren. Daher 
können diese Angaben den räumlichen Markt auch überzeichnen. Z.B. wurde die Gebotsabgabe 
eines Bieters […] mit einer Entfernung […] zum Sitz der Gesellschaft ergänzt, obgleich der Bieter 
über verschiedene […] Entsorgungsstandorte […] verfügt. Gleiches gilt für eine Gebotsabgabe 
[…].. Vgl. „Dokumentation Auswertungen“, Bd. XVI.  
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 Umgekehrt zeigt die Analyse der Ausschreibungsbeteiligungen der Anlagenbetreiber, dass 

die Unternehmen sich an Ausschreibungen beteiligten, bei denen der Verwaltungssitz der 

ausschreibenden Stelle im Durchschnitt rd. 99 km von den jeweiligen Anlagenstandorten 

entfernt war. In mehreren Fällen wurde angegeben, dass u.a. aufgrund der Entfernung auf 

eine Ausschreibungsteilnahme verzichtet wurde. In diesen Fällen lag die durchschnittliche 

Entfernung zwischen Verwaltungssitz des ausschreibenden örE und der jeweiligen Anlage 

bei 164 km.99

 Vor diesem Hintergrund ist die Beschlussabteilung für die weiteren Ermittlungen zunächst 

von einem Gebiet von 150 km um die Anlagen in Mannheim und in Stuttgart ausgegangen. 

Zwischen den MVV-Anlagen und der Anlage der EnBW-Tochter Stadtwerke Düsseldorf AG 

bestehen keine räumlichen Überschneidungen der Tätigkeitsgebiete, sodass die Anlage in 

Düsseldorf im Weiteren von der Betrachtung ausgenommen bleibt.  

 Betroffen sind demnach die Bundesländer Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz, die 

südwestliche Hälfte Hessens und westlich gelegene Landkreise und Städte Bayerns. Für 

das Saarland liegen nur Anbieterdaten vor, da – ohne Einfluss auf das Auswertungsergeb-

nis – auf eine Befragung saarländischer örE verzichte wurde.100

 Die räumliche Marktabgrenzung ist in diesem Fall auch vor dem Hintergrund des im Abfall-

wirtschaftsplans Baden-Württemberg – Teilplan Siedlungsabfälle, Ziffer 2.3.4.3101, von 

2015 niedergelegten Autarkieprinzips in Baden-Württemberg vorzunehmen. ÖrE aus Ba-

den-Württemberg sind demnach verpflichtet, gemischte (unvorbehandelte) Siedlungsab-

fälle des Abfallschlüssels 20 03 01 im eigenen Bundesland verwerten zu lassen. Damit sind 

die örE zunächst beschränkt auf solche Anbieter, die einen Verwertungsstandort in Baden-

Württemberg nachweisen können. Ersichtlich ist aus den Ausschreibungsdaten aber auch, 

dass Bewerber ohne eigene Müllverbrennungsanlagen in Baden-Württemberg ebenfalls – 

und auch erfolgreich – an Ausschreibungen baden-württembergischer örE teilnehmen.  

 In diesen Fällen können die an der Ausschreibung teilnehmenden Unternehmen auf lang-

fristige Lieferverträge mit Anlagen in Baden-Württemberg zurückgreifen. Oder sie sind in 

99 Vgl. Vermerk vom 24.10.2017, Bd. XV, Bl. 6089. 

100 Die genannten Bundesländer wurden von den Anmeldern als denkbarer Markt für die Verwer-
tung unvorbehandelter Siedlungsabfälle angegeben; auf dieser Basis erfolgte Auswahl und Be-
fragung der örE. Siehe oben unter RN (230).  

101 Abfallwirtschaftsplan Baden-Württemberg – Teilplan Siedlungsabfälle, Ziffer 2.3.4.3, siehe 
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Doku-
mente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Umwelt/AWP_BW_TPSiedlAbfaelle.pdf, zuletzt 
abgerufen am 02.11.2017. 
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Baden-Württemberg auf Vorbehandlungsanlagen (Mechanische Sortierung, MBA, EBS-

Aufbereitung) angewiesen, deren Output dann seinerseits ohne die Beschränkungen des 

Autarkieerlasses auch über Bundeslandgrenzen hinweg weiter verwertet werden kann.  

 Außerdem besteht die Möglichkeit, über die Landesgrenzen hinweg Aufträge zu vergeben, 

wenn das abfallrechtliche Gebot der räumlichen Nähe besser durch die Beauftragung einer 

außerhalb Baden-Württembergs gelegenen Anlage erfüllt werden kann, oder wenn in Ba-

den-Württemberg keine ausreichenden Kapazitäten vorhanden sind. Eine rein wirtschaftli-

che Betrachtung reicht für eine Abweichung vom Autarkieprinzip hingegen nicht aus.102

Mehrere Landkreise machen von diesen Ausnahmen Gebrauch. Verschiedene südliche 

Landkreise haben Verträge mit schweizerischen Anlagenbetreibern geschlossen. Andere 

haben Verträge an die EnBW-Tochter TPLUS GmbH, Ettlingen (im Folgenden: TPLUS), 

vergeben[…]. Die Vergabe von Aufträgen an Anlagenbetreiber außerhalb von Baden-Würt-

temberg ist mithin regulatorisch deutlich eingeschränkt, wenngleich auch nicht vollkommen 

ausgeschlossen. 

 Die Analyse der Ausschreibungsergebnisse zeigt, dass die beiden Zusammenschlussbe-

teiligten nahezu ausschließlich Gebote in Baden-Württemberg abgeben.103 […]  

 Die von dem Zusammenschluss potentiell betroffenen Nachfrager liegen damit in erster 

Linie im Bundesland Baden-Württemberg, im Schwerpunkt in den Regionen um Mannheim 

und Stuttgart, im Folgenden mit „Ausschreibungsregion Mannheim-Stuttgart“ bezeichnet.104

 Die „Ausschreibungsregion Mannheim-Stuttgart“ umfasst im Einzelnen die folgenden Land-

kreise und kreisfreien Städte (siehe Abb. 10105):  

102 Abfallwirtschaftsplan Baden-Württemberg – Teilplan Siedlungsabfälle, Ziffer 2.3.4.3, a.a.o..  

103 Bd. XV, Bl. 6098 Rückseite ff..  

104 Vgl. Ausschreibungsanalyse G3, Bd. XV, Bl. 6098 Rückseite ff.. Vgl. auch Schreiben der MVV 
vom 27.11.2017, S. 17, Bd. XVII, Bl. 7009ff. 

105 Zum Neckar-Odenwald-Kreis liegen keine Ausschreibungsdaten vor. Aktueller Vertragspartner 
ist T-Plus/EnBW.  
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• Mannheim Heidelberg 
• Rhein-Neckar-Kreis 
• Neckar-Odenwald-Kreis 
• Main-Tauber 
• Schwäbisch-Hall 
• Ostalbkreis 
• Heidenheim 
• Alb-Donau-Kreis 
• Ulm 
• Biberach 
• Reutlingen  
• Zollernalbkreis 
• Rottweil 
• Ortenaukreis 
• Rastatt 
• Baden-Baden 

• Karlsruhe Land 
• Karlsruhe Stadt 
• Heilbronn Land 
• Heilbronn Stadt 
• Hohenlohekreis 
• Rems-Murr-Kreis 
• Göppingen 
• Esslingen 
• Tübingen 
• Freudenstadt 
• Calw 
• Enzkreis 
• Pforzheim 
• Ludwigsburg 
• Stuttgart 
• Böblingen 

Abb 10: Ausschreibungsregion Mannheim-Stuttgart 

 Die räumliche Abgrenzung kann letztlich offen bleiben. Für die Effekte des Zusammen-

schlusses reicht die Untersuchung der Ausschreibungsregion Mannheim-Stuttgart, da sich 

die Zusammenschlussbeteiligten ausschließlich in dieser Region begegnen und der Zu-

sammenschluss außerhalb dieser Region keine Wirkung entfaltet. Für außerhalb Baden-

Württembergs und außerhalb der so abgegrenzten Region innerhalb Baden-Württembergs 
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nachfragende örE ändert sich durch den Zusammenschluss strukturell nichts. Die Darstel-

lung der Auswirkungen des Zusammenschlusses wird daher im Folgenden auf die Aus-

schreibungsregion Mannheim-Stuttgart begrenzt.  

bb) Verbrennung von Gewerbeabfällen 

 Die Anmelderin hat vorgetragen, dass ein Markt für die Verbrennung von Gewerbeabfällen 

zumindest bundesweit, wenn nicht sogar europaweit abzugrenzen sei. Sie hat dies vor al-

lem damit begründet, dass bei relativ geringen Transportkosten auch Transporte über grö-

ßere Entfernungen […] wirtschaftlich sein können und zudem auch erhebliche Importe in 

das Bundesgebiet zu beobachten seien. 

 Die Zusammenschlussbeteiligten verfügen jeweils über mehrere Anlagen zur thermischen 

Verwertung, in denen nicht-gefährliche Gewerbeabfälle oder Ersatzbrennstoffe verbrannt 

werden. Um das Gebiet zu bestimmen, in dem die Nachfrager ansässig sind, die als Ab-

nehmer für das Leistungsangebot der Zusammenschlussbeteiligten in Betracht kommen, 

hat die Beschlussabteilung ermittelt, aus welchen Gebieten die Mengen nicht-gefährlicher 

Gewerbeabfälle und Ersatzbrennstoffe angeliefert wurden, die im Jahre 2016 in den beiden 

Anlagen der Erwerberin EnBW in Stuttgart-Münster und Düsseldorf sowie in den vier Anla-

gen der Zielgesellschaft MVV in Mannheim, Offenbach, Korbach und Gersthofen thermisch 

verwertet wurden.106 Die Anlage in Leuna wurde dabei nicht einbezogen, weil sie so weit 

von den Anlagen der Erwerberin in Stuttgart und Düsseldorf entfernt liegt, dass von vorn-

herein ausgeschlossen werden konnte, dass ihr Einzugsgebiet eine nennenswerte Über-

schneidung mit den Einzugsgebieten der Anlagen der Erwerberin aufweist.  

 Anhand der konkreten Ströme von Abfallanlieferungen zu den Anlagen hat die Beschluss-

abteilung ermittelt, aus welchen fünfstelligen Postleitzahlengebieten die in den relevanten 

Anlagen der Zusammenschlussbeteiligten thermisch verwerteten nicht-gefährlichen Ge-

werbeabfälle und Ersatzbrennstoffe stammten. Für jeden einzelnen Anlieferer hat die Be-

schlussabteilung dann mithilfe eines Geoinformationssystems die Fahrtstrecke zwischen 

Lieferstelle und Anlage bestimmt. Auf der Grundlage der ermittelten Fahrtstrecken wurde 

anschließend die kumulierte Mengenverteilung aufsteigend nach der Fahrtstreckenentfer-

nung berechnet. Aus dieser Berechnung lässt sich bestimmen, welche Postleitzahlenge-

biete in steigender Entfernung zur Anlage noch relevant sind, um Anlieferungen abzubilden, 

die bestimmte Anteile an der Gesamtanlieferungsmenge einer Anlage erreichen. 

106 Vgl. BGH, Beschluss vom 16. Januar 2008, KVR 26/07, Kreiskrankenhaus Bad Neustadt, 
RN 66 nach juris. 
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 Dabei ging die Beschlussabteilung zunächst von den vier Anlagen der Zielgesellschaft aus 

und hat deren Haupteinzugsgebiete ermittelt. 

(1) Korbach und Gersthofen 

 Es zeigte sich, dass das Einzugsgebiet des EBS-Kraftwerks in Korbach kaum Überschnei-

dungen mit den Einzugsgebieten der übrigen Anlagen der Zielgesellschaft MVV aufweist. 

Gleiches gilt für das EBS-Kraftwerk in Gersthofen. Die Gebiete Korbach und Gersthofen 

sind somit jeweils als eigene Markträume gesondert zu betrachten. Die Beschlussabteilung 

hat in der Folge nicht genauer analysiert, wie die räumlich relevanten Märkte um Korbach 

und um Gersthofen exakt abzugrenzen sind, denn in diesen Gebieten sind keine nennens-

werten Wirkungen des Zusammenschlusses aufgrund von Überschneidungen mit den Ein-

zugsgebieten der EnBW-Anlagen zu erwarten (vgl. RN (360) bis (362)). 

(2) Mannheim / Offenbach 

 Dagegen überlappen sich die Haupteinzugsgebiete der Müllverbrennungsanlagen von 

MVV in Mannheim und Offenbach weitgehend. Sie bilden einen einheitlichen Marktraum. 

 Die Postleitzahlengebiete, die nach der in RN (245) beschriebenen Methode als Herkunfts-

gebiete des weitaus überwiegenden Teils der in den MVV-Anlagen in Mannheim und Of-

fenbach verbrannten nicht-gefährlichen Gewerbeabfälle und Ersatzbrennstoffe identifiziert 

wurden, bilden zusammen mit Postleitzahlengebieten, aus denen zwar keine Lieferungen 

an diese Anlagen erfolgten, die aber geographisch näher oder annähernd gleich weit ent-

fernt davon liegen, ein zusammenhängendes Gebiet. Besitzer von nicht-gefährlichen Ab-

fällen oder Ersatzbrennstoffen aus diesem Gebiet kommen als Nachfrager der von den An-

lagen in Mannheim und Offenbach angebotenen Verbrennungsleistung in Betracht. Als 

Haupteinzugsgebiet dieser Anlagen ergibt sich damit ein Gebiet, das sich in Nord-Südrich-

tung etwa zwischen Olpe und Offenburg (Fahrstreckenentfernung ca. 350 km) und in West-

Ost-Richtung etwa zwischen Trier und Crailsheim (Fahrstreckenentfernung ca. 320 km) er-

streckt.  

 Die Müllverbrennungsanlage der Erwerberin in Stuttgart-Münster liegt im Haupteinzugsge-

biet der Anlagen in Mannheim und Offenbach. Die Anlage in Stuttgart-Münster hat ein ver-

gleichsweise enges Haupteinzugsgebiet, das nahezu vollständig innerhalb des deutlich 

größeren Haupteinzugsgebiets der Anlagen in Mannheim und Offenbach liegt. Die Anlage 

der Erwerberin in Düsseldorf hat ebenfalls ein kleines, im Wesentlichen auf den Ballungs-

raum Düsseldorf beschränktes Haupteinzugsgebiet, das sich nicht mit dem Haupteinzugs-

gebiet der MVV-Anlagen in Mannheim und Offenbach überlappt. 
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 Außerdem liegen im Haupteinzugsgebiet der MVV-Anlagen in Mannheim und Offenbach 

12 thermische Verwertungsanlagen von Wettbewerbern der Zusammenschlussbeteiligten 

in Andernach, Böblingen, Darmstadt, Frankfurt, Frankfurt-Höchst, Gießen, Göppingen, Lud-

wigshafen, Mainz, Pirmasens, Wiesbaden und Würzburg. 

 Im nächsten Schritt hat die Beschlussabteilung analysiert, ob diese 12 Anlagen der Wett-

bewerber in relevantem Umfang von Nachfragern außerhalb des Haupteinzugsgebiets der 

MVV-Anlagen in Mannheim und Offenbach zur Verbrennung nicht-gefährlicher Gewerbe-

abfälle und Ersatzbrennstoffe genutzt werden. Denn wenn Nachfrager mit Lieferstellen in 

angrenzenden Gebieten in relevantem Umfang Verbrennungsleistungen der Anlagen inner-

halb des Gebiets in Anspruch nehmen würden, wären auch diese angrenzenden Gebiete 

in den relevanten Markt einzubeziehen107. 

 Zu diesem Zweck hat die Beschlussabteilung die für das Jahr 2016 ermittelten Lieferströme 

auch dieser Anlagen nach der in RN (245) beschriebenen Methode analysiert. Es zeigte 

sich, dass vor allem die Anlagen in Andernach, Göppingen, Pirmasens und Würzburg einen 

großen Teil ihrer Verbrennungsleistung für Nachfrager aus Gebieten erbringen, die an das 

Haupteinzugsgebiet der Anlagen der Beteiligten angrenzen. Soweit aus diesen angrenzen-

den Gebieten Lieferströme in nennenswertem Umfang zu thermischen Verwertungsanla-

gen innerhalb des Haupteinzugsgebiets der Anlagen der Beteiligten erfolgten, hat die Be-

schlussabteilung diese Gebiete in den relevanten Markt einbezogen. Ließ sich aus diesen 

Gebieten jedoch nur eine geringe „Einlieferquote“ feststellen, waren die Nachfrager aus 

diesen Gebieten nicht in den relevanten Markt einzubeziehen108, denn für sie stellt die Ver-

brennung von nicht-gefährlichen Gewerbeabfällen und Ersatzbrennstoffen in Anlagen des 

Marktraums Mannheim/Offenbach keine in wettbewerblich erheblichem Umfang genutzte 

Alternative dar109.  

 Nach dieser auf der BGH-Rechtsprechung zur räumlichen Marktabgrenzung basierenden 

Vorgehensweise ergibt sich ein räumlich relevanter Markt Mannheim/Offenbach, der Süd-

hessen, Teile der Region Franken in Bayern, weite Teile von Rheinland-Pfalz, das Saar-

land, das nördliche Baden-Württemberg und angrenzende Gebiete in Frankreich und Lu-

107 Vgl. BGH, Beschluss vom 16. Januar 2008, KVR 26/07, Kreiskrankenhaus Bad Neustadt, 
RN 68 nach juris. Dort im Übrigen „Einpendlerquote“.  

108 Aus diesem Grund wurden die Haupteinzugsgebiete der Müllverbrennungsanlagen in Göppin-
gen und Würzburg nur teilweise in den räumlich relevanten Markt einbezogen. 

109 Vgl. BGH, Beschluss vom 16. Januar 2008, KVR 26/07, Kreiskrankenhaus Bad Neustadt, 
RN 73, 74 nach juris. 



- 66 - 

xemburg umfasst. Er reicht in Nord-Süd-Richtung etwa von Olpe bis Lahr (Fahrstrecken-

entfernung ca. 370 km) und in West-Ost-Richtung von Merzig bis Würzburg (Fahrstrecken-

entfernung ca. 330 km).  

 Der räumlich relevante Markt Mannheim/Offenbach ist in folgender Karte dargestellt: 

Abb. 11: Markt Mannheim/Offenbach für die Verbrennung von Gewerbeabfällen 

 Im Marktraum Mannheim/Offenbach liegen 17 Anlagen zur thermischen Verwertung von 

Abfällen, nämlich neben den 15 Anlagen im Haupteinzugsgebiet der MVV-Anlagen in 

Mannheim und Offenbach auch die Anlagen in Saarbrücken und Neunkirchen.  
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 Die Anlage der Zielgesellschaft in Mannheim bezieht […] der dort verbrannten nicht-gefähr-

lichen Gewerbeabfälle aus dem räumlich relevanten Markt Mannheim/Offenbach. Die An-

lage der Zielgesellschaft in Offenbach bezieht ebenfalls […] der relevanten Abfälle aus die-

sem räumlichen Markt, der entsprechende Wert für die Anlage der Erwerberin in Stuttgart 

beträgt […]. Aus Sicht der Zusammenschlussbeteiligten, die diese drei Anlagen im Markt-

gebiet betreiben, befinden sich die Nachfrager nach ihren Leistungen der Verbrennung 

nicht-gefährlicher Gewerbeabfälle und Ersatzbrennstoffe somit ganz überwiegend im 

Marktraum Mannheim/Offenbach.  

 Die Bestimmung eines Eigenversorgungsanteils110, zu dem die im Marktraum ansässigen 

Nachfrager nach der Verbrennung von Gewerbeabfällen ihren Bedarf bei den 17 im rele-

vanten Markt gelegenen thermischen Verwertungsanlagen deckten, war nur näherungs-

weise möglich. Die Beschlussabteilung hat das gesamte Nachfragevolumen nicht durch 

eine Befragung aller relevanten Nachfrager im Marktraum ermittelt111. Stattdessen hat die 

Beschlussabteilung das relevante Volumen anhand der Angaben befragter thermischer 

Verwertungsanlagen näherungsweise bestimmt. Die befragten Anlagenbetreiber gaben an, 

in welchen ihrer insgesamt 41 thermischen Verwertungsanlagen im Jahre 2016 nicht-ge-

fährliche Gewerbeabfälle und Ersatzbrennstoffe aus dem vorliegend räumlich relevanten 

Markt verbrannt wurden und in welchem Umfang dies jeweils der Fall war112. Da die einbe-

zogenen Anlagen in den sechs Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, 

Rheinland-Pfalz, Saarland und Nordrhein-Westfalen, also in einem weit über den hier rele-

vanten Marktraum Mannheim/Offenbach hinaus reichenden Gebiet liegen, kann davon aus-

gegangen werden, dass damit nahezu vollständig das Volumen thermisch verwerteter 

nicht-gefährlicher Gewerbeabfälle und Ersatzbrennstoffe erfasst wurde, das im räumlich 

relevanten Markt anfiel. Dabei hat die Beschlussabteilung festgestellt, dass ein Anteil von 

ca. 85 % an der ermittelten, aus dem Marktraum stammenden Verbrennungsmenge in den 

17 Anlagen verbrannt wurde, die im räumlich relevanten Markt liegen.  

110 Vgl. BGH, Beschluss vom 16. Januar 2008, KVR 26/07, Kreiskrankenhaus Bad Neustadt, 
RN 72 nach juris. 

111 Der Eigenversorgungsanteil konnte auch nur im Hinblick auf die enge sachliche Marktabgren-
zung der thermischen Verwertung bestimmt werden, denn weder über das Gesamtaufkommen 
an nicht-gefährlichen Gewerbeabfällen noch über alternative Entsorgungswege liegen hinrei-
chend belastbare Daten vor (vgl.RN (365)). 

112 Nicht ermittelt wurde die jeweilige Gesamtmenge der in den einzelnen Postleitzahlengebieten 
anfallenden Gewerbeabfälle.  
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 Die verbleibenden 15 % wurden in Anlagen zur thermischen Abfallverwertung verbrannt, 

die außerhalb des relevanten Marktraums liegen113. Auch diese Anlagen bieten eine von 

den Nachfragern des Marktraums Mannheim/Offenbach tatsächlich wahrgenommene Ver-

wertungsalternative an und sind somit Wettbewerber der Zusammenschlussbeteiligten auf 

dem relevanten Markt. Die Beschlussabteilung hat sie daher bei der Beurteilung der Markt-

verhältnisse mit ihrem Marktanteil berücksichtigt.114

 Die Existenz anderer, nicht im Marktraum ansässiger Wettbewerberanlagen führt jedoch 

nicht dazu, dass diese Anlagen und ihre Einzugsgebiete ganz oder teilweise in einen weiter 

gefassten räumlich relevanten Markt einzubeziehen wären. Die von der Beschlussabteilung 

vorgenommene Auswertung der Lieferströme dieser Anlagen zeigt, dass sie andere Haupt-

einzugsgebiete haben, aus denen jeweils nur ein geringer Teil der dort anfallenden Abfälle 

zu Anlagen des Marktgebiets geliefert werden. Somit hätte eine Erweiterung des Marktge-

bietes zur Folge, dass eine große Zahl von Nachfragern in den räumlich relevanten Markt 

einbezogen würden, die in dem Angebot der Zusammenschlussbeteiligten tatsächlich in 

keinem praktisch erheblichen Umfang eine Leistungsalternative erkennen.115

cc) Verwertung von Klärschlämmen 

 Die Zusammenschlussparteien haben keine Angaben zur räumlichen Marktabgrenzung bei 

der Verwertung von Klärschlämmen gemacht. Mangels Entscheidungserheblichkeit kann 

die räumliche Abgrenzung bei der Verwertung von Klärschlämmen offen bleiben.  

dd) Altholzverwertung in Biomassekraftwerken  

 Die Zusammenschlussparteien geben für die von ihnen betriebenen Anlagen unterschied-

liche Einzugsgebiete an. Ein Markt für die Verwertung von Altholz wäre demnach jedenfalls 

regional und räumlich mit einem Umkreis von 100-200 km abzugrenzen. Die räumliche Ab-

grenzung kann allerdings mangels wettbewerblicher Erheblichkeit offen bleiben. 

 Etwa […] % des Inputs der MVV-Anlagen (Mannheim, Königs Wusterhausen) stammen An-

gaben der MVV zu Folge aus einem Umkreis von […] km. Die EnBW gibt räumliche Ein-

zugsgebiete für verschiedene Anlagen zwischen […]km (SWD Düsseldorf) und […] km 

113 Dazu gehört auch die Anlage in Schweinfurt, die im Osten knapp außerhalb des Marktraums 
liegt. 

114 Vgl. BGH, Beschluss vom 16. Januar 2008, KVR 26/07, Kreiskrankenhaus Bad Neustadt, RN 74 
nach juris.

115 Vgl. ebenda RN 74, 75.



- 69 - 

(Wismar) an. Die Anlagen in Düsseldorf (SWD/EnBW), Wismar (EnBW) und in Königs 

Wusterhausen (MVV) haben damit keine Überschneidungen mit anderen Anlagen der Zu-

sammenschlussbeteiligten. Gleiches gilt für die Anlagen der EnBW in Ulm, für die die EnBW 

ein Einzugsgebiet von […]km angibt, die allerdings die MVV trotz eines Einzugsgebietes 

von lediglich rd. […]km um ihre Anlagen als Wettbewerberin für die Mannheimer Anlage 

angibt. Eine Überschneidung der Tätigkeitsgebiete resultiert in diesem Rahmen lediglich 

zwischen der MVV-Anlage in Mannheim und der von der HKW Pforzheim GmbH (HKW) 

betriebenen Anlage in Pforzheim, an der die EnBW eine Minderheitsbeteiligung in Höhe 

von 30 % hält. 

2. Wettbewerbliche Würdigung 

 Das angemeldete Zusammenschlussvorhaben ist nicht gemäß § 36 Abs. 1 GWB zu unter-

sagen. Das Vorhaben der EnBW, ihren Anteil an der MVV von 22,48 % auf 28,76% aufzu-

stocken, bewirkt auf den betroffenen Entsorgungsmärkten keine erhebliche Behinderung 

wirksamen Wettbewerbs, insbesondere keine Begründung oder Verstärkung einer markt-

beherrschenden Stellung. Zwar wird durch den Zusammenschluss die schon bestehende 

Verflechtung der beiden engsten Wettbewerber auf den betroffenen Entsorgungsmärkten 

dadurch verstärkt, dass die Beteiligung der EnBW an der MVV die Schwelle von 25% des 

Aktienkapitals erreicht und überschreitet, wodurch der EnBW die gesellschaftsrechtliche 

Möglichkeit eröffnet wird, solche Unternehmensentscheidungen der MVV in der Hauptver-

sammlung zu blockieren, für die eine Mehrheit von 75% der Stimmrechte erforderlich ist. 

Gleichwohl ist in Anbetracht der Gesamtumstände des vorliegenden Falles, insbesondere 

der Besonderheiten des hier betroffenen Marktes für die Verwertung unvorbehandelter 

Siedlungsabfälle, der Art und des Gegenstands der bisher angefallenen und künftig abseh-

baren qualifiziert zustimmungsbedürftigen Unternehmensentscheidungen sowie der auf 

Dauer angelegten Interessenlage der Aktionäre nicht damit zu rechnen, dass in diesem 

Einzelfall durch den Erwerb der Sperrminorität und die Erhöhung der schon bestehenden 

Beteiligung um weitere 6,28% des Aktienkapitals der bisher – trotz der schon bestehenden 

Beteiligung in Höhe von 22,48% – intensive Wettbewerb zwischen der EnBW und der MVV 

auf den betroffenen Entsorgungsmärkten erheblich behindert würde.  

Im Einzelnen: 

a) Verwertung (unvorbehandelter) Siedlungsabfälle im Ausschreibungsgebiet 

Mannheim-Stuttgart 

 Die Aufstockung der Beteiligung der EnBW an der MVV um 6,28% lässt auf dem Markt für 

die Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle im Ausschreibungsgebiet Mannheim-
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Stuttgart keine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs erwarten. Aufgrund der 

Marktverhältnisse und des bislang intensiven Wettbewerbs zwischen der EnBW, der MVV 

und den übrigen Marktteilnehmern kommt die Annahme einer bereits bestehenden markt-

beherrschenden Stellung der EnBW und/oder der MVV, die durch den Zusammenschluss 

verstärkt werden könnte, nicht in Betracht (hierzu unter bb)). Eine Änderung dieser Verhält-

nisse durch die Erhöhung der bereits bestehenden Beteiligung von 22,48% auf 28,76%, 

welche sich als erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs bei der Verwertung un-

vorbehandelter Siedlungsabfälle im Ausschreibungsgebiet Stuttgart-Mannheim einstufen 

ließe, ist nicht zu erwarten (hierzu unter cc)). 

aa) Marktvolumen und Kapazitätsauslastung 

 Im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart werden Abfälle von insgesamt knapp 5 Mio. 

Einwohnern im Auftrag der örE auf der Basis von öffentlichen Ausschreibungen entsorgt. 

In dem Gebiet sind vier Müllverbrennungsanlagen in Betrieb, deren Betreiber sich in der 

Vergangenheit an kommunalen Ausschreibungen beteiligt haben. Hierbei handelt es sich 

um die Verbrennungsanlagen der Zusammenschlussbeteiligten in Mannheim (MVV) und in 

Stuttgart-Münster (EnBW) sowie um die Anlagen der EEW in Göppingen und des Zweck-

verbands Thermische Abfallverwertung Donautal (im Folgenden: ZV TAD) in Ulm. Ein Teil 

der im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart anfallenden Mengen wird in Anlagen au-

ßerhalb des Gebietes entsorgt.  

 Die Anlagen im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart haben eine Kapazität von 

1,44 Mio. Tonnen pro Jahr. Die Gesamtauslastung erfolgt (bezogen auf das Jahr 2016) zu 

[70-80] % mit kommunalen Abfällen und zu knapp [20-30] % mit gewerblichen Abfällen (vgl. 

Abb. 12). Ein Teil der in den Anlagen insgesamt verbrannten unvorbehandelten Siedlungs-

abfälle stammt aus kommunalen Verträgen mit einzelnen örE oder mit Zweckverbänden 

und ist somit nicht Teil des vorliegend betroffenen Marktes.  

 Der Anteil, der auf Basis von örE ausgeschriebener oder freihändig an Dritte (ohne kom-

munale Verträge und Zweckverbände) vergebener Verträge verwertet wurde, machte etwa 

[70-80] % der insgesamt in diesen Anlagen insgesamt verwerteten unvorbehandelten Sied-

lungsabfälle aus. Die vertraglich zwischen den örE und den Anlagenbetreibern vereinbarten 

Mengen summierten sich im Jahr 2016 auf rd. 820.000 Tonnen. Die in den Anlagen auf 

Basis ausgeschriebener oder freihändig vergebener Aufträge verwertete Ist-Menge betrug 
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im selben Zeitraum gut 742.000 Tonnen, für deren Entsorgung knapp 83,7 Mio. € aufge-

wendet wurden (vgl. Abb. 13).116

Abb. 12: Durchsatz im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart 

Bezeichnung 
Durchsatz
(in Tonnen)

kommunale 
Abfälle 

(in Tonnen)

Anteil kommu-
naler Abfälle 

(in %)

Gewerbeabfälle
(in Tonnen)

Müllheizkraftwerk Ulm-Donautal […] […] […] […]
EEW Energy from Waste  
Göppingen GmbH […] […] […] […]

EnBW MVA Stuttgart Münster […] […] […] […]

MVV MHKW Mannheim […] […] […] […]

Gesamt 1.486.499 1.051.385 70,7% 444.046

bb) Keine Verstärkung einer bestehenden marktbeherrschenden Stellung 

 Weder die EnBW noch die MVV verfügen bereits ohne den in Rede stehenden Zusammen-

schluss über eine allein marktbeherrschende Stellung im Ausschreibungsgebiet Mannheim-

Stuttgart.  

 Beide Unternehmen haben den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf Energieversorgungsmärk-

ten und befinden sich mehrheitlich jedenfalls mittelbar im Besitz der öffentlichen Hand. 

Beide betreiben außerdem die hier maßgeblichen Abfallverwertungsanlagen. Gegen eine 

Einzelmarktbeherrschung sprechen die starke Stellung des jeweils anderen Zusammen-

schlussbeteiligten und der mit Hilfe der Ausschreibungsanalyse festgestellte Wettbewerb 

zwischen den Zusammenschlussbeteiligten.   

 Im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart sind die Zusammenschlussparteien gemes-

sen an ihren Marktanteilen führend und überschreiten jeweils die Einzelmarktbeherr-

schungsvermutung des § 18 Abs. 4 GWB. Die MVV ist mit [40-50 %] der Vertragsmen-

116 Die Anlagen stehen zum Teil mit geringen Mengen in gegenseitigen Lieferbeziehungen zur 
Überbrückung von Ausfällen durch Wartung oder Havarie; in einem dokumentierten Fall in 
Folge der kompletten Schließung einer ursprünglich genutzten Anlage. Derartige „Ausfallver-
bünde“ machen jedoch nur einen sehr geringen Anteil an den Gesamtmengen aus und können 
nicht als wettbewerbsrelevante Größe angesehen werden, da kein Einfluss auf das Ausschrei-
bungsgeschehen ersichtlich ist. 
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gen 2016 und [40-50 %] der Ist-Menge 2016 führend nach Mengenanteilen, nach Auf-

wand 2016117 ist die EnBW Marktführerin mit [40-50 %] vor der MVV mit [30-40 %]. Neben 

den Zusammenschlussparteien werden aktuell Verträge gehalten von EEW ([5-10 %]), von 

Suez ([<5 %])118, von der Bietergemeinschaft RUA Heilbronn GbR ([<5 %]) und von Alba 

([<1 %]). Weiterhin ist hier aufgeführt der ZV TAD Ulm ([<5 %]), dessen Marktanteile auf 

der Basis einer Ausschreibung des Landkreises Biberach beruhen. Der Landkreis Biberach 

hat bereits angekündigt, noch innerhalb des Prognosezeitraums den ausschreibungsba-

sierten Vertrag in eine Mitgliedschaft im Zweckverband TAD umzuwandeln. Dieser Verwer-

tungsauftrag wird künftig dem Markt entzogen.  

Abb.13: Marktanteile im Ausschreibungsgebiet Mannheim Stuttgart 

Vertragsmenge
2016 in % 

Istmenge
2016 in % 

Aufwand 
2016 in % 

MVV Mannheim […]
[40-

50 %] […]
[40-

50 %] […]
[30-

40 %]

TPLUS_EnBW […]
[40-

50 %] […]
[40-

50 %] […]
[40-

50 %]

EEW Göppingen […] [5-10 %] […] [5-10 %] […]
[5-

10 %]

ZV TAD Ulm […] [<5 %] […] [<5 %] […] [<5 %]

SUEZ […] [<5 %] […] [<5 %] […] [<5 %]

RUA Heilbronn […] [<5 %] […] [<5 %] […] [<5 %]

ALBA Heilbronn-
Franken […] [<1 %] […] [<1 %] […] [<1 %]

Gesamtgebiet 819.611 100,0% 742.630 100,0% 83.663.958 100,0%

 Die Differenzen zwischen Mengenanteilen und Aufwandsanteilen können im Wesentlichen 

mit Unterschieden in der Vertragsdauer und dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses erklärt 

werden. Während ältere Verträge mit Vertragsbeginn vor 2010 regelmäßig Preise über 

100 € je Tonne ausweisen, liegen danach geschlossene Verträge bis auf eine Ausnahme 

alle im zweistelligen Eurobereich. Die unterschiedlichen Preise müssen bei der Bewertung 

117 Anstelle von Umsatzangaben der Anlagenbetreiber wurde für das vorliegende Verfahren der je-
weils von den auftraggebenden örE pro Vertrag anfallende Aufwand für die Ermittlung der 
Marktanteile gewählt, um Ungenauigkeiten bei der Zuordnung zu ausgeschriebenen Verträgen 
einerseits und kommunalen Vereinbarungen oder Zweckverbänden andererseits zu vermeiden.  

118 Für den LK Rastatt fehlten aufgrund der Neuvergabe zum 01.01.2017 Daten für das Jahr 2016. 
Daher wurden die Angaben für 2017 auf die Darstellung übertragen, da dies die aktuellen 
Marktverhältnisse widerspiegelt.  
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der tatsächlichen Bedeutung der jeweiligen Aufträge für das Marktgeschehen berücksichtigt 

werden. […]. Die Vertragsbeziehungen sind von sehr langen Laufzeiten geprägt. Die An-

bieter treffen bei Auftragsvergaben nur sehr selten aufeinander und binden sich mit den 

Verträgen für einen langen Zeitraum. 

Abb.14: Durchschnittswerte der Verwertungsaufträge 

Durchschnittswerte nach Anbietern Vertragspreis Alter Laufzeit Restlaufzeit 

TPLUS_EnBW […] […] […] […]

MVV Mannheim […] […] […] […]

EEW Göppingen […] […] […] […]

ZV TAD Ulm […] […] […] […]

SUEZ […] […] […] […]

RUA Heilbronn […] […] […] […]

ALBA Heilbronn-Franken […] […] […] […]

Durchschnitt […] 8,1 13,0 5,0

 Der Höhe der Marktanteile ist auf Ausschreibungsmärkten, auf denen Nachfrager Angebote 

per Ausschreibung einholen und die Anbieter lediglich bei Durchführung der – seltenen – 

Ausschreibungen in Wettbewerb zueinander treten, eine geringere Bedeutung zuzuschrei-

ben als auf Märkten, auf denen regelmäßige Vertriebsaktivitäten zu häufigeren Verände-

rungen in der Marktstellung führen können und die Verhaltensspielräume der Unternehmen 

unmittelbarer beeinflussen. Insoweit findet Wettbewerb auf Ausschreibungsmärkten wie im 

vorliegenden Fall nicht im Sinne eines stetigen Prozesses, sondern in einer Abfolge von 

wenigen Gelegenheiten des Aufeinandertreffens der Anbieter in Wettbewerbssituationen 

statt. 

 Marktanteile können auf Ausschreibungsmärkten nur einen ersten Anhaltspunkt für die Be-

wertung der Wettbewerbsverhältnisse bieten. Dies gilt insbesondere in Fällen, in denen wie 

hier Ausschreibungen selten vorkommen und die ausgeschriebenen Leistungsaufträge 

über lange Vertragslaufzeiten verfügen. Dementsprechend sind die den Lieferverhältnissen 

zugrunde liegenden Ausschreibungen teilweise sehr alt. Weiterhin spielt eine Rolle, dass 

die ausgeschriebenen Aufträge im Verhältnis zum Gesamtmarkt und zu den Kapazitäten 

der Teilnehmer relativ groß sind. So entfällt auf den Verwertungsauftrag von MVV mit der 
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Stadt Mannheim eine jährliche Vertragsmenge von […] t.119 Dies entspricht etwa […] der 

insgesamt von MVV verwerteten Menge im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart. 

Seltene Transaktionen und langfristige Verträge mit relativ zum Marktvolumen und zur Ka-

pazität der jeweiligen Anbieter großen Mengenanteilen führen dazu, dass unternehmeri-

sche Entscheidungen sowie Erfolg oder Misserfolg einer Gebotsabgabe langfristige Aus-

wirkungen auf die Anlagenauslastung und auf wirtschaftliche Chancen und Risiken der Un-

ternehmen mit sich bringen. 

 Die Marktanteile auf dem Markt für die Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle wa-

ren in den letzten Jahren aufgrund der geringen Anzahl langfristiger Verträge und weniger 

Auftragnehmerwechsel stabil. Auch die Stabilität von Marktanteilen ist aber vor dem Hinter-

grund weniger, dafür lang laufender öffentlich vergebener Aufträge deutlich zu relativieren. 

Im hier betrachteten Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart wurden von 19 Gebietskör-

perschaften nur für insgesamt 26 Lose Verträge geschlossen. Die derzeit laufenden Ver-

träge haben Laufzeiten zwischen einem120 und dreißig Jahren, im Durchschnitt von ca. 

13,0 Jahren. Die Verträge jüngeren Datums laufen dabei etwas kürzer; die Verträge binden 

aber mit über acht Jahren durchschnittlicher Laufzeit nach wie vor jeweils nennenswerte 

Marktanteile lange an einen Anbieter. Die Fristigkeit der Verträge ist auch im Vergleich zu 

anderen Ausschreibungsmärkten im Entsorgungssektor lang, in denen aufgrund deutlich 

kürzerer Laufzeiten häufiger ausgeschrieben wird (z.B. Erfassungsmärkte, insbesondere 

für Verpackungsabfälle, die alle 3 Jahre neu vergeben werden, vgl. B4-31/16, Remon-

dis/Bördner).  

 Im Prognosezeitraum, der aufgrund der Marktbedingungen mit 5 Jahren bis zum Jahre 

2022 als angemessen anzusetzen ist121, werden im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stutt-

gart nur wenige Verträge neu ausgeschrieben. Insgesamt laufen im Prognosezeitraum elf 

119 Vgl. Antwort der Stadt Mannheim auf den Auskunftsbeschluss vom 01.09.2017, Antwortordner 
Auskunftsbeschluss vom 01.09.2017, Bd. VII, Bl. 1582. 

120 Hierbei handelt es sich um einen freihändig vergebenen Vertrag zur Verwertung hausmüllähnli-
cher Gewerbeabfälle. Der Vertrag wurde hier dem Markt zugerechnet, da hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle ansonsten in mehreren Ausschreibungen gemeinsam mit Hausmüll ausge-
schrieben wurden.  

121 Der BGH geht in der Regel von einem mittelfristigen Prognosezeitraum von 3-5 Jahren aus, Ur-
teil vom 19.06.2012, KVR 15/11, Haller Tagblatt, RN 38 nach Juris. Im Einzelfall, etwa bei be-
sonders lang laufenden Verträgen wie hier, sind auch längere Prognosezeiträume denkbar 
(vgl. Kallfaß in Langen Bunte, a.a.O., §36, RN 48). Vorliegend werden einerseits die langen 
Vertragslaufzeiten und andererseits Unwägbarkeiten über künftige Reaktionen auf geänderte 
Regulierung, wirtschaftliche Entwicklung und Entwicklung dem regionalen und auf anderen eu-
ropäischen Abfallmärkten berücksichtigt. Eine darüber hinaus gehende Ausweitung des Prog-
nosezeitraums wäre aufgrund der Unwägbarkeiten der künftigen Marktentwicklungen unsach-
gemäß.  
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der sechsundzwanzig Verträge aus. Davon soll ein Auftrag nicht erneut ausgeschrieben 

sondern durch einen Zweckverband ersetzt werden. Die verbleibenden, neu auszuschrei-

benden Verträge repräsentieren eine Ist-Menge 2016 von knapp 410.000 Tonnen; das sind 

[40-50 %] der Gesamtmenge des Ausschreibungsgebietes Mannheim-Stuttgart.  

 Die Analyse der ermittelten Ausschreibungsdaten ergibt, dass im Ausschreibungsgebiet 

Mannheim/Stuttgart ein enger Wettbewerb zwischen den Zusammenschlussparteien be-

steht.  

 Die MVV ist engster Wettbewerber der EnBW und hat in den vergangenen 10 Jahren in […] 

Ausschreibungen, an denen sich die EnBW beteiligt hat, ebenfalls Gebote abgegeben. In 

[…] Losen, für die die EnBW geboten hat, […]. […] unterboten, die den Auftrag schließlich 

erhielt. Auch […] zeigen, dass die MVV ein enger, die Handlungsmöglichkeiten der EnBW 

begrenzenden Wettbewerber ist. […]  

 Die Kapazitäten der beiden Anlagen der Beteiligten waren in 2016 […] ausgelastet.122 Die 

Anlagenauslastung resultiert bei der EnBW […] aus Verträgen mit örE. Die von der EnBW 

angegebene Gesamtkapazität der Anlage in Stuttgart war 2016 […], zusätzlich wurden […] 

Gewerbeabfälle verbrannt. Dementsprechend ist die EnBW auf dem Markt ein zwar aktiver 

[…] Wettbewerber. Die Handlungsspielräume sind allerdings durch […] die Kapazitäts-

grenze bietet, begrenzt.  

 Die MVV hingegen verarbeitet […] Gewerbeabfällen, […] der insgesamt verwerteten Men-

gen stammen aus kommunalen Verträgen. Demnach verfügt die MVV über ein höheres 

kompetitives Potential an den Märkten für die Verwertung unvorbehandelter Siedlungsab-

fälle, da Gewerbeabfallmengen kurzfristig reduziert und durch langfristige Siedlungsabfall-

verträge substituiert werden können. Dieses wirtschaftliche Interesse wird insbesondere vor 

dem Hintergrund der lang laufenden Vertragszeiten deutlich – durch sie ist es den Anbietern 

möglich, auch zukünftig lange von einem wieder erhöhten Preisniveau zu profitieren123 – 

während im Bereich der Verwertung von Gewerbemüll auch kurzfristige Preisschwankun-

gen möglich sind. Das wirtschaftliche Interesse zeigt sich auch in der häufigen Teilnahme 

122 Abweichungen zwischen Gesamtkapazität und tatsächlicher Auslastung können verschiedene 
Ursachen haben. Die die Angaben der Gesamtkapazität sind nach Angabe verschiedener An-
lagenbetreiber nur Schätzwerte, da die tatsächliche technische Kapazität von den Heizwerten 
der angelieferten und verwerteten Abfälle abhängt.  

123 Vgl. interne Unterlagen der MVV, Bd. XIV, Bl. 5809. 
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an Ausschreibungen; die MVV ist mit […] Geboten […] in Ausschreibungen der vergange-

nen 10 Jahre gewesen. In den letzten fünf Jahren beteiligte sich die MVV […] Ausschrei-

bungen. 

 Die vergleichbar starke Marktstellung der MVV gegenüber der EnBW in Kombination mit 

einem deutlich höherem Maß an – für den Abschluss langfristiger Kommunalverträge – zur 

Verfügung stehenden, nicht langfristig gebundenen Kapazitäten ermöglichte es der MVV 

bislang, bei kommunalen Ausschreibungen im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart 

die Handlungsmöglichkeiten der EnBW im Sinne eines wirksamen Wettbewerbs zu begren-

zen. Außerhalb dieses Gebietes ist aufgrund hoher Transportkosten mit wirksamem Wett-

bewerb zwischen den Zusammenschlussbeteiligten nicht zu rechnen.  

 Umgekehrt beschränkte EnBW maßgeblich den wettbewerblichen Handlungsspielraum von 

MVV. In […] konnte EnBW Ausschreibungslose […] für sich gewinnen. Auf diese Ausschrei-

bungen entfiel eine jährliche Vertragsmenge von […], was etwa […] der Gesamtmenge von 

MVV im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart entspricht.  

 In allen Fällen, in denen beide Zusammenschlussbeteiligten Gebote abgegeben haben, 

gaben zudem dritte Anbieter Gebote ab. Auch in jenen kommunalen Ausschreibungen, bei 

denen die MVV nicht auf die EnBW traf, begegnete die MVV wirksamem Wettbewerb durch 

andere Unternehmen, insbesondere durch die Unternehmen […]. Die Rolle dieser und wei-

terer Anbieter im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart spricht ebenfalls gegen die 

Vermutung bestehender Einzelmarktbeherrschung. 

 Als weiterer privater Anlagenbetreiber ist die EEW mit einer Anlage in Göppingen und als 

Betreiberin der TREA in Eschbach in Baden-Württemberg aktiv. Die EEW hat sich in den 

vergangenen fünf Jahren […] beteiligt, allerdings ohne Erfolg.  

 Tatsächlicher und potentieller Wettbewerb geht im Sinne eines Substitutionswettbewerbs 

auch von Anbietern mit langfristigen Auslastungs- oder Kontingentverträgen in den baden-

württembergischen Anlagen sowie von bestehenden Anlagen und vom möglichen Aufbau 

neuer Anlagen zur Vorbehandlung von Siedlungsabfällen aus. Voraussetzung ist aber auch 

für diese Anbieter, dass sie über geeignete Absteuerungswege in Verbrennungsanlagen 

verfügen.  

 Neben der RUA Heilbronn GbR sind mit den Unternehmen […] weitere auf den Entsor-

gungsmärkten von der Erfassung über Sortierung/Aufbereitung bis zur Verwertung vertikal 

integrierte, in benachbarten sachlichen und/oder räumlichen Märkten aktive Unternehmen 

mit als Bieter in den Ausschreibungen der vergangenen Jahre aufgetreten. In […] Fällen 
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konnten sich diese Wettbewerber gegen die Zusammenschlussbeteiligten durchsetzen und 

in einem Fall auch einen Anbieterwechsel herbeiführen.  

 Dabei ist es zunächst unbeachtlich, dass […] dieser Unternehmen in Baden-Württemberg 

über eine eigene Verbrennungsanlage verfügt, wenn die Unternehmen über die Möglich-

keiten zur Absteuerung in Anlagen Dritter verfügen. In mehreren Fällen dokumentieren die 

Ausschreibungsdaten Teilnahmen und erfolgreiche Gebote von Bietern ohne eigene Müll-

verbrennungsanlagen in Baden-Württemberg. […] und kann im Rahmen dieser Kontingente 

Mengen dort absteuern. Auch die […] steuert die Mengen über Kontingente in andere An-

lagen ab. Die […], von dem aus die Abfälle nach […] abgesteuert werden. Die Unternehmen 

[…] verfügen in Baden-Württemberg und/oder in angrenzenden Bundesländern über eine 

Reihe von Standorten, an denen eine Vorbehandlung im Wege einer mechanischen Sor-

tierung oder einer Ersatzbrennstoffaufbereitung erfolgen oder aufgebaut werden kann. […].  

 Die Möglichkeit der Vorbehandlung und anschließenden Weiterverwertung der Abfälle 

muss im vorliegenden Fall vor dem Hintergrund des baden-württembergischen Autarkieer-

lasses als relevanter potentieller Wettbewerb gesehen werden. Der Autarkieerlass schreibt 

eine Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle mit dem Abfallschlüssel 20 03 01 in-

nerhalb der Landesgrenzen vor. Während die Vorbehandlung der Abfälle auch in Sortier- 

und Aufbereitungsanlagen in den Geltungsbereich des Autarkieerlasses fällt, können die 

nach einer Vorbehandlung verbleibenden, nicht stofflich zu verwertenden Sortierreste auch 

in Anlagen über die Landesgrenzen hinweg abgesteuert werden; der Autarkieerlass entfal-

tet für Sortierreste keine Wirkung, auch wenn es sich bei dem ursprünglichen Sammelge-

misch um unvorbehandelte Siedlungsabfälle gehandelt hat.124 Dadurch vergrößert sich die 

Anzahl möglicher Anlagen, die für die thermische Verwertung der so vorbehandelten Sied-

lungsabfälle in Frage kommen. Die Vorbehandlung ist insoweit nicht als reines Substitut zur 

Verbrennung sondern als Zwischenstufe zur Eröffnung eines größeren Wettbewerberfeldes 

bei der Müllverbrennung zu sehen.  

 Angaben […] zu Folge wäre es wirtschaftlich vertretbar und nicht lediglich eine rein hypo-

thetische Möglichkeit gewesen, im Falle eines Zuschlags bei der Ausschreibung […] zur 

Auftragserfüllung eine neue Sortieranlage zu errichten. Auch wenn aktuell die Wirtschaft-

lichkeit dieses Vorgehens aufgrund einer hohen Kapazitätsauslastung der Verbrennungs-

anlagen gering eingeschätzt wird und ein Teil der Wettbewerber die Aktivitäten in Baden-

124 Diese Art der Umgehung ist zwar politisch nicht unumstritten, abfallrechtlich aber nach Auskunft 
des UMBW „wohl nicht angreifbar“. Vgl. UMBW, Bd. XV, Bl. 6174.  
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Württemberg aktuell nicht im Fokus ihrer Geschäftstätigkeit sieht, spricht das nicht gegen 

das grundsätzliche Wettbewerbspotential.125

 Über den bestehenden Wettbewerb durch andere baden-württembergische Anlagen des 

Betreibers EEW und über den potentiellen Wettbewerb durch die Vorbehandlung mit an-

schließender Verbringung außerhalb Baden-Württembergs hinaus besteht potentieller 

Wettbewerb auch von anderen Anlagen außerhalb Baden-Württembergs. Anlagen außer-

halb Baden-Württembergs kommen jedenfalls in den Randgebieten des Ausschreibungs-

gebietes Mannheim-Stuttgart als potentielle Wettbewerber in Frage, wenn das Näheprinzip 

oder mangelnde Kapazitäten innerhalb des Bundeslandes eine Ausnahmegenehmigung 

des Landesumweltministeriums ermöglichen.126

 Die Ausschreibungsanalyse bestätigt bestehenden Wettbewerb zwischen den Zusammen-

schlussbeteiligten vor dem Zusammenschluss und widerlegt damit die Vermutung einer be-

stehenden Einzelmarktbeherrschung einer der beiden Zusammenschlussbeteiligten, insbe-

sondere der EnBW127 im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart. Die jeweils hohen An-

teile der Zusammenschlussbeteiligten auf dem Markt für die Verwertung unvorbehandelter 

Haushaltsabfälle werden im Ergebnis durch den jeweils anderen starken Mitbewerber rela-

tiviert. Die MVV verfügte in der Vergangenheit über ausreichende Kapazitäten, die Hand-

lungsspielräume der EnBW hinreichend zu beschränken. Umgekehrt konnte die EnBW 

Ausschreibungen, in denen sie mitgeboten hat, in den meisten Fällen für sich entscheiden. 

Vorhandener Außenwettbewerb und potentieller Wettbewerb durch Unternehmen aus 

räumlich oder sachlich benachbarten Märkten schränken die Handlungsmöglichkeit der bei-

den Marktführer zusätzlich ein.  

 Für die Vergangenheit ist damit wesentlicher Wettbewerb im Markt festzustellen, der der 

Annahme einer bereits ohne den in Rede stehenden Zusammenschluss bestehenden ein-

zelnen oder kollektiven Marktbeherrschung durch die EnBW und/oder die MVV entgegen-

steht. Dies gilt – was für die weitere Prüfung von besonderer Bedeutung ist – trotz der be-

reits bestehenden Verflechtung der beiden Unternehmen über die 22,48 %-ige Beteiligung 

125 Das Szenario eines Markteintrittes durch Bau von Sortieranlagen wird auch in dem von der 
EnBW beauftragten ökonomischen Parteigutachten modelliert. Die Parteigutachter meinen hier 
anhand einer Überschlagsrechnung die hinreichende Profitabilität eines derartigen Marktzutrit-
tes demonstrieren zu können. Auch wenn die Berechnungen der Parteigutachter im Detail nicht 
hinreichend belastbar erscheinen, so zeigen jedoch die Ausschreibungen der Vergangenheit, 
dass ein solches Vorhaben auch von den weiteren Wettbewerbern als realistische Möglichkeit 
angesehen und umgesetzt wird. Vgl. Bd. XII, Bl. 5075ff..  

126 Der Main-Tauber-Kreis am nordöstlichen Rand des Ausschreibungsgebietes Mannheim-Stuttgart 
verbrennt seine Siedlungsabfälle […] im benachbarten Bayern.  

127 Entgegen der Vermutung der MVV, geäußert mit Schreiben vom 15.09.2017. 
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der EnBW an der MVV: Die EnBW verfügt über stimmberechtigte Anteile in genannter Höhe 

an der MVV. Die allein kontrollierende Mehrheitsgesellschafterin MVV Verkehr GmbH, die 

ihrerseits mittelbar allein beherrschte Tochter der Stadt Mannheim ist, kann durch die Be-

setzung des Aufsichtsrats und die Entlastung der Gremien der MVV mit ihrer Stimmrechts-

mehrheit alle wesentlichen strategischen Interessen im Unternehmen durchsetzen und da-

mit allein wesentlichen Einfluss auf die geschäftspolitischen Entscheidungen des Vorstands 

nehmen. […].  

 Es sind hingegen keine Verträge zwischen den Zusammenschlussparteien bekannt, die 

eine Kooperation oder einen zusätzlichen Informationsfluss zwischen den Parteien über die 

Geschäftsführung und das Marktverhalten im Bereich der Abfallwirtschaft zum Gegenstand 

hätten. Es wurde auch kein Aufsichtsratsmitglied auf Vorschlag von EnBW in den Aufsichts-

rat berufen. Ein Wissensvorsprung, der eine Überlegenheit der EnBW gegenüber der 

MVV Verkehr und der Stadt Mannheim und damit eine faktische Einflussnahme auf den 

Mehrheitsgesellschafter oder die MVV erlauben würde, ist ebenfalls nicht ersichtlich. Das 

gilt auch und gerade für den Entsorgungssektor, auf dem die Stadt Mannheim in ihrer Funk-

tion als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger sowohl auf Erfassungs- als auch auf Ver-

wertungsmärkten als Nachfrager aktiv ist und über entsprechende Marktkenntnisse verfügt. 

Die 8. Beschlussabteilung hat vor diesem Hintergrund in den Jahren 2004 (Erwerb von 

15,05 %) und 2014 (Erwerb weiterer 7,43 %) jeweils den Erwerb eines wettbewerblich er-

heblichen Einflusses der EnBW auf die MVV gem. § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr.4 GWB auf den 

betroffenen Energiemärkten und damit die Anmeldepflicht der jeweiligen Anteilserwerbe 

verneint.128

Der weiteren Prüfung ist danach die Feststellung zugrunde zu legen, dass die Verflechtung 

über die bisherige Beteiligung der EnBW an der MVV in Höhe von 22,48% nicht zu einer 

erkennbaren Dämpfung des Wettbewerbsverhältnisses geführt und insbesondere trotz in-

dividueller Marktanteile oberhalb von 40 % keine marktbeherrschende Stellung begründet 

hat.129

cc) Keine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs im Übrigen 

 Davon ausgehend ist im Folgenden nur noch der Frage nachzugehen, ob sich die hier zu 

prüfende Erhöhung dieser Beteiligung um weitere 6,28% als eine Änderung der bisherigen 

128 B8-83/04 und B8-46/14.  

129 Vgl. hierzu auch die Wahrnehmung der EnBW, die die MVV trotz Verflechtung als engsten 
Wettbewerber im Markt sieht. Bd. 4546, Rückseite.  
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Wettbewerbsbedingungen darstellt, welche die Erwartung einer erheblichen Behinderung 

wirksamen Wettbewerbs rechtfertigt. Diese Frage ist zu verneinen: Mit der Erhöhung der 

Beteiligung von 22,48% auf 28,76% ist – auch in Ansehung der damit der EnBW zuwach-

senden aktienrechtlichen Sperrpositionen – nicht damit zu rechnen, dass die MVV und die 

EnBW künftig als wettbewerbliche Einheit über eine marktbeherrschende Stellung verfügen 

(hierzu unter (1)). Ebenso wenig ist zu erwarten, dass die Erhöhung der bisherigen Beteili-

gung zu einer Dämpfung des bislang intensiven Wettbewerbs durch unilaterale Effekte führt 

(hierzu unter (2)) oder zu koordinierten Effekten bis hin zur Entstehung einer kollektiven 

marktbeherrschenden Stellung der EnBW und der MVV (hierzu unter (3)). 

(1) Keine Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung durch eine 

wettbewerbliche Einheit aus der EnBW und der MVV oder durch eine 

stärkere Verflechtung der beiden Unternehmen 

 Eine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs kommt nach der besonderen Lage 

des vorliegenden Falles nicht unter dem Aspekt in Betracht, dass die MVV und die EnBW 

durch die Erhöhung der bisherigen Beteiligung von 22,48% um weitere 6,28% und den Er-

werb einer Sperrminorität durch die EnBW künftig am Markt als wirtschaftliche Einheit auf-

treten mit der Folge, dass die wettbewerblichen Potenziale beider Unternehmen für die Prü-

fung des § 36 Abs. 1 Satz 1 GWB zu addieren wären. Zum anderen kommt die Entstehung 

einer einzelmarktbeherrschenden Stellung von MVV oder EnBW auch nicht unter dem As-

pekt der Verflechtung (§ 18 Abs. 3 Nr. 4 GWB) in Betracht. 

 Grundsätzlich ist allerdings beim Erwerb einer Minderheitsbeteiligung an einem Wettbewer-

ber von der Entstehung einer wettbewerblichen Einheit auszugehen, da die Bereitstellung 

von Kapital zugunsten eines Wettbewerbers gemeinhin nur vor dem Hintergrund rational 

erscheint, dass damit der von ihm ausgehende Wettbewerbsdruck gemindert werden 

soll.130 Es obliegt der Prüfung der Gesamtumstände im Einzelfall, ob bei kontrollpflichtigen 

Minderheitsbeteiligungen im Horizontalverhältnis wegen gesellschaftsrechtlicher oder 

marktbezogener Gegebenheiten eine wettbewerbliche Einheit ausnahmsweise außer Be-

tracht bleibt und von einer Ressourcenzurechnung abzusehen ist.131 Zur Feststellung einer 

wettbewerblichen Einheit, in der der Wettbewerb zwischen den beteiligten Unternehmen 

ausgeschlossen und die Marktstellung der Unternehmen daher verstärkt wird, ist nach der 

130 Kallfaß in Langen/Bunte, KartR, 12. Auflage 2013, § 36 Rn. 8, für naheliegend oder zumindest 
vertretbar erachtet durch OLG Düsseldorf, 30.04.2002, VI-Kart 1/01 (V), RN 26 nach Juris.  

131 Becker/Knebel/Christiansen in MüKo-WeR, 2. Auflage 2015, § 36 RN 44. 
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Rechtsprechung zu prüfen, ob einem der Unternehmen bei dem anderen Leitungsmacht in 

Richtung eines den Wettbewerb hemmenden Einflusses zukommt.132 Nicht erforderlich für 

die Annahme einer wettbewerblichen Einheit ist dagegen, dass der Erwerb einer Minder-

heitsbeteiligung von weitreichenden Plusfaktoren begleitet wird und unter deren Berück-

sichtigung die Minderheitsbeteiligung faktisch die Intensität einer alleinigen oder gemeinsa-

men Beherrschung erreicht.133

 Zudem kann „unterhalb“ der Entstehung einer wettbewerblichen Einheit eine marktbeherr-

schende Stellung auch durch Verflechtungen der Unternehmen untereinander entstehen, 

wenn deren untereinander bestehende Beziehungen einen entsprechenden Einfluss auf 

die Marktstellung der Unternehmen haben.134 Dies folgt allerdings nicht bereits aus der Er-

füllung des formalen Aufgreifkriteriums des § 37 Abs. 1 Nr. 3b) GWB. Allein das Aufgreif-

kriterium bewirkt noch keine gesetzliche Vermutungsregel. Vielmehr bedarf es auch dies-

bezüglich einer konkreten Prüfung der Gesamtumstände im Einzelfall, ob ausgehend vom 

Aufgreifkriterium des § 37 Abs. 1 Alt. 3b GWB die Untersagungsvoraussetzungen des 

§ 36 Abs. 1 GWB erfüllt sind.135

 Im vorliegenden Fall liegen die gesellschaftsrechtlichen und marktbezogenen Umstände 

so, dass eine Ressourcenzurechnung im Sinne der Entstehung einer neuen wettbewerbli-

chen Einheit nicht sachgerecht ist. Auch die Verstärkung der Verflechtung zwischen der 

EnBW und der MVV ist nach der besonderen Lage des vorliegenden Falles nicht geeignet, 

die Marktstellung eines der beiden Unternehmen derart zu verstärken, das daraus künftig 

eine marktbeherrschende Stellung erwachsen könnte.136 Insbesondere ist die Ausgangs-

lage zu berücksichtigen: Schon vor dem Zusammenschluss bestand – seit 2004 mit 

15,05 % und ab 2014 mit 22,48 % des Grundkapitals – eine substanzielle Beteiligung der 

EnBW an der MVV137, die nach dem Vorstehenden in keiner Weise dazu geführt hat, das 

intensive Wettbewerbsgeschehen zwischen der EnBW, der MVV und den übrigen Markt-

teilnehmern zu beeinträchtigen. Das reine Kapitalinteresse der EnBW hat damit in der Ver-

gangenheit nicht zu einer Minderung des wechselseitigen Wettbewerbsdrucks geführt. Im 

Gegenteil hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die MVV nicht willens ist, auf die 

132 Vgl. BGH, 12.02.1980, KVR 4/79, Bituminöses Mischgut, RN 22 nach Juris.  

133 A.A. Thomas in Immenga/Mestmäcker, GWB, 5. Auflage 2014, § 36 RN 674.  

134 Vgl. BGH, 19.12.1995, KVR 6/95, Raiffeisen, RN 12ff., insb. RN 17, nach Juris. 

135 BGH, 19.04.1983, KVR 1/82, VEW-Gelsenwasser, RN 28.  

136 Vgl. BGH, 19.12.1995, KVR 6/95, Raiffeisen, RN 12ff. nach Juris.  

137 Vgl. BGH, 19.06.2012, KVR 15/11, Haller Tagblatt, RN 17 nach Juris, wonach die Wettbewerbs-
bedingungen ohne den Zusammenschluss mit jenen zu vergleichen sind, die durch den Zu-
sammenschluss entstehen.  
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Interessen der EnBW trotz deren bedeutenden Kapitalanteils in ihrem Marktverhalten Rück-

sicht zu nehmen. 

 Dass sich durch die Erhöhung des Kapitalanteils um weitere 6,28% daran etwas ändern 

könnte, ist im vorliegenden Fall nicht zu erwarten. Vielmehr ist im Rahmen der anzustellen-

den Prognose hier davon auszugehen, dass beide Unternehmen auch in Zukunft ein an-

haltendes gegenläufiges wirtschaftliches Interesse haben werden, in anstehenden Aus-

schreibungen ihre eigene Kapazitätsauslastung durch langfristige Verträge zu sichern, zu-

mal die Kapazitäten der Müllverbrennungsanlagen sich – anders als in anderen Branchen 

– einer flexiblen Erweiterung und Reduzierung je nach Marktlage entziehen.138 Im Progno-

sezeitraum laufen insgesamt […] Verträge aus, die für ca. [40-50 %] des gesamten Markt-

volumens stehen.  

 EnBW verfügt nur über begrenzte nicht langfristig gebundene Kapazitäten ([…] der Ge-

samtmenge werden an Gewerbeabfällen verwertet) und wird in erster Linie auf eine Sicher-

stellung der bisherigen Auslastung zu achten haben. Pläne, die Anlage der FWZ in Zürich 

[…] stillzulegen, könnten bei ihrer Umsetzung – soweit sich kein Weiterbetrieb verhandeln 

oder alternative Kooperationspartner finden lassen – zu einer zusätzlichen Verknappung 

der Möglichkeiten der EnBW führen, auslaufende Aufträge neu zu akquirieren.139

 Dagegen kommen bei der MVV […] der Mengen von nicht-kommunalen Anlieferern, sodass 

nach wie vor ein erhebliches Potential besteht, weitere Aufträge öffentlich-rechtlicher Ent-

sorgungsträger zu übernehmen.140 Vor dem Hintergrund eines mittelfristig attraktivem 

Preisniveaus141, langfristig zu sichernder Inputmengen und Umsatzanteile ist auch bei ge-

stiegenen Preisniveaus im Bereich der Verbrennung von Gewerbeabfällen142 zu erwarten, 

dass die MVV dieses Wettbewerbspotential unverändert nutzt. Das wirtschaftliche Inte-

resse wird insbesondere vor dem Hintergrund der lang laufenden Vertragszeiten und von 

volatileren Gewerbemüllpreisen deutlich143. Da die MVV in keiner Weise von einer einseiti-

138 Vgl. hierzu auch die Stellungnahme der MVV vom 27.11.2017, S. 12. Vgl. für die Möglichkeiten 
des Marktzutritts durch Entwicklung und Aufbau einer neuen MVA das Protokoll zur EnBW-
Präsentation vom 11.10.2017, wonach die Projektierung einer neuen MVA auf fünf Jahre anzu-
setzen ist. Bd. XV, Bl. 6350.  

139 Vgl. Bd. XI, Bl. 4545, Rückseite, sowie Bd. XII, Bl. 5126.  

140 Vgl. MVV Stellungnahme vom 29.09.2017, Bd. XI, Bl. 4787. 

141 Nach Einschätzung der MVV, vgl. Bd. XI, Bl. 4735. 

142 Vgl. Bd. XI, Bl. 4554. 

143 Vgl. interne Unterlagen von EnBW, Bd. XI, Bl. 4605f..  



- 83 - 

gen Rücksichtnahme gegenüber der EnBW profitieren kann, bestehen im Vergleich zu ei-

ner Situation ohne die Fusion auch keine geänderten Anreize im Wettbewerb. Die im Prog-

nosezeitraum auslaufenden Verträge sowie die ungebundenen Kapazitäten bei der MVV 

lassen vor diesem Hintergrund einen unveränderten Wettbewerbsdruck der MVV erwarten.  

 Zu den auf das Marktverhalten der MVV einwirkenden Anreizen kann im Übrigen auf die 

nachfolgenden Ausführungen zu den sonstigen unilateralen Effekten des Zusammen-

schlusses verwiesen werden (hierzu unter (2)), welche die Interessenlage des Mehrheits-

gesellschafters der MVV nachhaltig prägen. 

 Vor diesem Hintergrund eines das Marktverhalten prägenden dauerhaften Interessenge-

gensatzes zwischen Haupt- und Minderheitsgesellschafter läge im vorliegenden Fall die 

Annahme der Entstehung einer wettbewerblichen Einheit nur dann nahe, wenn durch den 

Erwerb der aktienrechtlichen Sperrminorität die EnBW in der Lage wäre, den Druck auf den 

Hauptgesellschafter so weit zu erhöhen, dass dieser sich veranlasst sähe, den wettbewerb-

lichen Interessen der EnBW künftig breiteren Raum einzuräumen, als dies in der Vergan-

genheit der Fall gewesen ist. Dies ist jedoch nach Lage des vorliegenden Falles und auf 

der Basis der Ermittlungsergebnisse, insbesondere der von den Zusammenschlussbetei-

ligten vorgelegten internen Dokumente und ihren Stellungnahmen, nicht zu erwarten, da 

hierzu die durch den Zusammenschluss vermittelte Sperrposition nicht ausreicht und auch 

nicht von wesentlichen, den Einfluss auf die MVV noch steigernden Plusfaktoren144 beglei-

tet wird. 

 Mit einer Aufstockung des Anteils an der MVV von 22,48% auf 28,76% würde die EnBW 

eine Sperrminorität in der Hauptversammlung der MVV erwerben, durch die eine Zustim-

mung der EnBW zu Entscheidungen, die nach dem Gesetz einer ¾ Mehrheit bedürfen, 

vorausgesetzt wäre. In der Satzung der MVV wurden diese Fälle in § 19 Abs. 1 dahinge-

hend eingegrenzt, dass Beschlüsse der Hauptversammlung mit der einfachen Mehrheit des 

bei der Beschlussfassung anwesenden stimmberechtigten Grundkapitals gefasst werden, 

soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften eine größere Mehrheit erfordern. […].  

 Die durch die Sperrminorität vermittelten, aktienrechtlich unabdingbaren Vetorechte reichen 

jedoch nicht aus, um den auch durch das vergangene Wettbewerbsgeschehen belegten 

Interessengegensatz zwischen der EnBW und der MVV zu überwinden und die MVV künftig 

zu einem Verhalten im Sinne der EnBW zu veranlassen, das die Annahme einer wettbe-

werblichen Einheit rechtfertigen könnte oder unter dem Aspekt der Verflechtung (§ 18 Abs. 

144 Vgl. hierzu insbesondere KG, 14.04.1982, Kart 23/80, VEW-Gelsenwasser, WuW/E 2677, 2683. 
Außerdem WuW/E, OLG 2113, 2118, Steinkohlenstromerzeuger.  
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3 Nr. 4 GWB) zur Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung auf Seiten der EnBW 

führen würde. Die mittelbar durch ihre Tochter MVV Verkehr über die alleinige Kontrolle 

verfügende Stadt Mannheim kann über alle für die strategische Ausrichtung der MVV und 

den Geschäftsbetrieb durch den Vorstand wesentlichen Entscheidungen mit einfacher 

Mehrheit in der Hauptsammlung entscheiden. Mit der Beschränkung des Erfordernisses der 

¾-Mehrheit auf die gesetzlich zwingend vorgeschriebenen Beschlussgegenstände wurden 

mögliche Vetorechte von Minderheitsaktionären auf ein Minimum reduziert. Durch 

§ 19 Abs. 1 der Satzung der MVV i.V.m. § 119 AktG hat die Stadt Mannheim mittelbar über 

die MVV Verkehr insbesondere nach wie vor alleinige Entscheidungsgewalt über: 

 §§ 101 und 103 AktG: Wahl und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern 

 § 179 AktG Satzungsänderung (Ausnahme: Änderung des Unternehmensgegen-

stands erfordert ¾ Mehrheit) 

 § 182 AktG: Kapitalerhöhung gegen Einlagen (Ausnahme: Ausgabe von Vorzugsak-

tien ohne Stimmrecht erfordert ¾ Mehrheit) 

 § 207 AktG: Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln  

 § 221 AktG: Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschrei-

bungen und Genussrechten  

 Die mit dem Erwerb der zusätzlichen Anteile an der MVV verbundenen Vetorechte gehen 

dagegen nicht über den reinen unabdingbaren Minderheitsaktionärsschutz des Aktien- und 

Umwandlungsrechts hinaus, […]145; die Rechte der Minderheitsaktionärin erschöpfen sich 

insoweit in dem aktien- und umwandlungsrechtlichen normierten Kapitalschutz. 

 Die Minderheitsbeteiligung wird auch nicht von anderen persönlichen Verflechtungen oder 

wirtschaftlichen Abhängigkeiten flankiert,146 die es der EnBW erlauben würden, ihre Inte-

ressen in einem besonderen Maße gegenüber den Mitgesellschaftern durchzusetzen oder 

unmittelbar Einfluss auf die Geschäftsführung der MVV zu nehmen.  

 Die EnBW wird daher allein durch den Anteilserwerb weder über mehr Informationen oder 

über eine verbesserte Möglichkeit zur Einflussnahme auf die Meinungsbildung oder Ent-

scheidungen der Mitgesellschafter verfügen. Noch wird die Möglichkeit bestehen, wettbe-

werbsrelevante Entscheidungen der Hauptversammlung oder des Aufsichtsrats nachhaltig 

145 Vgl. BGH, 21.12.2004, KVR 26/03, Deutsche Post/trans-o-flex, RN 15, dort aufgeführt als Anfor-
derung bezogen auf den Erwerb eines wettbewerblich erheblichen Einflusses. 

146 Thomas, a.a.o., RN 674.  
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zu blockieren und dadurch unmittelbar Einfluss auf die Geschäftspolitik der MVV auf den 

Entsorgungsmärkten zu nehmen.  

 Die MVV hat zwar nachgewiesen, dass in den vergangenen 5 Jahren beinahe auf jeder 

Hauptversammlung Beschlüsse mit ¾-Mehrheit getroffen werden mussten. Bei diesen Be-

schlüssen handelte es sich insbesondere um Unternehmensverträge und in einem Fall um 

die Bewilligung eines Genehmigten Kapitals. Ebenso […].147

 Der MVV ist es aber auch nach dem Erwerb der zusätzlichen Anteile weiterhin möglich, 

erforderliche Kapitalmaßnahmen für Investitionen mit den Stimmrechten der allein kontrol-

lierenden Mehrheitsgesellschafterin durchzuführen. Ohne Einschränkungen kann die MVV 

Maßnahmen der Innenfinanzierung sowie der Fremdfinanzierung vornehmen. Eigenkapi-

talmaßnahmen wie eine ordentliche Kapitalerhöhung können weiterhin mit den Stimmen 

der MVV Verkehr beschlossen werden.148 […] Auch ausweislich ihres 2016er Geschäftsbe-

richtes wird die MVV anstehende Investitionen aufgrund ihrer guten Eigenkapitalausstat-

tung entweder aus Eigenmitteln oder über Fremdfinanzierung darstellen.149 […]Konkrete 

Möglichkeiten der EnBW, durch die Verweigerung von erforderlichen Kapitalmaßnahmen 

auf den Entsorgungsmärkten einen tatsächlichen Wettbewerb […] oder einen potentiellen 

Wettbewerb […] zu unterbinden, sind vor diesem Hintergrund nicht ersichtlich. Es lässt sich 

auch nicht aus dem bloßen Hinweis auf die im Geschäftsbericht der MVV dargestellte Fi-

nanzlage und die daraus abgeleitete Einschätzung der EnBW über den künftigen Finanz-

bedarf der MVV begründen, […].150

 […].151 Die Sperrwirkung könnte damit höchstens mittelbar durch die Kopplung der Zustim-

mung […] an die Zusage des MVV-Vorstands zu entsprechenden Verhaltensanpassungen 

auf den Entsorgungsmärkten eintreten (dazu sogleich).  

 Auch […] könnte nach Angaben der MVV […] erforderlich werden, um auf den entschei-

denden Märkten mit den Entwicklungen Schritt halten bzw. das bisherige Innovationspo-

tential aufrecht erhalten zu können, ohne […]. 

148 Vgl. KG, 14.04.1982, Kart 23/80, VEW-Gelsenwasser, WuW/E 2677, 2683. 

149Vgl. Geschäftsbericht der MVV über das Geschäftsjahr 2015/16, S. 98, http://investor.mvv-ener-
gie.de/geschaeftsbericht2016_/de/#98, zuletzt abgerufen am 04.11.2017.  

150 Vgl. Schreiben der MVV vom 27.10.2017, S. 4, Bd. XV, Bl. 6200ff.. 

151 Vgl. KG vom 15.03.1979, Kart 23/77, Steinkohlenstromerzeuger, WuW/E OLG 2113, 2118, so-
wie auch das KG vom 14.04.1982, Kart 23/80, VEW-Gelsenwasser, WuW/E OLG 2677, 2683.  
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 Es ist allerdings nicht ersichtlich, dass die EnBW hinreichende Anreize hat, durch eine Blo-

ckade von Entscheidungen der Hauptversammlung zum satzungsmäßigen Geschäfts-

zweck, zu umwandlungsrechtlichen Maßnahmen152 oder zu Unternehmensverträgen die 

MVV nachhaltig in ihrer Entwicklung zu hemmen, um dadurch ein irgendwie geartetes we-

niger wettbewerbliches Verhalten auf dem Markt für die Verwertung von Siedlungsabfällen 

zu erzwingen. Angesichts eines […] Ergebnisbeitrags der für die örE-Verträge zuständigen 

EnBW-Tochter TPLUS153 überwiegt das Risiko, sich durch Blockaden wirtschaftlich bedeut-

samer Hauptversammlungsentscheidungen154 bei der MVV selbst zu schädigen, indem die 

wirtschaftliche Lage der MVV nachhaltig verschlechtert und damit letztlich der Wert der von 

EnBW daran gehaltenen Beteiligung verringert wird. Dies gilt insbesondere vor dem Hinter-

grund nur weniger im Prognosezeitraum zur Neuausschreibung kommender Verträge, […], 

sowie knapper Kapazitäten, […]. Umgekehrt ist nicht ersichtlich, wie die EnBW auf Ent-

scheidungen betreffend die hier relevanten Märkte für die Verwertung von Siedlungsabfäl-

len Einfluss nehmen könnte, die sich negativ auf das Wettbewerbspotential der MVV auf 

diesen Märkten auswirkt. Hierzu genügen weder die Möglichkeit, die Zustimmung zu einem 

Genehmigten Kapital im Sinne des § 202 AktG zu verweigern, noch die – rein hypothetische 

– Option auf ein Aufsichtsratsmandat.  

 Denn eine weitere Einflussnahme oder eine verbesserte Informationslage wird auch nicht 

durch die Aussicht auf ein auf Vorschlag der EnBW künftig zu wählendes Aufsichtsratsmit-

glied erreicht. Die Stadt Mannheim hat über ihre mittelbare Kontrolle die Möglichkeit, die 

Zusammensetzung der Aufsichtsgremien wesentlich zu bestimmen, da Aufsichtsratsmit-

glieder mit einfacher Mehrheit gewählt werden. Die Wahl in den Aufsichtsrat (20 Mitglieder, 

davon zehn AN-Vertreter) erfolgt laut § 9 der MVV-Satzung nach AktG (mit einfacher Mehr-

heit); die Stadt Mannheim entsendet demnach den Oberbürgermeister und den zuständi-

gen Fachdezernenten und kann die „Aktionärsbank“ im übrigen Aufsichtsrat […] allein 

durchsetzen. […]. 

 Die Befürchtung, die EnBW könne ein Aufsichtsratsmandat durch das Argument erzwingen, 

für ihre Zustimmung zu „sensitiven Unternehmensmaßnahmen“ benötige sie Informationen, 

wie sie nur über ein Aufsichtsratsmandat erlangt werden könnten, trägt ebenfalls nicht.155

152 Vgl. ebenda. 

153 Vgl. Bd. XIV, Bl. 5693.  

154 Bedeutsame HV-Entscheidungen in diesem Sinne könnten nach Auffassung der MVV in […] lie-
gen, […].. Vgl. Bd. XI, Bl. 4780.  

155 Vgl. gemeinsames Schreiben der MVV Verkehr und der Stadt Mannheim vom 27.11.2017, 
S. 10, RN 37., Bd. XVII, Bl. 7036ff.. 
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Zum einen ist gem. § 131 AktG auch jedem Aktionär auf Verlangen Auskunft über Angele-

genheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung von Gegen-

ständen der Tagesordnung erforderlich ist. Vor allem besteht aber zu einer Blockade von 

zustimmungspflichtigen Entscheidungen zum Zwecke der Erzwingung eines Aufsichtsrats-

mandats genauso wenig ein hinreichen-der Anreiz wie zur Erzwingung von „Wohlverhalten“ 

im Bereich des Marktes für die Verwertung von Siedlungsabfällen (s.o.). Auch für die Ab-

berufung von Aufsichtsratsmitgliedern durch die Hauptversammlung ist lediglich ein Be-

schluss mit einfacher Mehrheit erforderlich.  

 Die EnBW kann damit weder einen eigenen Kandidaten für das Aufsichtsratsmandat gegen 

den Willen der Stadt Mannheim durchsetzen, noch in irgendeiner Form unmittelbar Einfluss 

auf die Geschäftstätigkeit und die Strategie der MVV nehmen. Hieran ändert auch die Soll-

vorschrift des Deutschen Corporate Government Kodex (DCGK) nichts, die eine angemes-

sene Berücksichtigung der Aktionärsstruktur im Aufsichtsrat empfiehlt. Abgesehen von der 

Berichtspflicht des § 161 AktG, nach der ein Abweichen von den Empfehlungen des Cor-

porate Government Index im Geschäftsbericht zu erläutern ist, entfaltet dieser keine Bin-

dungswirkung für die Gesellschaft. Selbst wenn dies der Fall wäre, spräche auch der DCGK 

insoweit gegen die Bestellung eines EnBW-Vertreters in den Aufsichtsrat, als in Ziffer 5.4.2 

festgelegt ist, dass Aufsichtsratsmitglieder keine Organfunktionen oder Beratungsaufgaben 

bei wesentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausüben sollen.156

 Selbst wenn die EnBW künftig die Möglichkeit hätte, einen Vertreter in den Aufsichtsrat der 

MVV zu entsenden, würde dies weder die Informationslage noch die Einflussmöglichkeiten 

der EnBW auf die MVV in einem für die Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung 

der EnBW entscheidenden Ausmaß verstärken. Satzungsgemäß entscheidet der Aufsichts-

rat […].. Ein einzelner Aufsichtsratssitz könnte die EnBW nicht in die Lage versetzen, im 

Aufsichtsrat wesentliche Entscheidungen zu blockieren. § 90 AktG definiert zwar Informati-

onspflichten des Vorstands an den Aufsichtsrat. Allerdings unterliegen Aufsichtsräte den 

Sorgfaltspflichten des § 116 AktG, nach denen sie – abgesehen von der DCGK Regelung 

zur Vermeidung von Interessenkonflikten in Ziffer 5.4.2 – von Gesetzes wegen zur Ver-

schwiegenheit über vertrauliche Informationen verpflichtet sind.157

156 Deutscher Corporate Government Kodex in der Fassung vom 7. Februar 2017, 
http://www.dcgk.de//files/dcgk/usercontent/de/download/kodex/170424_Kodex.pdf, abgerufen 
am 26.10.2017.  

157 Dementsprechend hat das Kammergericht auch in der Möglichkeit, 3 von 21 Aufsichtsratsman-
date zu besetzen, keinen hinreichenden Anhaltspunkt für eine Verstärkung einer überragenden 
Marktstellung gesehen. Vgl. hierzu Beschluss vom 14. April 1982, KG Kart. 23/80, VEW-
Gelsenwasser, WuW/E OLG 2677, 2683 
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 Dagegen verfügt die Stadt Mannheim über eine dauerhaft gesicherte Möglichkeit, ihre Inte-

ressen auch gegen das Votum der EnBW in der Hauptversammlung durchzusetzen und 

damit maßgeblichen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit des Vorstands und die Unterneh-

mensstrategie der MVV zu nehmen. Es ist auch nicht ersichtlich, dass die Stadt Mannheim 

oder die MVV in Folge der Anteilsaufstockung in einem derart erhöhten Maße Rücksicht 

auf die Belange der EnBW nehmen müssten oder wirtschaftliche Anreize hierzu bestünden, 

dass von der Entstehung einer einzelmarktbeherrschenden Stellung der EnBW auszuge-

hen wäre. Da die Stadt Mannheim sowohl in der Vergangenheit als auch dauerhaft für die 

Zukunft als Nachfrager am hier relevanten Markt für die Verwertung unvorbehandelter Sied-

lungsabfälle tätig ist, verfügt sie auch […]158 über das erforderliche Know-how, um ihre dies-

bezüglichen Interessen über ihre Stellung in der Hauptversammlung und ihr Aufsichtsrats-

mandat durchzusetzen.159 Schließlich hat die Stadt Mannheim selbst […] dokumentiert.160

Vor diesem Hintergrund ist auch die Argumentation widersprüchlich, dass […].161 Die EnBW 

verfügt auch nicht über ein ausreichendes Drohpotential (s.o. RN (313)), um die 

Stadt Mannheim dahingehend unter Druck zu setzen, ihren Einfluss auf die Geschäftspolitik 

des Vorstands der MVV künftig derart auszuüben, dass die MVV zu Gunsten der EnBW auf 

geschäftliche Möglichkeiten verzichtet.  

 Darin liegt auch kein Abwälzen von Verantwortlichkeit für die Wettbewerbsordnung auf die 

Stadt Mannheim, […].162 Denn grundsätzlich ist davon auszugehen, dass ein Mehrheitsge-

sellschafter seinen Einfluss in dem von ihm beherrschten Unternehmen im Hinblick auf 

seine eigenen finanzwirtschaftlichen Interessen und Erfordernisse geltend machen wird. 

Auf der Basis der zuletzt von der MVV in der Besprechung vom 01.12.2017 vorgetragenen 

innovativen Ausrichtung im Wettbewerb163 und des im Schreiben vom 27.11.2017, S. 12, 

bestätigten anhaltenden Interessengegensatzes ist nicht ersichtlich, wieso die Stadt Mann-

heim künftig ihren Einfluss in anderer Art und Weise einsetzen wird, als bislang.  

158 Vgl. zuletzt im Schreiben vom 27.11.2017, Bd. XVII, Bl. 7036ff.. 

159 Vgl. hierzu auch die Antwort der Abfallwirtschaft Mannheim vom 15.09.2017 auf den Auskunfts-
beschluss vom 01.09.2017. […]. Vgl. Ermittlungsordner zum Auskunftsbeschluss vom 
01.09.2017, Band VII, Bl. 1560ff.. 

160 Vgl. gemeinsames Schreiben der MVV Verkehr und der Stadt Mannheim vom 27.11.2017, S. 10, 
RN 36. 

161 Vgl. Schreiben der MVV vom 27.11.2017, S. 14, Bd. XVII, Bl. 7036ff..  

162 Vgl. Schreiben der MVV vom 27.11.2017, S. 14, 15, Bd. XVII, Bl. 7036ff.. 

163 Vgl. Protokoll des Gesprächs am 01.12.2017 vom 07.12.2017, Bd. XVII, Bl. 7221ff..  
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 Nach alledem ist aufgrund der Besonderheiten des vorliegenden Falles nicht zu erwarten, 

dass die horizontale kontrollpflichtige Beteiligungsaufstockung der EnBW an ihrer Wettbe-

werberin MVV diese zu einer wettbewerblichen Einheit zusammenführt, deren addierte 

Ressourcen im Rahmen der Prüfung nach § 36 Abs. 1 Satz 1 GWB zu berücksichtigen wä-

ren. Zu keiner anderen Bewertung führt die Betrachtung des Erwerbs der Sperrminorität 

unter dem Aspekt der Verflechtung (§ 18 Abs. 3 Nr. 4 GWB). Aufgrund der Erwartung eines 

im bisherigen Umfang fortbestehenden Wettbewerbs kommt die Annahme der Entstehung 

einer Einzelmarktbeherrschung einer Einheit EnBW/MVV somit nicht in Betracht.  

 Eine andere Bewertung ist auch nach dem Vortrag der Beteiligten auf die Abmahnung hin 

nicht vorzunehmen: Nach dem auch von der MVV vorgebrachten allgemeinen Erfahrungs-

satz, nach dem sich ein Kaufmann nicht selbst schädigt,164 müsste der Vorteil in Ausschrei-

bungen auf den Verwertungsmärkten eine drohende nachteilige Entwicklung des Unterneh-

menswertes ansonsten mindestens kompensieren. Das ist allerdings nicht zu erwarten. 

Denn nur ein kleiner Teil der ohnehin wenigen Ausschreibungen im Ausschreibungsgebiet 

Mannheim/Stuttgart […] sich eine erzwungene Verhaltensanpassung für die EnBW als vor-

teilhaft erweisen könnte. Andere […]. Allein für den ersten Teil der Ausschreibungen könnte 

überhaupt ein Anreiz für die EnBW zur Einflussnahme auf das Bieterverhalten der MVV 

bestehen. Die für eine Einflussnahme erforderliche glaubhafte Sanktion in der Hauptver-

sammlung für den Fall, dass die Geschäftsführung das von der EnBW erwünschte Ergebnis 

nicht durchsetzt, bedürfte außerdem eines zeitlichen Zusammenhangs zwischen Abstim-

mungsgegenstand und Ausschreibungsteilnahme. […].  

 Das von der MVV wiederholt vorgetragene abstrakte Erpressungspotential hat die MVV im 

Wesentlichen damit begründet, dass der Vorstand zu Zugeständnissen gegenüber der 

EnBW gezwungen wäre, um geschäftspolitisch andere bedeutende Entscheidungen, die 

einer ¾-Mehrheit bedürften, durchsetzen zu können. Dem steht allerdings entgegen, dass 

der Vorstand derartige Entscheidungen nicht gegen das Interesse der Mehrheitsaktionärin 

MVV Verkehr und damit mittelbar gegen die Stadt Mannheim richten kann, da er umgekehrt 

im Hinblick auf andere, mit einfacher Mehrheit zu treffende Entscheidungen, u.a. seine ei-

gene Entlastung gem. § 120 AktG oder die Gewinnverwendung gem. § 174 AktG, auf deren 

Zustimmung angewiesen ist. Für einseitige Zugeständnisse gegenüber der EnBW hat die 

MVV Verkehr keine ökonomischen Anreize (siehe auch unten unter (2)). Für die Unterneh-

mensentwicklung nachteiliges Abstimmungsverhalten in der Hauptversammlung liegt damit 

weder im Interesse der MVV noch im Interesse der EnBW. 

164 BGH, 07.11.2006, KVR 39/05, Radio TON, RN 16, dort im Zusammenhang mit Beteiligungen an 
zwei Wettbewerbern. 
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 Dagegen spricht auch nicht die von der MVV behauptete politische Abhängigkeit der 

Stadt Mannheim von der Landesregierung Baden-Württembergs, die ein gegenüber der 

EnBW kooperatives Verhalten der Stadt Mannheim in den Entscheidungsgremien der MVV 

begründe. Die außer durch die Nennung verschiedener kommunalpolitischer Projekte nicht 

weiter begründete Abhängigkeit würde unabhängig von der Beteiligungshöhe der EnBW an 

der MVV bereits heute bestehen und damit für die unterstellte Entstehung einer Marktbe-

herrschung durch den Zusammenschluss nicht kausal sein. Jedenfalls ist nicht ersichtlich, 

dass der Einfluss der Landesregierung Baden-Württemberg auf die Stadt Mannheim bis-

lang einen hemmenden Einfluss auf das Wettbewerbsgeschehen zwischen der MVV und 

der EnBW auf dem Markt für die Verwertung von Siedlungsabfällen hatte.165

 Eine dauerhafte Blockade unternehmensstrategisch bedeutsamer Entscheidungen in der 

Hauptversammlung der MVV zu Gunsten weniger, noch dazu ungewisser Vorteile auf dem 

Markt für die Verwertung von Siedlungsabfällen bei der EnBW, ist vor diesem Hintergrund 

nicht zu erwarten. Von der Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung der EnBW 

durch eine Verstärkung der Verflechtung mit der MVV ist daher nicht auszugehen.   

 Die rein theoretische Möglichkeit der EnBW, künftig kontrollfrei ihre Anteile und ihre Stimm-

rechte auf bis 49,9 % aufzustocken, ist bei der Prüfung ebenfalls nicht zu berücksichtigen. 

Denn hierbei handelt es sich […] um eine rein hypothetische Möglichkeit. […].166

 Unerheblich für die Bewertung des Zusammenschlusses durch die Beschlussabteilung ist 

schließlich die zwischen den Zusammenschlussbeteiligten strittige Frage, ob es sich bei 

der Beteiligung der EnBW an der MVV um eine Finanzbeteiligung oder eine strategische 

Beteiligung handelt.167 Denn wie oben bereits aufgeführt sprechen gegen eine wettbe-

werbsrelevante Verstärkung der Verflechtung oder sogar die Entstehung einer wettbewerb-

lichen Einheit zwischen der EnBW und der MVV durch die Anteilsaufstockung folgende 

Punkte: Die dem entgegenstehenden wirtschaftlichen Interessen der EnBW im Rahmen 

ihrer Beteiligung durch eine Blockade werterhaltender oder –steigernder Maßnahmen in 

der Hauptversammlung sowie die fehlenden wettbewerblich relevanten Möglichkeiten zur 

165 Das Argument ist auch insoweit inkonsistent, als dass die Möglichkeit der politischen Einfluss-
nahme durch das Land Baden-Württemberg nicht durch den von der MVV zur Vermeidung der 
Entstehung einer marktbeherrschenden Position der EnBW vorgeschlagenen Stimmrechts- 
und AR-Mandats-Verzicht entfiele. Vgl. u.a. Schreiben der MVV vom 27.11.2017, S. 4, 21. Bd. 
XVII, Bl. 7036ff..  

166 Bd. V, Bl. 1797. Siehe BGH vom 19.04.1983, KVR 1/82, VEW/Gelsenwasser, RN 30 nach juris.  

167 Vgl. Schreiben der EnBW im Verfahren B8-31/17 vom 21.03.2017, dort Antwort auf Frage 1, da-
gegen die Schreiben der MVV vom 27.10.2017 und gemeinsam von der MVV Verkehr und der 
Stadt Mannheim vom 27.11.2017, S. 6, RN 19ff.. 
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unmittelbaren Beeinflussung der Geschäftspolitik des Vorstands der MVV auf dem Markt 

für die Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle im Ausschreibungsgebiet Mann-

heim-Stuttgart.  

(2) Keine erhebliche Behinderung des bislang wirksamen Wettbewerbs 

durch sonstige unilaterale Effekte 

 Der Zusammenschluss führt auch nicht zu einer erheblichen Behinderung wirksamen Wett-

bewerbs aufgrund sonstiger unilateraler Effekte.  

 Aufgrund der Umstände im vorliegenden Fall ist bei der Untersuchung unilateraler Effekte 

ohne Marktbeherrschung zu berücksichtigen, dass durch den Zusammenschluss nach dem 

Vorstehenden weder eine wettbewerbliche Einheit entsteht noch eine beherrschungsbe-

gründende engere Verflechtung der Erwerberin mit dem Beteiligungsunternehmen erfolgt, 

im Ergebnis also keine wichtige Wettbewerbskraft durch den Zusammenschluss wegfällt.  

 Eine nicht-kontrollierende Minderheitsbeteiligung an einem Wettbewerber kann das Wett-

bewerbsverhältnis zwischen den Zusammenschlussbeteiligten im Übrigen dadurch ab-

schwächen, dass der Erwerber sein Verhalten an die künftig (stärkere) Partizipation an den 

Gewinnen des Beteiligungsunternehmens anpasst. Wenn ein zusammenschlussbeteiligtes 

Unternehmen nach dem Zusammenschluss die Preise erhöhen würde, dann könnte ein Teil 

der in Folge dessen abwandernden Nachfrage zum anderen Unternehmen wechseln.  

 Für die Einschätzung, ob von einem Zusammenschluss erhebliche unilaterale Effekte zu 

erwarten sind, sind grundsätzlich insbesondere die Höhe der Marktanteile, die Wettbe-

werbsnähe der Beteiligten, Ausweichmöglichkeiten der Nachfrager und Mengenreaktionen 

von Wettbewerbern als bedeutsam anerkannt. Weiterhin können hohe Marktzutrittsschran-

ken und eine fehlende gegengewichtige Marktmacht unilaterale Effekte begünstigen.  

 Insoweit müssen die Kriterien Aufschluss darüber geben, inwieweit die beteiligten Unter-

nehmen in Folge des Zusammenschlusses Anreize haben, jeweils eigenständig Preise zu 

erhöhen oder Leistungen zu verschlechtern oder das Angebot zu reduzieren.168

 Auf Ausschreibungsmärkten kommt dem Kriterium der Marktanteilshöhe nur untergeord-

nete Bedeutung zu, da die Marktanteilsverteilung zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht 

168 Im Folgenden wird vereinfachend teilweise nur auf eine Preiserhöhung als mögliche negative 
Wirkung abgestellt.  
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zwingend Aussagen über die Wettbewerbsintensität in den einzelnen Ausschreibungsver-

fahren zulässt. Dies gilt insbesondere in Fällen, in denen wie hier Ausschreibungen selten 

vorkommen und die ausgeschriebenen Leistungsaufträge über lange Vertragslaufzeiten 

verfügen und im Verhältnis zum Gesamtmarkt relativ groß sind.  

 Unilaterale Effekte sind außerdem – unter sonst gleichen Bedingungen – im Falle einer 

Minderheitsbeteiligung deutlich schwächer ausgeprägt als bei einem Kontrollerwerb bzw. 

bei einer vollständigen Übernahme der Anteile. Denn die Partizipation am Erfolg des Betei-

ligungsunternehmens im Falle einer eigenen Preiserhöhung beschränkt sich auf den Kapi-

talanteil am Beteiligungsunternehmen, d.h. vorliegend auf den Anteil der EnBW an MVV in 

Höhe von 28,67% mit dem Zusammenschluss. Für die fusionskontrollrechtliche Prüfung ist 

indes auf die Höhe des Zuwachses dieses Anteils, d.h. vorliegend 6,28%, abzustellen.  

 Die Ergebnisse der Untersuchung haben gezeigt, dass die beiden Zusammenschlussbetei-

ligten die Marktführer bei der Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle im Ausschrei-

bungsgebiet Mannheim-Stuttgart sind. Beide Unternehmen verfügen über Marktanteile je-

weils über 40 % nach Mengen, sie sind wesentliche Wettbewerber und im Kern des Aus-

schreibungsgebietes Mannheim-Stuttgart rund um die Region Heilbronn engste Wettbewer-

ber. Die MVV ist mit […] Gebotsabgaben in den vergangenen 10 Jahren im Vergleich zur 

EnBW die deutlich aktivere Bieterin im Ausschreibungsgebiet. Die EnBW hat auf […] Aus-

schreibungen Gebote abgegeben. Bei […] Lose, die in dieser Region im Analysezeitraum 

ausgeschrieben wurden, gewann die EnBW die Aufträge […]. Im […] Fall verlor die MVV 

das Verfahren gegen […]. In allen Fällen, in denen beide Zusammenschlussbeteiligten Ge-

bote abgegeben haben, gaben auch andere Unternehmen Gebote ab. Beide Unternehmen 

sind gleichzeitig dem Wettbewerb Dritter ausgesetzt. Die Ausschreibungsanalyse zeigt in-

soweit schon, dass der Handlungsspielraum auch nach dem Zusammenschluss begrenzt 

wäre, insbesondere da mangels Entstehung einer neuen wettbewerblichen Einheit nicht 

von einem Wegfall eines wesentlichen Wettbewerbs ausgegangen werden muss.  

 Da EnBW im Gegensatz zur MVV für die im Prognosezeitraum auslaufenden […] Verträge 

nur über begrenzte nicht langfristig gebundene Kapazitäten verfügt (s.o.), wird das Unter-

nehmen in erster Linie […]. Dagegen besteht bei der MVV […] das Potential, auch neue 

langfristige örE-Aufträge zu akquirieren. Auf Seiten der MVV bestehen auch keine Anreize 

zur Verhaltensanpassung. Der Versuch der MVV, einseitig Preise in Ausschreibungen in 

dem relevanten Kerngebiet anzuheben, würde außerdem das Risiko vergrößern, Aus-

schreibungen im Wettbewerb mit der EnBW oder anderen Wettbewerbern zu verlieren. In 

den analysierten Ausschreibungen war die EnBW bereits in […] Fällen, in denen beide Un-

ternehmen Gebote abgegeben haben, die günstigere Bieterin. Die im Prognosezeitraum 
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auslaufenden Verträge sowie die […] Kapazitäten bei der MVV lassen vor diesem Hinter-

grund einen unveränderten Wettbewerbsdruck der MVV erwarten. 

 Die MVV würde mangels kapitalmäßiger Beteiligung auch nicht von den gestiegenen Erträ-

gen der EnBW profitieren, wenn ein eigentlich für die MVV profitabler Vertrag der EnBW 

zufiele.  

 Für einen unilateralen Effekt müsste es daher umgekehrt für die EnBW profitabel sein, ein-

seitig und ohne weitere Koordination die Preise anzuheben, um entweder selbst unmittelbar 

zu profitieren oder am Unternehmenserfolg der MVV teil zu haben.169

 Für eine derartige Erwartung bieten die Ermittlungsergebnisse indessen keine Anhalts-

punkte. Eine einseitige Preiserhöhung der EnBW brächte zunächst das Risiko des Auf-

tragsverlustes an die engste Wettbewerberin MVV mit sich. Die MVV verfügt über die erfor-

derlichen, nicht langfristig gebundenen Kapazitäten zur – zusätzlichen – Übernahme jeden-

falls eines Teils der Mengen der zur Ausschreibung stehenden Verträge; ihre häufigen An-

gebote in der Ausschreibungsregion Mannheim-Stuttgart, aber auch über die Grenzen des 

Bundeslandes Baden-Württemberg hinweg, kennzeichnen sie als aktiven Marktteilnehmer. 

Selbst wenn die MVV ebenfalls die Preise anheben würde, um dadurch einen höheren Ge-

winn der EnBW zu ermöglichen – wozu die MVV keine Anreize hat – bestünde das Risiko 

des Auftragsverlustes an potentielle Wettbewerber, die über ausreichenden Kapazitäten 

oder Verbrennungskontingente verfügen oder im Stande sind, jedenfalls in ausreichendem 

Maße Vorbehandlungskapazitäten für die weitere Verwertung in anderen Anlagen neu und 

in angemessener Zeit zu errichten. Das wird begünstigt durch die Tendenz zur Aufteilung 

der Gesamtmenge in mehrere Mengenlosen in größeren Gebietskörperschaften, zuletzt in 

den Landkreisen Heilbronn, Rhein-Neckar und Rastatt.  

 Vor dem Hintergrund einer durch die EnBW […] wäre es objektiv irrational, auslaufende 

Aufträge in erneuten Ausschreibungen nicht gegen die MVV zu verteidigen, da an den Er-

trägen der MVV nur zu einem geringen (zusätzlichen) Teil partizipiert werden kann und die 

freigesetzten Kapazitäten durch kurzfristige Verträge oder am Spotmarkt mit Gewerbeab-

fällen ausgelastet werden müssten.  

 Der Anreizeffekt aus einer Preiserhöhung entspricht bei der Annahme, dass der Preis der 

MVV marginal unter dem der EnBW läge, maximal dem der Beteiligungshöhe entsprechen-

den Faktor 28,76 %. Der Verlust eines Auftrags an die MVV müsste dann also unter an-

sonsten gleichen Umständen durch die Ergebnispartizipation von 28,76 % am Gewinn der 

169 Vgl. Thomas in Richter/Steinvorth, a.a.o., RN 184. 
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MVV und durch Ergebnisbeiträge der Verbrennung anderer Abfälle kompensiert werden. 

Die Entwicklung der Gewerbeabfallmärkte zeigt, dass die Preise an den Gewerbeabfall-

märkten zwar gestiegen, aber die Preiserwartungen unsicher sind. Die jüngsten Änderun-

gen im Abfallrecht (u.a. Verpackungsgesetz, Gewerbeabfallverordnung, Klärschlammver-

ordnung, verpflichtende Biomülltonne) sowie die Abhängigkeit der Gewerbeabfallmengen 

von der wirtschaftlichen Entwicklung machen das plausibel. Zudem können nicht die glei-

chen Mengen durchgesetzt werden, da Gewerbeabfälle in der Regel über höhere Heizwerte 

als unvorbehandelte Siedlungsabfälle verfügen.  

 Eine Fehleinschätzung kann auf diesem Markt von der EnBW auch nicht kurzfristig durch 

eine Verhaltensanpassung bereinigt werden. Aufgrund der geringen Anzahl künftiger Aus-

schreibungen mit relativ hohen Mengenanteilen und langen Laufzeiten ist das Risiko eines 

Auftragsverlustes durch überhöhte Preise mit langfristigen negativen Ergebnisauswirkun-

gen verbunden.  

 Mangels zusätzlicher Informationen über das Marktverhalten der MVV und mangels Ein-

flussnahmemöglichkeiten auf die Geschäftsführung der MVV bleibt der Versuch einseitiger 

Preiserhöhungen durch die EnBW die einzig denkbare Verhaltensoption für unilaterale Ef-

fekte. Da eine derartige Strategie größere wirtschaftliche Risiken für die EnBW mit sich 

brächte, die eine Ertragsbeteiligung bei der MVV nicht kompensieren kann, entsteht kein 

fusionsbedingter Preiserhöhungsdruck aufgrund unilateraler Effekte, der kausal für eine 

wesentliche Wettbewerbsbeschränkung sein könnte. Das gilt insbesondere, wenn berück-

sichtigt wird, dass der Anteilszuwachs, durch den die Profitabilitätsschwelle dieser Strategie 

überschritten werden müsste, lediglich 6,28 %-Punkte beträgt.170

 Des Weiteren ist auch nicht zu erwarten, dass entweder die EnBW oder die MVV zukünftig 

eine Abschottungsstrategie bei der Teilnahme von Ausschreibungen verfolgen werden. 

Dieses Szenario wird in einem von der MVV in Auftrag gegebenem Gutachten aufgeworfen. 

Die Gutachter kommen zu dem Ergebnis, dass […].171 Wie […] aussehen könnte, stellen 

die Parteigutachter jedoch nicht dar. 

170 Dabei bleibt zudem unberücksichtigt, dass auch die Entscheidung der Hauptversammlung über 
die Gewinnverwendung nach wie vor mit einfacher Mehrheit getroffen wird, so dass EnBW gegen 
den Willen der Haupteignerin Stadt Mannheim keinen Einfluss darauf nehmen kann. Weiterhin 
ist ein etwaiger gestiegener Wert der Anteile durch höhere Gewinne der MVV bei den relativ 
wenig börslich gehandelten Aktien mit Unsicherheiten bei der Realisierung behaftet. Die EnBW 
äußert ferner schließlich selbst, […], vgl. Schreiben vom 21.03.2017 im Verfahren B8-31/17, S. 
2.  

171  Vgl. Ökonomisches Kurzgutachten […] vom 17.10.2017, Bd. 14, Bl. 5698ff. 
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 Eine derartige Strategie erscheint auch vor dem Hintergrund der vorliegenden Marktver-

hältnisse aus Sicht von keiner der beiden Beteiligten ökonomisch sinnvoll. Eine Abschot-

tungsstrategie wäre insoweit vorstellbar, dass die EnBW und die MVV mit Kampfpreisen 

versuchen würden, nicht nur ihre Bestandskunden zu wahren, sondern auch neue Vertrags-

verhältnisse mit weiter entfernten örE zu gewinnen, ihre Wettbewerber so aus dem Markt 

zu drängen und potentielle Wettbewerber von einem Marktzutritt abzuhalten.  

 Dieses Szenario erscheint jedoch nicht plausibel. Eine Abschottungsstrategie wäre wenig 

erfolgversprechend, da sämtliche Müllverbrennungsanlagen in Baden-Württemberg derzeit 

gut ausgelastet sind und die EnBW auch nicht über die für eine derartige Strategie erfor-

derlichen ungebundenen Kapazitäten verfügt. Sie wäre aus Sicht der Beteiligten auch sehr 

kostspielig, da etwaige in Ausschreibungen gebotene Kampfpreise aufgrund der langen 

Vertragslaufzeiten das Ergebnis über einen langen Zeitraum belasten würden. Die üblicher-

weise als Vorteil eine Kampfpreisstrategie unterstellte Möglichkeit, unmittelbar nach erfolg-

reicher Verdrängung der Wettbewerber überhöhte Preise setzen zu können und so die zu-

nächst in Kauf genommenen Verluste zu kompensieren, ist damit gerade nicht gegeben. 

 Im Ergebnis ist trotz der Verstärkung der Verbindung durch die Anteilsaufstockung auf 

28,76 % nicht zu erwarten, dass der Zusammenschluss zu einer erheblichen Behinderung 

wirksamen Wettbewerbs durch sonstige unilaterale Effekte führt.  

(3) Keine erhebliche Behinderung des bislang wirksamen Wettbewerbs 

durch koordinierte Effekte, insb. keine Entstehung einer kollektiven 

Marktbeherrschung 

 Die am Zusammenschluss beteiligten Unternehmen verfügen gemeinsam über Marktan-

teile, die über der Vermutungsschwelle für gemeinsame Marktbeherrschung lie-gen. Die 

Ermittlungen der Beschlussabteilung zeigen allerdings, dass die Beteiligten weder aktuell 

über eine kollektiv marktbeherrschende Position verfügen, noch dass zu erwarten ist, dass 

diese durch den Anteilserwerb von 6,28 % durch die EnBW an der MVV begründet wird.  

 Zunächst ist schon nicht ersichtlich, dass die Beteiligten überhaupt eine Verhaltenskoordi-

nierung hinsichtlich ihres Gebotsverhaltens bei Ausschreibungen von unvorbehandeltem 

Siedlungsabfall erzielen könnten. Die Ausschreibungsanalyse zeigt, dass sich beide Betei-

ligten ohne den Zusammenschluss im Ausschreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart regelmä-

ßig an Ausschreibungen beteiligt haben. Vor dem Hintergrund der tatsächlich beobachten 
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Gebote, die in einzelnen Losen auch sehr dicht beieinander liegen, sind die beiden Zusam-

menschlussparteien engste Wettbewerber in diesem Bereich. Dieses Ergebnis findet sich 

auch in internen Unterlagen und einem von der EnBW eingereichten Gutachten.172

 Neben dem Binnenwettbewerb unterliegen die Unternehmen auch und gerade in dem Aus-

schreibungsgebiet Mannheim-Stuttgart zudem einem wirksamen Außenwettbewerb, der 

schon die Erzielung einer Koordinierung zwischen den Beteiligten als zweifelhaft erschei-

nen lässt. Die meisten weiteren beteiligten Wettbewerber betreiben zwar keine eigenen 

Verbrennungsanlagen in Baden-Württemberg. Die Ermittlungen der Beschlussabteilung 

ergaben allerdings, dass hierin kein zwingendes Hindernis für eine erfolgreiche Ausschrei-

bungsteilnahme liegt.  

 Das zeigt, dass die Zusammenschlussbeteiligten in zurückliegenden Ausschreibungen so-

wohl einem hinreichenden Binnenwettbewerb als auch Außenwettbewerb von mehreren in 

der Entsorgungsbranche leistungsfähigen Unternehmen ausgesetzt sind. Es ist nicht er-

kennbar, dass der in Rede stehende Zusammenschluss hieran etwas ändern wird.  

 Ein koordinierungsbedingt nachlassender Wettbewerbsdruck von der MVV könnte für die 

EnBW in den anstehenden Neuausschreibungen eigener Verträge zwar grundsätzlich ei-

nen Preissteigerungsspielraum und damit zusätzliche Ertragsaussichten eröffnen. Hierzu 

müssten aber gleichzeitig für die MVV Anreize zu einem koordinierten Verhalten bestehen, 

es müssten weiterhin eine hinreichende gegenseitige Transparenz über das Verhalten der 

sich koordinierenden Unternehmen sowie effektive Sanktionsmöglichkeiten für den Fall ei-

nes Abweichens vorhanden sein, und die zusätzlichen Ertragsaussichten dürften schließ-

lich nicht von Außenwettbewerb gefährdet sein.  

 Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. Zwar ist die MVV engster Wettbewerber für die 

EnBW und in den meisten Gebieten, in denen die EnBW tätig ist, der den Verhaltensspiel-

raum effektiv beschränkende Wettbewerber. Dies gilt umgekehrt jedoch nicht. Die MVV war 

in allen Ausschreibungen, an denen beide Unternehmen partizipiert haben, […]. Die MVV 

hätte dort also ihrerseits aus koordinierten Preiserhöhungen nicht profitieren können. Dass 

die EnBW weiter gehen und als „Gegenleistung“ für kooperatives Verhalten bei anderen 

Ausschreibungen zu Gunsten der MVV auf einen Vertrag verzichten würde, ist wiederum 

nicht zu erwarten […]. Aus den oben dargelegten Gründen wäre dies für die EnBW sehr 

172  Vgl. Präsentationsunterlagen zur Stellungnahme […] vom 10.10.2017, S. 2, Bd. XIII, Bl. 5228ff.. 
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„teuer“ und darüber hinaus aufgrund der offenen Ausschreibung mit regelmäßiger Teil-

nahme von Außenwettbewerbern mit dem Risiko des Verlusts des Vertrags an einen Dritten 

behaftet. 

 In jenen Ausschreibungen, die MVV für sich entscheiden konnte, […]. Da es sich hier um 

Ausschreibungen […] – war […] mit höheren Transportkosten für die EnBW verbunden. 

Daher war für die MVV absehbar, dass die EnBW nur schwer ein kompetitives Angebot 

würde abgeben können. Allerdings beteiligten sich auch bei diesen Ausschreibungen an-

dere Unternehmen. Daher hätte die MVV auch in dortigen Ausschreibungen nicht die Mög-

lichkeit, von koordinierten Preiserhöhungen aufgrund des Teilnahmeverzichts bzw. koordi-

nationsbedingt erhöhter Gebote von EnBW zu profitieren; sie wären jedenfalls nicht kausal 

durch die Fusion bedingt. 

 Auf der Basis der unterschiedlich hohen freien oder durch kurzfristig substituierbare Gewer-

beabfälle gebundenen Kapazitäten ist zudem zu erwarten, dass die MVV auch weiterhin 

eine aktivere Rolle auf den Entsorgungsmärkten spielen wird. Die EnBW verfügt aufgrund 

bereits hoher Auslastung mit kommunalen Abfällen über wesentlich geringere Spielräume 

und kann – auch vor dem Hintergrund der ungewissen Zukunft der FWZ-Anlage in Zürich 

– über die Erneuerung bestehender Aufträge im Rahmen von Ausschreibungen nur noch 

wenig zusätzliche Menge verarbeiten. Für eine die Verhaltensabstimmung zwischen Oligo-

polisten begünstigende übereinstimmende Interessenlage bestehen daher keine Anhalts-

punkte; im Gegenteil lassen die Ausführungen der MVV und ihrer Mehrheitsgesellschafterin 

erwarten, dass die MVV auch weiterhin ihre Interessen als wesentliche Wettbewerbskraft 

vertreten wird.173

 Selbst wenn sich die Beteiligten - anders als nach dem eben Gesagten zu erwarten - auf 

eine Koordinierung einigen könnten, so stünde einer stabilen Koordinierung die einge-

schränkte Markttransparenz und insbesondere die fehlende Sanktionsmöglichkeit im Falle 

eines Abweichens von der Koordinierung entgegen.  

 Eine erfolgreiche Verhaltenskoordination scheitert an der beschränkten Markttransparenz. 

Zwar werden über die Veröffentlichung von Vergabebeschlüssen in öffentlichen Ausschrei-

bungen und durch die Abfallbilanzen des Landes Baden-Württemberg die tatsächlichen 

Auftragnehmer bei der Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle im Nachhinein be-

kannt. Welche Wettbewerber allerdings in den jeweiligen Ausschreibungen im Einzelnen 

auftreten, mit welchen Preisen und welchen Angebotsmerkmalen, wird nicht veröffentlicht 

173 Vgl. Schreiben der Verfahrensbevollmächtigten der MVV vom 04.04.2017 im Verfahren B8-31/17.  
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und bleibt den anderen Bietern unbekannt. Inwieweit der jeweilige Mitbewerber sich also 

nicht kooperativ gezeigt hat und welcher Wettbewerbsdruck von potentiellen Außenwettbe-

werbern ausging, lässt sich vor diesem Hintergrund nur bei einem Ausschreibungsgewinn 

der Mitbewerber erkennen. Die Erfolgsaussichten einer Koordinierung bei der Ausschrei-

bungsteilnahme wären daher mangels Kenntnis des tatsächlichen Wettbewerbsverhaltens 

und des Außenwettbewerbs schwer kalkulierbar.  

 Schließlich fehlt es an effektiven und glaubhaften Sanktionsmöglichkeiten. Aufgrund der 

langen Laufzeiten und der weiten Verbreitung kommunaler Eigenleistung über Eigenbe-

triebe, Zweckverbände oder andere kommunale Unternehmen finden nur selten Ausschrei-

bungen statt. Wenige, seltene Begegnungen sprechen gegen die Möglichkeit, Abweichun-

gen von einer erzielten Verhaltenskoordination effektiv zu sanktionieren. So könnte eine 

Sanktionierung unter Umständen erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung erfolgen, was 

die Abschreckungswirkung deutlich vermindern würde. Zudem ist eine Sanktionierung mit 

einem sehr günstigen Angebot aufgrund der üblicherweise langen Vertragslaufzeit sehr 

teuer und damit als Drohung unglaubhaft. Insbesondere die Drohung, dass die EnBW in 

das MVV-Stammgebiet […] eindringen könnte, ist zudem aufgrund hoher Transportkosten 

und geringer Kapazitäten unrealistisch. Gleichzeitig würde sich die EnBW durch eine ag-

gressive Sanktionierungsstrategie gegenüber ihrem Beteiligungsunternehmen MVV partiell 

selbst schädigen.  

 Sanktionsmechanismen sind auch nicht auf dem benachbarten Markt für die Gewerbeab-

fallverbrennung zu befürchten. Auf diesem Markt sind die Zusammenschlussparteien einem 

starken Wettbewerb anderer, nicht in der Verwertung unvorbehandelter Siedlungsabfälle in 

Baden-Württemberg tätiger Anlagenbetreiber ausgesetzt. Hierzu fehlt es außerdem an der 

erforderlichen Transparenz über die Kundenstrukturen. Anlieferer und Vertragsstrukturen 

sind wesentlich heterogener und kleinteiliger als auf dem Markt für die Verwertung (unvor-

behandelter) Siedlungsabfälle. Für Reaktionen müssten ferner ausreichende Kapazitäten 

vorhanden oder kurzfristig aufzubauen sein. Freie oder variabel einsetzbare Kapazitäten 

sind aber vor allem bei der MVV verfügbar, die EnBW verfügt hier über relativ zur MVV 

weniger Spielräume.  

 Nach dem Vorstehenden ist eine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs durch 

koordinierte Effekte nicht zu erwarten.  

b) Verbrennung von Gewerbeabfällen 

 Nach den Angaben der Beteiligten werden in den beiden MVV-Anlagen Korbach und Gerst-

hofen […] verwertet, während in den Anlagen der EnBW in Stuttgart und Düsseldorf […] 
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verwertet werden. Ein Wettbewerbsverhältnis besteht bei der Verbrennung von Gewerbe-

abfällen somit nur unter der Annahme, dass Ersatzbrennstoffe und nicht-gefährliche Ge-

werbeabfälle einem einheitlichen sachlichen Markt angehören (siehe RN (223)). Auf einem 

derart abgegrenzten Markt wären die EnBW und die MVV in den Markträumen Korbach 

und Gersthofen in unterschiedlichen Marktsegmenten tätig und daher jedenfalls keine en-

gen Wettbewerber. 

 In räumlicher Hinsicht zeigt die Analyse der jeweiligen Lieferströme, dass das Einzugsge-

biet des EBS-Kraftwerks Korbach sich nicht mit den Einzugsgebieten der Müllverbren-

nungsanlagen der EnBW in Düsseldorf und Stuttgart überschneidet. […] Somit kommt es 

zu keiner Überschneidung der Tätigkeiten der Zusammenschlussbeteiligten im Marktraum 

Korbach. 

 Das EBS-Kraftwerk der MVV in Gersthofen bezieht Ersatzbrennstoffe […] bis kurz vor Stutt-

gart, so dass es dort zu geringfügigen Überschneidungen mit dem Einzugsgebiet der Müll-

verbrennungsanlage von EnBW in Stuttgart kommt. In dem Marktraum Gersthofen sind bei 

Annahme eines Gesamtmarktes für nicht-gefährliche Gewerbeabfälle und Ersatzbrenn-

stoffe vor allem die Müllverbrennungsanlagen in Augsburg, Ulm, Neu-Ulm und München 

als wesentliche Wettbewerber des EBS-Kraftwerks Gersthofen tätig. Die Müllverbren-

nungsanlage in Stuttgart, die nur am westlichen Rand des Marktraums tätig ist, spielt hier 

keine bedeutende Rolle. Selbst unter der Annahme, dass der Zusammenschluss das Wett-

bewerbsverhältnis zwischen dem EBS-Kraftwerk Gersthofen und der MVA Stuttgart entfal-

len ließe, würde dies die Marktstellung des EBS-Kraftwerks Gersthofen nicht in einem Maße 

stärken, das eine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs im Marktraum Gersth-

ofen befürchten ließe. 

 Im Marktraum Mannheim/Offenbach verwerten die beiden Anlagen der Zielgesellschaft 

MVV nach eigenen Angaben außer kommunalen Abfällen nur nicht-gefährliche Gewerbe-

abfälle[…]. Gleiches gilt für die Anlage der Erwerberin EnBW in Stuttgart. Zu horizontalen 

Überschneidungen kommt es im Marktraum Mannheim/Offenbach somit nur im Bereich der 

Verwertung nicht-gefährlicher Gewerbeabfälle.  

 Die Beschlussabteilung hat ihrer wettbewerblichen Würdigung daher die Verhältnisse im 

Bereich der Verwertung nicht-gefährlicher Gewerbeabfälle zugrunde gelegt. Bezöge man 

die Verbrennung hochkalorischer, aufbereiteter Ersatzbrennstoffe in den relevanten Markt 

ein (vgl. RN (223)), wäre insbesondere mit der Infraserv Höchst GmbH & Co. KG ein wei-

terer sehr starker Wettbewerber im Marktraum vertreten. 

 Die Beschlussabteilung hat darauf verzichtet, das gesamte Gewerbeabfallaufkommen des 

Marktraums Mannheim/Offenbach – einschließlich stofflich verwertbarer Fraktionen – zu 
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schätzen. Sie hat sich darauf konzentriert, die Menge nicht-gefährlicher Abfälle aus dem 

Marktraum Mannheim/Offenbach zu ermitteln, die einer thermischen Verwertung in Müll-

verbrennungsanlagen und EBS-Kraftwerken zugeführt wurde. Da der Zusammenschluss 

auch bei dieser Betrachtung des thermisch verwerteten Anteils des Gewerbeabfallaufkom-

mens keine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs erwarten lässt, konnte davon 

abgesehen werden, auch diejenigen Mengen zu ermitteln, die auf andere Entsorgungs-

wege entfielen, insbesondere die Gewerbeabfallsortierung und die Mitverbrennung in Ze-

mentwerken und anderen Industrieanlagen. Bezöge man diese Entsorgungswege mit ein, 

ergäbe sich eine entsprechend geringere Marktstellung der Zusammenschlussbeteiligten.  

 Die Beschlussabteilung hat anhand der Angaben zu 41 Anlagen zur thermischen Abfallver-

wertung in den sechs Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Saarland, 

Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen ermittelt, wie hoch im Jahre 2016 die Menge ther-

misch verwerteter Abfälle war, die die Verbrennungsanlagen von Nachfragern aus dem 

Marktraum Mannheim/Offenbach akquirierten. Nicht einbezogen wurden Mengen aus dem 

relevanten Markt, die von verbundenen Unternehmen angeliefert wurden. Diese Eigenan-

lieferungen sind auf der Verwertungsstufe nicht als Teil des relevanten Marktvolumens zu 

betrachten. Die relevante, von Nachfragern am Markt akquirierte Marktmenge der thermi-

schen Verwertung betrug ca. 1,14 Mio. t. Bezöge man die Eigenanlieferungen ein, ergäbe 

sich insbesondere […] Marktstellung.  

 Bezogen auf die Marktmenge von 1,14 Mio. t beträgt der Marktanteil der MVV-Anlagen in 

Mannheim und Offenbach [20-30 %]. Marktführer ist EEW mit einem Anteil von [40-50 %], 

zu dem insgesamt 7 Anlagen beitragen. Die übrigen Anlagen erreichen Marktanteile unter 

10 %, darunter auch die Anlagen der Erwerberin in Stuttgart und Düsseldorf mit einem 

Marktanteil von zusammen [5-10 %]. 

 Unabhängig von der Frage, ob die Marktanteile der MVV und der EnBW zusammengerech-

net werden können (siehe RN (295)ff.), würde auch der gemeinsame Marktanteil der Betei-

ligten unter der Schwelle der Vermutung von Einzelmarktbeherrschung gemäß 

§ 18 Abs. 4 GWB liegen. 

 Der Marktanteil der Zielgesellschaft MVV übersteigt bei dieser Betrachtungsweise gemein-

sam mit dem Marktanteil des Marktführers EEW die Schwellen, ab denen gemäß § 18 Abs. 

6 Nr. 1 und 2 GWB eine gemeinsame Marktbeherrschung vermutet wird. Diese Vermutung 

ist allerdings gemäß § 18 Abs. 7 GWB als widerlegt zu betrachten. Die ermittelten Wettbe-

werbsbedingungen lassen wesentlichen Wettbewerb zwischen der MVV und der EEW er-

warten. 
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 Das Oligopol ist in mehrfacher Hinsicht stark asymmetrisch. Die EEW hat im Vergleich zur 

MVV einen deutlich größeren Marktanteil, der für sich genommen bereits die Vermutung 

der Einzelmarktbeherrschung erfüllt. Zu diesem hohen Marktanteil tragen 7 Anlagen bei, 

während die MVV nur über 2 relevante Anlagen verfügt. Die EEW wird von einer chinesi-

schen Investmentgesellschaft kontrolliert, während die MVV als kommunales Unternehmen 

von der Stadt Mannheim kontrolliert wird. MVV erzielt mit dem Tätigkeitsschwerpunkt in der 

Energieversorgung im Vergleich zur EEW nur einen geringen Anteil des Konzernumsatzes 

auf Entsorgungsmärkten. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die MVV 

und die EEW stark unterschiedliche Interessenlagen und Spielräume für wettbewerbliche 

Vorstöße im Bereich der Verbrennung nicht-gefährlicher Gewerbeabfälle haben. 

 Ferner erschweren strukturelle Marktbedingungen eine Koordination des Marktverhaltens 

auf dem relevanten Markt der Verbrennung nicht-gefährlicher Gewerbeabfälle. Die thermi-

schen Verwertungsanlagen haben regelmäßig eine Vielzahl von Kunden, die Gewerbeab-

fälle zu Preisen anliefern, die kurzfristig am Spotmarkt vereinbart werden. Den Nachfragern 

stehen außerdem neben der MVV und der EEW zahlreiche Wettbewerber mit kleineren 

Marktanteilen und darüber hinaus – jedenfalls bei einzelnen Gewerbeabfallfraktionen – 

auch Anbieter einer stofflichen Verwertung gegenüber. Dies erschwert es den Anbietern, 

Kundenwechsel und wettbewerbliche Vorstöße einzelner Wettbewerber zu erkennen. Aus 

denselben Gründen wäre es für einen der Oligopolisten auch schwierig, mit gezielten, ge-

gen den anderen Oligopolisten gerichteten Sanktionen zu reagieren, falls dieser von einer 

- ggfs. stillschweigend - abgestimmten Linie abweichen sollte. 

 Da aus diesen Gründen hinreichender Binnenwettbewerb zwischen der MVV und der EEW 

erwartet werden kann, ist es nicht von entscheidender Bedeutung, wie stark der Wettbe-

werbsdruck ist, der von Dritten auf die MVV und die EEW ausgeht. Die Beigeladene Alba 

hat vorgetragen, dass in Süddeutschland der Markt für die Verwertung von Gewerbeabfäl-

len in den letzten Jahren von Kapazitätsengpässen geprägt sei. Daher sei wesentlicher 

Wettbewerb nur dann zu erwarten, wenn einzelne Marktakteure ihre Kapazitäten erweitern 

würden, wofür es jedoch keine Hinweise gebe. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die für 

die Gewerbeabfallverbrennung genutzten Verbrennungskapazitäten in der Regel nicht 

langfristig gebunden sind, sondern ein großer Teil der Lieferbeziehungen kurzfristiger Natur 

ist und ad hoc auf dem Spotmarkt vereinbart wird. Es kann dahin stehen, welche Knapp-

heitssituation konkret im Marktraum Mannheim/Offenbach vorliegt und wie sie sich vor dem 

Hintergrund der neuen Gewerbeabfallverordnung und der zunehmenden Bedeutung der 

EBS-Aufbereitung künftig entwickeln wird. Falls Wettbewerber aufgrund ausgelasteter Ka-

pazitäten nur begrenzt tatsächliche Ausweichalternativen zur Verfügung stellen können, 

könnte eine marktbeherrschende Stellung der EEW vorliegen, deren Marktanteil über der 

Vermutungsschwelle der Einzelmarktbeherrschung liegt. Entgegen der Auffassung von 
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Alba zeigen Bestrebungen sowohl der EEW (Vergrößerung der Kapazität im MHKW Göp-

pingen angestrebt) selbst als auch des Wettbewerbers Knettenbrech+Gurdulic (Planung 

eines EBS-Kraftwerks in Wiesbaden174), dass drohende Ausweitungen von Kapazitäten o-

der Marktzutritte über die Neuerrichtung von Anlagen als Reaktion auf die Knappheit eine 

Stabilisierung der Marktstellung der EEW aufgrund von nachhaltigen Kapazitätsengpässen 

nicht erwarten lassen. Eine gemeinsame Marktbeherrschung der MVV und der EEW kann 

jedenfalls wegen der dargestellten Asymmetrie des Oligopols, der strukturellen Marktbedin-

gungen und dem nicht nur rein hypothetischen Marktzutritt neuer Anbieter nicht festgestellt 

werden.  

 Vor diesem Hintergrund ist nicht zu erwarten, dass der Zusammenschluss wirksamen Wett-

bewerb auf dem Markt für die Verbrennung von Gewerbeabfällen erheblich behindert, ins-

besondere dass der Zusammenschluss eine marktbeherrschende Stellung begründet oder 

verstärkt.  

c) Verwertung von Klärschlämmen 

 Beide Zusammenschlussbeteiligten sind in verschiedenen Segmenten der Klärschlamm-

verwertung tätig.  

 Die EnBW betreibt über die Tochtergesellschaft MSE in Baden-Württemberg mobile Ent-

wässerungsanlagen, mit denen die Trockensubstanz der Klärschlämme vor Transport und 

Verwertung erhöht werden kann. Derart mechanisch entwässerte Klärschlämme werden 

anschließend von der EnBW verwertet, im Schwerpunkt thermisch, zum Teil aber auch in 

einer Mischform in der Zementindustrie. Die EnBW verbrennt keine Klärschlämme in der 

Anlage in Stuttgart-Münster.  

 Die MVV hält eigenen Angaben zu Folge gegenwärtig keine eigenen Verträge mit kommu-

nalen Entwässerungsbetrieben oder Industrieanlagenbetreibern zur Verwertung von Klär-

schlämmen. In geringem Umfang werden in der Anlage in Mannheim allerdings Klär-

schlämme mitverbrannt, der größte Anlieferer ist die EnBW-Tochter MSE. Die MVV ist dem-

nach im Markt kein wesentlicher Wettbewerber, plant allerdings die Errichtung von Mono-

verbrennungsanlagen in Mannheim und evtl. an weiteren Standorten.  

 Rund ein Drittel der Klärschlammverwertung in der Region Mannheim erfolgt durch kom-

munale Eigenbetriebe oder im Rahmen kommunaler Verträge. Daneben sind mit der Re-

mondis, der BASF mit der Anlage Infraserv, der RVE und weiteren privaten Entsorgern eine 

174 Siehe Bd. XVII, Bl. 7232. 
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Reihe starker Wettbewerber am Markt aktiv, sodass keine Anhaltspunkte für eine erhebli-

che Behinderung wirksamen Wettbewerbs durch den Zusammenschluss erkennbar sind. 

Von weiteren Ermittlungen auf diesem Markt wurde daher abgesehen.  

d) Altholzverwertung in Biomassekraftwerken 

 Beide Zusammenschlussbeteiligten betreiben an verschiedenen Standorten Biomasse-

kraftwerke, in denen Altholz der Altholzgruppen I-IV thermisch verwertet wird. Bei einem 

räumlichen Einzugsgebiet zwischen 100 km und 200 km liegt im Einzugsgebiet der Mann-

heimer Anlage der MVV nur noch das in Pforzheim gelegene Kraftwerk der HKW, an dem 

die EnBW mit 30 % beteiligt ist.  

 Im selben räumlichen Gebiet ist die MVV noch an der Biomasse-Rhein-Main GmbH (BMR) 

beteiligt, die ein Kraftwerk in Flörsheim betreibt. Laut MVV-Schreiben vom 24.11.2017 […] 

aus der Annahme von Altholz.  

 Vor dem Hintergrund der aus dem Vortrag der Zusammenschlussparteien vom 16.11.2017 

(EnBW) und 24.11.2017 (MVV) folgenden Umstände ist es nicht zu erwarten, dass der An-

teilserwerb der EnBW an der MVV zu einer wesentlichen Behinderung wirksamen Wettbe-

werbs bei der Verwertung von Altholz führt.  

 Bei Zugrundelegung des engsten in Betracht kommenden Marktes, d.h. auf einem eng ge-

fassten sachlichen Markt, der ausschließlich die Altholzverwertung in großen Biomasse-

kraftwerken (gemäß den Angaben der Zusammenschlussbeteiligten) umfasst, und bei en-

ger räumlicher Betrachtung von 100 km um den Standort Mannheim, kämen die Zusam-

menschlussbeteiligten auf der Basis von Kapazitätsdaten auf Marktanteile von rd. [20-30] % 

(MVV) und [10-20] % (EnBW), wobei Letzter alleine auf das Kraftwerk der HKW in Pforz-

heim zurückgeht. Damit würde selbst bei einer Vollzurechnung der Ressourcen der MVV 

zur EnBW die EnBW künftig die Einzelmarktbeherrschungsvermutung des §18 GWB nicht 

erfüllt.  

 Es ist indes bereits fraglich, inwieweit das wettbewerbliche Potential der HKW überhaupt 

der nur mit 30 % beteiligten EnBW zugerechnet werden kann. Die EnBW äußert in ihrem 

Schreiben vom 16.11.2017, dass […] beliefert wird; die EnBW habe daher keine weitere 

Kenntnis über Details der Beschaffung. Ohne die Berücksichtigung der Anlage in Pforzheim 

kommt es bei einer Marktabgrenzung von 100 km zu keinen Überschneidungen.  

 Zudem kommen bereits bei geringfügiger Ausdehnung des betrachteten Gebietes weitere 

Anlagen als Wettbewerber hinzu. Fasst man alle von der MVV als Wettbewerber aufgeführ-
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ten Anlagen zusammen, erreichen die beiden Zusammenschlussparteien zusammenge-

nommen einschließlich der HKW-Anlage in Pforzheim einen Anteil von [30-40] % der von 

diesen Anlagen repräsentierten Gesamtkapazität. Lässt man die Anlage der HKW bei der 

Analyse aus, beträgt der Anteil zusammen nur rund [20-30] %.  

 Dabei ist noch nicht berücksichtigt, dass der weit überwiegende Teil von Energie aus Bio-

masse von Kleinkraftwerken produziert wird, zu denen der Beschlussabteilung keine wei-

teren Angaben über die Bezugsquellen vorliegen. Lt. Kraftwerksliste der BNetzA kommen 

nur 10 % oder 247 MW der insgesamt mit Biomasse erzeugten Energie in den Bundeslän-

dern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland 

(2.480 MW) aus großen Biomassekraftwerken, der weit überwiegende Teil der Erzeugung 

erfolgt dezentral in Anlagen mit weniger als 10 MW Leistung. 

 Neben der thermischen Verwertung in Biomassekraftwerken werden rd. 13 % des Altholzes 

bundesweit stofflich verwertet. Die MVV gibt vor diesem Hintergrund […] als direkten Wett-

bewerber an. Von EnBW wird außerdem noch […] benannt. Ungeachtet der Frage, ob die 

stoffliche Verwertung dem gleichen sachlichen Markt wie die thermische Altholzverwertung 

zuzurechnen ist, geht jedenfalls ein zu berücksichtigender Substitutionswettbewerb von der 

stofflichen Verwertung aus, der den Handlungsspielraum der Zusammenschlussparteien 

begrenzen kann.  

 Neben der thermischen Verwertung in Biomassekraftwerken wird ein Anteil von knapp 23 % 

des Altholzes auch im Wege der Mitverbrennung in verschiedenen Kraftwerkstypen verwer-

tet. Beide Zusammenschlussparteien nennen hier […]. Die Darstellungen zur Verbrennung 

von Gewerbeabfällen unter RN (360)ff. zeigt eine Vielzahl weiterer potentieller Anlagen auf.  

 Beide Zusammenschlussparteien geben schließlich an, dass in Einzelfällen, […], auch wei-

ter entfernte Anlagen angesteuert würden. Diese Absteuerungswege könnten u.U. bei zu-

sammenschlussbedingten Versuchen, Preise zu erhöhen oder Kapazitäten künstlich zu 

verknappen als Ausweichalternative herangezogen werden. 

 In Folge des sukzessiven Auslaufens der EEG-Förderung für Biomassekraftwerke ab 2020 

könnten die dargestellten alternativen Absteuerungswege außerdem an zusätzlicher Be-

deutung gewinnen, wenn Preise für die Altholzverwertung aufgrund geringerer Erlöse aus 

der Energieerzeugung ansteigen oder Anlagen aufgrund entfallender Rentabilität stillgelegt 

werden.   

 Die Beschlussabteilung hat daher auf weitere Ermittlungen zur Altholzverwertung in Bio-

massekraftwerken verzichtet.  
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IV. Ergebnis 

 Die Untersagungsvoraussetzungen gemäß § 36 Abs. 1 GWB sind nicht erfüllt. Auf Grund-

lage der Ermittlungsergebnisse ist nicht davon auszugehen, dass durch den Zusammen-

schluss wirksamer Wettbewerb erheblich behindert wird. Insbesondere ist nicht zu erwar-

ten, dass auf den betroffenen Märkten eine marktbeherrschende Stellung begründet oder 

verstärkt wird.  

 Das Zusammenschlussvorhaben ist insgesamt freizugeben. 

C. Gebühren 

 Die Freigabe eines Zusammenschlussvorhabens ist als Amtshandlung der Kartellbehörde 

nach § 40 GWB gemäß § 80 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 GWB gebührenpflichtig. Die Kartellbe-

hörde kann hierfür Gebühren bis zu 50.000 €, bei besonders großer wirtschaftlicher Bedeu-

tung und außergewöhnlich hohem Verwaltungsaufwand bis zu 100.000 € erheben 

(§ 80 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 in Verbindung mit Satz 3 GWB). Die Anmeldung eines Zusam-

menschlusses nach § 39 Abs. 1 GWB ist gemäß § 80 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 GWB ebenfalls 

gebührenpflichtig. Auf die Gebühr für die Freigabe ist die Gebühr für die Anmeldung des 

Zusammenschlusses anzurechnen (§ 80 Abs. 1 Satz 4 GWB). 

 Die Höhe der Gebühr bestimmt sich gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 GWB nach dem personellen 

und sachlichen Aufwand der Kartellbehörde (Kostendeckungsprinzip) unter Berücksichti-

gung der wirtschaftlichen Bedeutung, die der Gegenstand der gebührenpflichtigen Hand-

lung hat (Äquivalenzprinzip). Dabei kommt der wirtschaftlichen Bedeutung des Zusammen-

schlusses die relativ größere Bedeutung zu. Sie ergibt sich regelmäßig aus den von dem 

Zusammenschluss erwarteten wirtschaftlichen Vorteilen für die anmeldenden Unternehmen 

und den Auswirkungen auf den betroffenen Markt. Für die wirtschaftlichen Vorteile des Zu-

sammenschlusses auf Seiten der Unternehmen sind wiederum indiziell deren Umsätze auf 

den relevanten Märkten und die Marktanteile von Bedeutung175. Dabei ist innerhalb des 

Gebührenrahmens dem durchschnittlichen Fall die Mittelgebühr als angemessene Gebühr 

zuzuordnen. Diese beträgt nach dem derzeit geltenden Gebührenrahmen 25.000,-- €, in 

175 Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 16. April 2008, VI-Kart 2/08 (V) m.w.N.
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Worten: Fünfundzwanzigtausend €. Von diesem Mittelwert sind, abhängig von der jeweili-

gen wirtschaftlichen Bedeutung und dem Arbeitsaufwand, Zu- oder Abschläge vorzuneh-

men, deren Höhe im Ermessen der Kartellbehörde liegt176. 

 Im Hinblick auf die nach §§ 80 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, Abs. 2 Sätze 1 und 2 Nr. 1 GWB, 1 Kar-

tKostV zu erhebende Gebühr misst die Beschlussabteilung dem Vorhaben eine durch-

schnittliche wirtschaftliche Bedeutung zu. Der personelle und sachliche Aufwand war in 

Folge vieler betroffener Märkte mit aufwändigen Ermittlungen zweier Beschlussabteilun-

gen, mehrerer externer Gutachten und mehrerer Beiladungsanträge außergewöhnlich 

hoch. Die sich hieraus ergebende Verwaltungsgebühr wurde nach § 80 Abs. 2 Satz 3 GWB 

heraufgesetzt auf […] €. Davon ausgehend wurde die Verwaltungsgebühr gemäß 

§ 80 Abs. 2 Satz 4 GWB herabgesetzt […] da im vorliegenden Verfahren zum Teil Ermitt-

lungsergebnisse aus dem von der Anmelderin zurückgenommenen Verfahren B8-31/17 

beigezogen wurden. 

 Die gesondert zu erhebende Gebühr für die Anmeldung des Zusammenschlussvorhabens 

wurde in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens auf […] festgesetzt. 

 Kostenschuldner ist nach § 80 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 i.V.m § 80 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 

§ 40 GWB die Beteiligte zu 1.  

 Die Gebühren in Höhe von   

[…] 

sind mit Zustellung dieses Beschlusses fällig und binnen eines Monats nach Zustellung zu 

überweisen auf das Konto der 

Bundeskasse Trier 

 IBAN: DE81 5900 0000 0059 0010 20 

 Deutsche Bundesbank, Filiale Saarbrücken 

 BIC: MARKDEF1590 

Bitte geben Sie als Verwendungszweck unbedingt das Kassenzeichen  

810600365981 

176 Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 24. Februar 2010, VI-Kart 11/09 (V) m.w.N.
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und das Datum des Beschlusses an; ansonsten kann die Zahlung nicht bearbeitet werden. 

 Sollte bis zum Ablauf eines Monats nach dem Tag der Zustellung keine oder keine vollstän-

dige Zahlung erfolgen, so können für jeden angefangenen Monat der Säumnis Säumniszu-

schläge von eins vom Hundert des rückständigen Betrages erhoben werden (§ 80 Abs. 8 

GWB, § 1 Abs. 2 KartKostVO i.V.m. § 18 Abs. 1 VwKostG). Bei Überweisungen aus dem 

Ausland fallen im Allgemeinen Bankspesen an. In diesen Fällen ist sicherzustellen, dass 

dem Konto des Bundeskartellamts die volle Gebühr gutgeschrieben wird. 

 Die als Auslagen neben den Gebühren festzusetzenden Kosten i.S.d. § 80 Abs. 1 Satz 3 

GWB werden gesondert erhoben. 

D. Vollzugsanzeige 

 Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anmeldung des Zusammenschlussvorha-

bens die Pflicht nach § 39 Abs. 6 GWB unberührt lässt, den Vollzug des Zusammenschlus-

ses unverzüglich anzuzeigen. 

E. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde eröffnet. Sie ist schriftlich binnen einer mit 

Zustellung des Beschlusses beginnenden Frist von einem Monat beim Bundeskartellamt, 

Kaiser-Friedrich-Straße 16, 53113 Bonn, einzureichen. Es genügt jedoch, wenn sie inner-

halb dieser Frist bei dem Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht Düsseldorf, eingeht.  

Die Beschwerde ist durch einen beim Bundeskartellamt oder beim Beschwerdegericht ein-

zureichenden Schriftsatz zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

zwei Monate. Sie beginnt mit der Zustellung des Beschlusses und kann auf Antrag von dem 

oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebe-

gründung muss die Erklärung enthalten, inwieweit der Beschluss angefochten und seine 

Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die – gegebenenfalls auch neuen – Tat-

sachen und Beweismittel angeben, auf die sich die Beschwerde stützt.  

Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unter-

zeichnet sein.  
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Temme Sonnenfroh Dr. Jankowski 

Sie werden darauf hingewiesen, dass die Entscheidung – dem Tenor nach – im Bundesanzeiger (§ 43 Abs. 2 

Nr. 1 GWB) sowie – im Volltext – im Internet veröffentlicht wird. Sie werden daher gebeten, der Beschlussab-

teilung innerhalb von 7 Tagen nach Zustellung dieses Beschlusses ggf. schriftlich mitzuteilen, ob die Entschei-

dung Geschäftsgeheimnisse enthält, die vor der Veröffentlichung zu löschen sind. Bitte begründen Sie, warum 

es sich bei den von Ihnen ggf. gewünschten Löschungen um Geschäftsgeheimnisse handelt. Sollte die zustän-

dige Beschlussabteilung innerhalb von 7 Tagen keine Nachricht von Ihnen erhalten, geht das Bundeskartellamt 

davon aus, dass diese Entscheidung keine Geschäftsgeheimnisse enthält, und wird sie veröffentlichen. 
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